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Kurzfassung-Abstract 

Lokale Kindenrerkehrssicherheitsmaßnahmen 
und -programme im europäischen Ausland 

Eine Umschau in sechs Ländern Europas lässt 
grobe Trends und je nationale Schwerpunkte der 
Verkehrssicherheitsarbeit für Kinder im lokalen und 
regionalen Rahmen erkennen. 

Die Bemühungen um mehr Verkehrssicherheit für 
Kinder haben inhaltlich häufig die Verbesserung 
der Nachhaltigkeit kindlicher Mobilität zum Ziel. 
Kinder sollen sich häufiger selbst aktiv zu Fuß oder 
mit dem Fahrrad fortbewegen und seltener passiv 
als Pkw-Mitfahrer. ln der praktischen Umsetzung 
bilden (inter-)nationale Aktionstage oder -wochen 
häufig den organisatorischen Rahmen. 

Darüber hinaus finden sich auch Verkehrssicher­
heitsmaßnahmen, die sich nicht primär der Ziel­
gruppe Kinder widmen, jedoch durch Engineering­
Maßnahmen die Verkehrsumwelt von Kindern mit 
beeinflussen. Kinder profitieren dann im Zuge der 
Produktion von mehr Verkehrssicherheit als öffent­
liches Gut für alle Bewohner eines Gemeinwesens, 
von dessen "Konsum" niemand ausgeschlossen 
werden kann. 

ln Ländern mit national quantifizierten Zielgrößen 
zur Reduzierung der Verkehrsunfallopfer ist die Ein­
beziehung der Gemeinden zur Zielerreichung be­
sonders stark und die Verbesserung der Verkehrs­
sicherheit besonders erfolgreich. ln allen Ländern 
sind Schulen herausgehobene Akteure der lokalen 
Verkehrssicherheitsarbeit für Kinder. 

Für die weitere Diskussion in Deutschland erschei­
nen z. B. die im Ausland verbreiteten Schui­
Mobilitätspläne und Fußgänger- oder Fahrrad­
Busse interessant. Auch die Verbindung von 
Enforcement- mit Education-Maßnahmen er­
scheint bedenkenswert. Die auf Dauer gestellte 
Einrichtung eines Observatoriums für Verkehrssi­
cherheit könnte wertvolle Hilfe für die Programm­
und Aktionsentwicklung leisten. Auch Maßnahmen 
der Qualitätssicherung und des Benchmarking 
lassen Erfolge in der Verkehrssicherheitsarbeit 
erwarten. Sowohl die Denk- und Handlungsweise 
"vom Kind aus" als auch die Vernetzung mit Akteu­
ren aus anderen Handlungsfeldern mit ähnlichen 
Zielen sollten verstärkt werden. 
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Der Originalbericht enthält als Anhänge Synopsen 
der lokalen Verkehrssicherheitsmaßnahmen in ta­
bellarischer Form für Kinder in Belgien, Frankreich, 
den Niederlanden, Österreich, Schweden, im Verei­
nigten Königreich sowie supranationale Maßnah­
men. Auf die Wiedergabe dieser Anhänge wurde in 
der vorliegenden Veröffentlichung verzichtet. Sie 
liegen bei der Bundesanstalt für Straßenwesen vor 
und sind dort einsehbar. Verweise auf die Anhänge 
im Berichtstext wurden zur Information des Lesers 
beibehalten. 

Local road safety measures and programs for 
children in European countries 

A review in six European countries identifies in 
broad outline trends and national priorities in the 
local (community based) or regional road safety 
work for children. 

The efforts for more road safety for children often 
aim at the improvement of the sustainability of the 
children's mobility. Children should be active 
themselves more frequently by walking or cycling 
instead of moving passively as car passengers. ln 
practice (inter-)national days or weeks of action 
form the organisational frame for such measures. 

Moreover road safety measures can be found, that 
are not directed primarily towards children as the 
target group, but influence the traffic environment 
of children by applying general engineering 
measures. Children then profit from the production 
of more road safety as a public good for all 
inhabitants of a community, since nobody can be 
excluded from consuming it. 

Countries defining quantitative national targets for 
the reduction of road casualties not only show a 
particularly strong involvement of the communities 
towards this aim, but also are very successful in 
improving road safety. ln all countries schools are 
prominent actors in the field of local road safety 
measures for children. 

Some widespread measures in foreign countries 
appear to be promising for further discussion in 
Germany, e.g. school mobility plans and the so 
called walking or cycling busses. Also the 
combination of enforcement measures with 
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education measures appears to be interesting. The 
founding of an observatory for road safety could 
provide valuable assistance for the development of 
road safety programs and measures. Successes in 
road safety work can also be expected by quality 
assurance or benchmarking measures. Thinking 
and acting "from the viewpoint of the child" as weil 
as networking with actors out of other fields with 
similar aims should be intensified. 

The original report contains synopses of the local 
traffic safety measures as appendices in the form 
of tables, as weil as supranational measures, for 
children in Belgium, France, the Netherlands, 
Austria, Sweden, the United Kingdom. The 
reproduction of these appendices in the present 
publication has been rejected. They are available at 
the Federal Highway Research Institute and can be 
viewed there. References to the ·appendices in the 
report have been maintained for the information of 
the reader. 
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1 IEin~eih.mg 

Möglichkeiten der Verkehrssicherheitsarbeit auf 
kommunaler Ebene werden in Deutschland bereits 
seit längerem thematisiert (vgl. KRUG et al. 2004, 
BAI ER et al. 1991, HERZHAUSER 1990, SCHEL­
LENBERG et al. 1983). Als Ziele der heutigen 
kommunalen Verkehrssicherheitsarbeit lassen sich 
mit RAUH (Ohne Jahr) die Erhöhung der Ver­
kehrssicherheit, die Vermeidung risikobehafteter 
"Zwangsmobilität" (mit dem Pkw) und die Förde­
rung einer sicherheitsoptimierten Verkehrsmit­
telwahl zusammenfassen. Die hierzu benötigten 
Instrumente gehen weit über rein technische Si­
cherheitsmaßnahmen im Sinne des Engineering 
hinaus und umfassen auch Aspekte 

);> der Raumordnung, 

:1> der Flächennutzungsplanung, 

);> der Öffentlichkeitsarbeit, 

);> des Ausbaus des ÖPNVs und 

:1> der Infrastrukturpolitik (vgl. RAUH Ohne Jahr). 

Häufig sind Kinder nur eine der möglichen Ziel­
gruppen kommunaler Verkehrssicherheitsarbeit 
Ein wichtiger Aspekt des entsprechenden Engage­
ments in einer Gemeinde ist jedoch im ökonomi­
schen Sinn die Produktion von Verkehrssicherheit 
als (quasi) öffentliches Gut (vgl. RECKTENWALD 
1981: 419). Dessen Charakteristikum der Nicht­
Ausschließbarkeit besagt, dass niemand vom Kon­
sum des "Gutes" Verkehrssicherheit ausgeschlos­
sen werden kann. D. h. lokale Verkehrssicher­
heitsmaßnahmen, deren Hauptzielgruppe Kinder 
sind, kommen darüber hinaus nicht nur auch ande­
ren "schwachen" Verkehrsteilnehmern zugute, 
sondern stiften Nutzen in Form erhöhter Verkehrs­
sicherheit für alle Verkehrsteilnehmer. Umgekehrt 
profitieren Kinder im allgemeinen auch durch Maß­
nahmen zur Erhöhung der Verkehrssicherheit von 
anderen sog. "schwachen" Verkehrsteilnehmer­
gruppen (vgl. hierzu FUNK 2004: 98). 

FUNK (2004: 61ff) hat eine Reihe von Vorteilen 
kleinräumig organisierter lokaler I regionaler Ver­
kehrssicherheitsmaßnahmen für Kinder aufgelistet: 

);> Die Einsicht in die prinzipielle Begrenztheit der 
kindlichen Entwicklungsdynamik und die damit 
zwangsläufig einhergehende Überforderung 
von Kindern im Straßenverkehr, 

);> das Wissen um die Verunfallung von Kindern 
im Straßenverkehr, insbesondere des Ortsbe­
zugs, 

);> die überwiegend innerörtliche Mobilität von Kin­
dern (vgl. hierzu FUNK, FASSMANN 2002), 
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);> die gegenwärtige Neupositionierung der Verc 
kehrssicherheitsarbeit für Kinder in Deutsch­
land, 

:1> die Forderung nach der Beachtung der didakti­
schen Prinzipien des Ortsbezugs und der 
Handlungsorientierung in Verkehrssicherheits­
maßnahmen, 

:1> die Abkehr von der einseitigen Betonung des 
edukatorischen Aspektes der Verkehrssicher­
heitsarbeit für Kinder oder 

:1> der auf der kommunalen Ebene gesehene 
Handlungsbedarf in der Kinderpolitik. 

Als offensichtliche Vorteile eines kleinräumigen 
Ansatzes - bei dem eine Kommune jeweils das 
Setting für die inhaltliche Auseinandersetzung mit 
dem Thema Straßenverkehr abgibt - fallen unmit­
telbar auf: 

:1> Die Überschaubarkeit der lokalen Verkehrsver­
hältnisse, 

);> die Kürze der Kommunikations- und Entschei-
dungswege und 

);> die guten Möglichkelten der Bürgerbeteiligung. 

Im hier vorgelegten Bericht werden entsprechende 
Erfahrungen aus dem europäischen Ausland do­
kumentiert. Die Suche nach lokalen I regionalen 
Kinderverkehrssicherheitsmaßnahmen und -pro­
grammen war durch die Projektausschreibung auf 
folgende Länder begrenzt, in denen jeweils zu­
nächst die in Klammern genannte nationale Orga­
nisation für Verkehrssicherheitsforschung kontak­
tiert wurde: 

:1> Belgien (Institut Beige pour Ia Securite Rau­
tiere, IBSR I Belgisch lnstituut voor de Ver­
keersveiligheid, BIW), 

:1> Frankreich (Institut National de Recherche sur 
les Transportset Securite, INRETS), 

:1> die Niederlande (Wetenschappelijk Onderzoek 
Verkeersveiligheid, SWOV), 

:1> Österreich (Kuratorium für Verkehrssicherheit, 
KN), 

:1> Schweden (Väg- och transportforskningsinstitut, 
VTI) und 

:1> Vereinigtes Köni~reich (Transport Research 
Laboratory, TRL). 

Darüber hinaus lieferten länderspezifische Inter­
netsuchanfragen Hinweise auf weitere einschlägi-

Die Auflistung der untersuchten Länder erfolgt in alphabeti­
scher Reihenfolge. 



8 

ge Maßnahmen, Verkehrssicherheits-, Verkehrser­
ziehungs- oder Umsetzeror~anisationen bzw. kom­
petente Ansprechpersonen. Die Recherche erfolg­
te ausschließlich mittels Internet, die Kontaktauf­
nahme mit den MaßnahmetrElgern bzw. Umsetzern 
nahezu ausschließlich per E-Mail. 

ln den nachfolgenden Kapiteln werden 

>- die in den einzelnen Ländern gefundenen loka­
len Verkehrssicherheitsmaßnahmen und -pro­
gramme für Kinder dokumentiert, 

>- entsprechende Projekte auf supranationaler 
Ebene kurz vorgestellt, 

>- die recherchierten Maßnahmen zusammenfas­
send charakterisiert und 

>- ihre Übertragbarkeit auf deutsche Verhältnisse 
angerissen. 

Eine Synopse der lokalen I regionalen Verkehrssi­
cherheitsmaßnahmen für Kinder findet sich - sepa­
rat für jedes betrachtete Land - im Anhang dieses 
Berichtes. 

Weder waren für alle nachfolgend vorgestellten 
Maßnahmen stets vergleichbare Informationen 
veröffentlicht bzw. zu recherchieren, noch kann der 
Anspruch erhoben werden, die relevante Maß­
nahmenlandschaft in der Kürze der Projektbearbei­
tungszeit erschöpfend überblickt und dokumentiert 
zu haben. Allerdings lässt die kurze Umschau si­
cherlich grobe Trends und je nationale Schwer­
punkte der Verkehrssicherheitsarbeit für Kinder im 
lokalen und regionalen Rahmen erkennen. 

2 BelgieD1 

Aufgrund der politischen Gliederung Belgiens in 
einen Bundesstaat aus drei Regionen (Wallonien, 
Flandern und die Hauptstadtregion Brüssel) und 
drei (Sprach-)Gemeinschaften (Französische, 
FIElmische und Deutschsprachige Gemeinschaft 
Belgiens)3 bietet sich auch im Kontext der Recher­
che kommunal/ regional vernetzter Verkehrssi­
cherheitsmaßnahmen für Kinder eine Differenzie­
rung zwischen Regionen an. 

Die über das Ministerium der deutschsprachigen 
Gemeinschaft in Eupen zu recherchierenden Ver­
kehrssicherheitsmaßnahmen für Kinder erwiesen 
sich alle als fiElehendeckend praktizierte Schui­
Verkehrserziehungsmaßnahmen ohne besonderen 

2 
Diese sollen hier nicht explizit aufgezählt werden. 

3 
Vgl. hierzu z. B. http://de.wikipedia.org/wiki/Belgien# 
Politische_:Giiederung vom 29.04.2005. 

lokalen I regionalen Bezug und werden deshalb in 
diesem Bericht nicht dokumentiert. Differenziert 
nach den Regionen, werden nachfolgend franzö­
sischsprachige und flämische Verl<ehrssicher­
heitsmaßnahmen für Kinder unterschieden. 

2.1 Wallonien 

2.1.1 Staatliche Maßnahmen 

2.1.1.1 Plan national de securite ("Nationaler 
Sicherheitsplan") 

Die belgisehe Regierung hat im "Plan national de 
securite" (PNS) 2004 - 2007 ("Nationaler Sicher­
heitsplan") das Ziel definiert, die Anzahl im Stra­
ßenverkehr Getöteter und Schwerverletzter bis 
2006 gegenüber den Zahlen der Referenzperiode 
1998 - 2000 um 33 %, und bis 2010 um 50 %, zu 
senken.4 ln diesem Zusammenhang kommen der 
föderalen Polizei vier übergeordnete Aufgaben zu:5 

>- Die Datenbasis zu Verkehrsunfällen zu aktuali-
sieren, 

>- die Präsenz auf den Autobahnen zu verstärken, 

>- Kontrollen zu verstärken und 

>- die Zusammenarbeit mit der "Police locale" ("lo-
kale Polizei") zu verstärken. 

Die "Police locale" soll zu Zwecken der Verkehrs­
erziehung in Schulen personell und materiell un­
terstützt werden. Die Polizei unterrichtet dort auch 
anhand von mobilen Verkehrsparcours ("pistes de 
circulation"). ln diesen Parcours können die Schü­
ler unter Aufsicht der Polizei richtiges Verkehrsver­
halten einüben. 

2.1.1.2 Plans de Deplacements Scolaires 
(POS) ("Aktionspläne Schulweg") 

Von besonderer Bedeutung sind die "Plans de 
Deplacements Scolaires" (PDS)6 ("Aktionspläne 
Schulweg") des Ministere de I'Equipement et des 
Transports (Ministerium für Infrastruktur und 
Transport) in Wallonien, an dem sich das Institut 
beige pour Ia securite routiere (IBSR, "Belgisches 

4 

5 

6 

Vgl. http://www.polfed.be/police/polfed/trafic!Plan daction% 
202005_securiteroutiere.pdf vom 14.03.2005. -

ln Belgien werden föderale und lokale Polizei unterschie-
den, vgl. http://www.police.be vom 14.03.2005. 

Vgl. http://mobilite.wallonie.be/pds/index.html vom 1 0.03. 
2005. Hier finden sich auch eine Reihe von Materialien und 
Instrumente zur Umsetzung der Aktionspläne. 
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Erklärtes Ziel der Kampagne ist eine nachhaltige 
Mobilität.8 Da knapp zwei Drittel der Schulkinder 
von ihren Eltern im Auto zur Schule gebracht wer­
den, sind zu den morgendlichen Spitzenzeiten 
sehr viele Autos auf den Straßen unterwegs, wo­
durch die Sicherheit sowohl für Autonutzer als 
auch für sonstige Verkehrsteilnehmer leidet. 
Schädliche Auswirkungen auf die Umwelt kommen 
hinzu. Mit den POS soll darauf hingewirkt werden, 
dass Schüler unter möglichst hohen Sicherheits­
standards mit anderen Transportmitteln (zu Fuß, 
mit dem Fahrrad oder in gemeinsam genutzten 
Pkw) zur Schule gelangen. Dadurch soll für Schü­
ler und andere Verkehrsteilnehmer die Sicherheit 
auf dem Schulweg langfristig stabil bleiben. Von 
der Region werden Handlungsleitfäden für die in 
diese Kampagne eingebundenen Akteure (Schu­
len, Verbände, Verwaltung, Polizei) bereitgestellt, 
anhand derer eine nachhaltige Mobilität erreicht 
werden soll. Dabei wird für jede einzelne Schule 
folgendes Vorgehen, vorgeschlagen (vgl. MI­
NISTERE OE L'EQUIPEMENT ET DES TRANS­
PORTS OE LA REGION WALLONNE 2003a: 5ff):9 

)> Vorbereitung: Zusammenstellung einer Kom-
mission, die sich aus Vertretern von Kommune, 
Schulleitung, Lehrerschaft, Elternbeiräten, Poli­
zei, ÖPNV, Fahrradclubs usw. zusammensetzt. 
Dieses Gremium definiert die im Verlauf eines 
Schuljahres zu lösenden Probleme. 

)> Diagnostik: 

~ Bestandsaufnahme der Erreichbarkeit der 
Schule, Infrastruktur, Organisation des Zu­
gangs, Schulumgebung, Charakteristik der 
Schulwege usw.; 

9 

führung des POS erprobt. ln einem Bericht über 
die Erfahrungen aus dem Pilotprojekt führt das Mi­
nisterium für Infrastruktur und Transport folgende 
Faktoren auf, die für eine gelungene Umsetzung 
des POS entscheidend sind (vgl. MINISTERE OE 
L'EQUIPEMENT ET DES TRANSPORTS OE LA 
REGION WALLONNE 2003b: 22ff): 

)> Die Gründung einer Mobilitätskommission 
(,.commission de mobilite") in den Schulen, wel­
che die verschiedenen Akteure (Lehrer, Eltern, 
Schüler, Polizei, Verwaltung) umfasst. 

)> Der Kommission ist eine aussagekräftige Infor­
mationsbasis über die Umstände und Voraus­
setzungen der jeweiligen Schule zur Verfügung 
zu stellen, anhand derer neue Mobilitätskon­
zepte entwickelt werden können. 

)> Die Umsetzung eines POS bedarf einer ausrei­
chend großen Anzahl Beteiligter, die sich über 
mehrere Monate hinweg engagieren und die 
zur Verfügung stehenden Ressourcen effizient 
einsetzen. 

)> Die Infrastruktur muss adäquat sein, z. B. ist bei 
einer ungenügenden Anzahl von Geh- I oder 
Radwegen die Umsetzung des POS gefährdet. 

)> Der Wille zum Wandel muss von der jeweiligen 
Schule deutlich ausgedrückt werden. Ein rei­
bungsloser Ablauf der Aktionen und die öffentli­
che Darstellung sind von großer Bedeutung. 

)> ln den Ablauf der POS müssen Vertreter der 
Schüler eingebunden sein, da sie als wichtige 
Mittler zwischen Schule und anderen Schülern 
bzw. Eltern fungieren können. 

~ Mobilitätsverhalten der Schüler: Tageszeiten 2.1.2 Zivilgesellschaftliche Maßnahmen 
der Mobilität, benutzte Verkehrsmittel usw.; 

)> Erstellung eines Aktionsplans: Ziele, Art der Ak­
tionen (lnfrastrukturmaßnahmen, Verkehrs­
erziehung, Organisation der Schülermobilität); 

)> Durchführung der Aktionen; 

)> Evaluation und Überführung der Aktionen in die 
Schulwegroutine; 

ln den Jahren 2001 und 2002 wurde in einem Pi­
lotprojekt an zehn wallonischen Schulen die Durch-

7 

8 

9 

Vgl. http://www.ibsr.de vom 08.03.2005. 

Die Kampagne gliedert sich ein in die von der belgischen 
Regierung per Gesetz festgelegte Leitlinie der nachhaltigen 
Entwicklung vom 05.05.1997. 

Arbeitshilfen finden sich unter: http://mobilite.wallonie.be/ 
pds/outils/fiches.pdf vom 28.04.2005. 

2.1.2.1 Pro Velo 

Pro Velo wurde 1992 als private Vereinigung von 
Fahrradfahrern gegründet. 10 Sie bietet Behörden, 
Schulen und Unternehmen kostenpflichtige Dienst­
leistungen an, mit dem Ziel, den Stellenwert des 
Fahrrads als Transportmittel zu erhöhen. ln Bezug 
auf Kinder sind dabei zu nennen: 

)> Programme zum Erlernen des Fahrradfahrens 
in drei Stufen: 11 

10 
Vgl. http://www.provelo.be/indexFr.htm vom 10.03.2005. 

11 
Vgl. http://www.provelo.orgNE/Programme%20veloeducati 
onFr.htm#niv1 vom 28.04.2005. 
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~ Niveau 1: Grundlagentraining, zwei Trai­
ningsE;!inheiten in der Schule, ein Trainer pro 
Klasse, 

~ Niveau 2: Ziel: autonomer Fahrradfahrer 
werden, zwei oder drei Trainingseinheiten in 
der Schule, ein Trainer und ein Lehrer als 
Begleiter pro Klasse, 

~ Niveau 3: Ziel: wie Niveau 2, Pädagogische 
Ausfahrt, drei Trainingseinheiten, ein Trainer 
pro 15 Schüler und ein Lehrer als Begleiter. 

Kosten: % Tag (vier Trainingseinheiten) 100 € 
pro Trainer (Region Wallonien 90 €); ein Tag 
150 € pro Trainer (Region Wallonien 120 €); 

> Spezielle Trainingsprogramme (dauerhaft oder 
individuell zugeschnitten), z. B. das Training: 
"Le ramassage scolaire a velo" ("Der Schulweg 
mit dem Fahrrad") (vgl. Kapitel 2.1.2.2). 

> Pro Velo hat im Auftrag des Ministeriums für 
Mobilität der Region Wallonien auch einen 
Fahrrad-Bus-Führer erarbeitet, der von Interes­
sierten aus dem Internet heruntergeladen wer­
den kann (vgl. PRO VELO 2000). 

2.1.2.2 Le ramassage scolaire ä velo ("Der 
Schulweg mit dem Fahrrad") 

Diese dem Fahrrad-Bus I Pedibus entsprechende 
Maßnahme wird in Wallonien von Pro Velo propa­
giert (vgl. PRO VELO 2000). in Begleitung von Er­
wachsenen üben die Kinder, den Hin- und Rück­
weg zu I von der Schule mit dem Fahrrad sicher 
zurückzulegen. 12 Das Training umfasst einen ln­
formationstermin, die Vorbereitung und das Trai­
ning des Radfahrens in der Gruppe. Die Vergütung 
für diese Trainingsprogramme wird von Fall zu Fall 
gesondert verhandelt. Dabei werden ca. 250 € pro 
Tag (Vorbereitung, Ausbildung und Transportkos­
ten) oder 20 € pro Stunde angesetzt. 

Während der Europäischen Mobilitätswoche 2002 
wurden z. B. in Comines-Warneton (ca. 17.000 
Einwohner) fünf Fahrrad-Busse mit jeweils ca. 
zehn Haltestellen für insgesamt etwa 150 Grund­
schüler organisiert. Die Schüler konnten hierzu Si­
cherheitswesten und Fahrradhelme ausleihen. Das 
Projekt wurde von der Stadtverwaltung initiiert und 
vereinigte als Partner die Schulrektoren, Elternver-

12 
Vgl. zur Anlage dieser Maßnahme ausführlicher Kapitel 7.6. 

bände, die Polizei und das Verkehrsministerium für 
Wallonien. 13 

2.2 Flandern 

2.2.1 Mobiliteitsconvenants ("Mobilitätsver­
einbarungen") 14 

Seit 1996 sind Mobilitätsvereinbarungen ein wich­
tiger Teil der Verkehrspolitik der Regionalregierung 
von Flandern. Ursprünglich auf Umweltaspekte 
und eine nachhaltige Entwicklung ausgerichtet, 
handelt es sich bei diesem Beispiel einer Trans­
port- oder Mobilitätsplanung um freiwillige Über­
einkünfte zwischen 

> einer Gemeindeverwaltung (zuständig für 
Stadtplanung, Parkregulierung, Gemeindestra­
ßen, lokale Polizei), 

> höheren Verwaltungsebenen der Provinzen 
(zuständig für die Stadtplanung und die Pro­
vinzstraßen), 

> der flämischen Regierung (zuständig für die re­
gionalen Straßen, Stadtplanung und die Finan­
zierung des ÖPNV), 

> dem flämischen ÖPNV-Dienstleister Oe Lijn 
und 

> möglichen weiteren Beteiligten, wie z. B. Un-
ternehmen, Schulen oder Organisationen. 

Mit der Mobilitätsvereinbarung verpflichten sich alle 
Beteiligten zur Mitarbeit an der Ausarbeitung und 
Implementierung eines integrierten Mobilitätsplans 
auf der lokalen Ebene einzelner Gemeinden. Als 
generelle Ziele solcher Mobilitätspläne werden ge­
nannt: 

> die Erhöhung der Verkehrssicherheit, 

> die Verbesserung der Verkehrssituation und 

> die Kontrolle der Mobilitäts- I Transportnach-
frage. 

Diese Ziele sind eingebettet in einer multi-modalen 
Mobilitätspolitik, wie sie in der strukturellen Raurn­
planungspolitik der Region Flandern zum Ausdruck 
kommt. 

13 
Quelle: SMILE-Projektdatenbankabfrage zur Zielgruppe 
Kinder; Zugriff via http://www.smile-europe.org am 11.02. 
2005. 

14 
Alle Informationen zu dieser Maßnahme entstammen 
ASPERGES (2004; Ohne Jahr) sowie der Website http:// 
www.mobielvlaanderen.be/convenants/convenants02.php 
vom 04.04.2005. 



Zur Zielerreichung wird in erster Linie auf Enginee­
ring-Maßnahmen gesetzt, so z. B. auf 

)> städtische Umstrukturierungsmaßnahmen, 

)> die selektive Zugänglichkeit von Pkw und 

)> die Verbesserung alternativer Mobilitätsmög­
lichkeiten. 

Mobilitätsvereinbarungen 

)> beziehen alle Partner ein und verwenden die 
verfügbaren Mittel in einer koordinierten Art und 
Weise, 

)> lösen Mobilitätsprobleme in einer integrierten, 
geplanten und multi-modalen Art und Weise, 

)> sind ein Werkzeug für die Planung und Umset­
zung der Mobilitätspolitik und 

)> führen aufgrund der Kooperation zwischen den 
unterschiedlichen Akteuren zu effizienteren In­
vestitionen bei einem begrenzten Budget für 
Verkehrsinfrastruktur. 

Mobilitätsvereinbarungen sind modular aufgebaut 
und lassen sich deshalb an die spezifischen Ver­
kehrsproblerne einer Gemeinde anpassen. ln einer 
Basisvereinbarung erklären die beteiligten Akteure 
ihren Willen zur Zusammenarbeit im Rahmen der 
Mobilitätsvereinbarung, mit dem Ziel der Entwick­
lung eines Mobilitätsplans. Hierzu wird ein kom­
munaler Lenkungsausschuss eingerichtet und ei­
ner unabhängigen Qualitätskontrolle zugestimmt. 

Neben dieser Basisvereinbarung gibt es 19 Mo­
dule, die je nach Bedarf in die Mobilitätsvereinba­
rung aufgenommen werden: 

)> Zwei Module regeln die Finanzierung der Pla-
nungsarbeiten. 

Darüber hinaus gibt es 17 Ausführungsmodule, die 
sich entlang von vier Achsen gruppieren lassen: 

)> Ausbau oder Verbesserung der Infrastruktur 
(neun Module, z. B. Bau von Ringstraßen oder 
Umbau von Kreuzungen, Lärmschutzmaßnah­
men); 

)> Verbesserung des ÖPNV (drei Module: Ver­
besserung der Information über den ÖPNV, 
Bau von Bus- und Straßenbahnfahrspuren, Er­
weiterung des ÖPNV-Angebotes); 

)> Projekte zur Verbesserung der Verkehrssicher­
heit von Fußgängern und Fahrradfahrern (vier 
Module: Umgestaltung der Schulumgebung, di­
verse Aspekte des Ausbaus des separaten 
Radwegenetzes); 

)> Unterstützende Maßnahmen (ein Modul) wie 
Öffentlichkeitsarbeit, Bewerbung einer nach-

11 

haltigen Mobilität, Propagierung einer nachhal­
tigen Parkpolitik oder die Thematisierung der 
Folgewirkungen von Mobilität. 

Inzwischen gibt es für 80% (254 von 318) der flä­
mischen Gemeinden einen auf Mobilitätsvereinba­
rungen beruhenden Verkehrsplan. Als Ergebnis 
dieser Entwicklung werden vor Ort die Verbesse­
rung der Verkehrssicherheit auf innerstädtischen 
und regionalen Straßen, ein verstärktes Zurückle­
gen des Schulweges mit dem Fahrrad und eine 
stärkere Nutzung des ÖPNV festgestellt. Darüber 
hinaus lässt sich eine Professionalisierung und 
Dynamik in der Bearbeitung von Verkehrsproble­
men auf allen Ebenen der Verwaltung beobachten. 

Als Besonderheiten der flämischen Mobilitätsver­
einbarungen werden genannt: 

)> Das Ineinandergreifen von Politikentwurf und 
lmplementation, 

)> die von den unterschiedlichen interessierten 
oder involvierten Akteuren geteilte Verantwort­
lichkeit, 

)> die Herausforderung zur Entwicklung einer in­
tegrierten Mobilitätspolitik durch die lokale Ver­
waltung, 

)> der strukturierte Ansatz, in den alle Beteiligten 
einbezogen sind und 

)> die Qualitätskontrolle des gesamten Prozesses 
durch eine unabhängige Auditkommission (vgl. 
ASPERGES 2004; ohne Jahr). 

Für die im hier bearbeiteten Forschungsprojekt in­
teressierende Zielgruppe der Kinder ist insbeson­
dere die Akteursgruppe der Schulen interessant. 
Hinweise auf konkrete lokale Maßnahmen zur Ver­
besserung der Verkehrssicherheit von Kindern fin­
den sich insbesondere in Modul 10 "Umgestaltung 
der Schulumgebung" und in Modul 15 "Unterstüt­
zende Maßnahmen". Beispiele für lokale Verkehrs­
sicherheitsmaßnahmen für Kinder sind 

)> die Durchführung eines sog. "autofreien Schul­
tages" und die Förderung der Verkehrsbeteili­
gung auf dem Schulweg zu Fuß oder mit dem 
Fahrrad an diesem Aktionstag oder 

)> das kombinierte Zusammenwirken der Einrich­
tung sicherer Fahrradwege, der Verkehrserzie­
hung im Realverkehr, der Sensibilisierung für 
nachhaltige Mobilität und der Organisation ei­
nes Fahrrad-Busses 15

. 

15 
Dieser wird analog der sog. "Walking busses" (vgl. Kapitel 
7.6) organisiert und betrieben. 
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2.2.2 Veilig en milieuvriendelijl< naar school 
("Sicher und umweltfreundlich zur 
Schule") 16 

Diese Kampagne richtet sich an Grundschulen in 
Flandern und will Kinder zu einer sicheren und 
nachhaltigen Schulwegemobilität anregen. Wäh­
rend einer Aktionswoche (2005: 9. bis 13. Mai) 
werden die Schulkinder und ihre Eitern dazu an­
gehalten, den Schulweg zu Fuß, mit dem Fahrrad, 
mit dem ÖPNV oder in einer Pkw-Fahrgemein­
schaft zurückzulegen. Als Ziele der Kampagne gel­
ten die Verbesserung der Verkehrssicherheit auf 
den Schulwegen, die Erhöhung des Anteils "nach­
haltig" zurückgelegter Schulwege, die Verbindung 
eines lustigen Spiels mit der Verkehrserziehung in 
Schulen und die Aufklärung über Fahrradhelme. 

Die Kinder werden für nachhaltige Mobilität auf 
dem Schulweg mit Punkten belohnt, die in der 
Klasse gesammelt und später an einer "Verkehrs­
schlange" angebracht werden. Als "Preise" gibt es 
mehr Freispielzeit oder keine Hausaufgaben. 

Ein Beispiel für die Umsetzung der Aktionswoche 
dieser Kampagne liegt aus der Provinz Limbourg 
vor. Dort wird diese Kampagne jährlich in einer 
Woche für ca. 200 teilnehmende Schulen durch­
geführt. Grundschüler sollen dabei spielerisch zu 
einer umweltfreundlichen und sicheren Mobilität 
auf dem Schulweg angespornt werden. Die Kam­
pagne will den Anteil der Schüler erhöhen, die auf 
umweltfreundliche und sichere Art ihren Schulweg 
zurücklegen, zur Diskussion um Verkehrssicherheit 
und alternative Verkehrsbeteiligungsmöglichkeiten 
anregen und Eitern, Schüler und Lehrer zum 
Nachdenken über die eigene Mobilität einladen. 
Während in der Projektwoche eine umweltfreundli­
chere Schulwegmobilität zu beobachten ist, lässt 
sich ein solcher Effekt langfristig nicht ausmachen. 

Als Initiator dieser Aktion tritt die Provinz Limburg 
auf, als Partner werden eine Versicherung, ein 
Transport-Consultingunternehmen, das Projekt 
MOST (Mobility Management Strategies for the 
next Decades) und die teilnehmenden Städte und 
Schulen genannt (vgl. SMILE Ohne Jahr: 34). 17 

Unter dem Dach dieser Kampagne finden sich 
noch weitere Aktionen, die in diesem Kapitel sepa­
rat dokumentiert werden sollen, so z. B. 

16 

17 

Vgl. http://www.milieuvriendelijknaarschool.be/index_eng. 
htm vom 21.04.2005. 

Quelle: SMILE-Projektdatenbankabfrage zur Zielgruppe 
Kinder; Zugriff via http://www.smile-europe.org am 11.02. 
2005. 

~ ein Fahrrad-Bus, 

~ ein Schul-Mobilitätsplan und 

~ Schulvereinbarungen (vgl. Kapitel 2.2.3). 

2.2.3 Scholenovereenkomst ("Schulvereinba­
rung") 18 

Schulvereinbarungen regeln die strukturierte Zu­
sammenarbeit zwischen einer Gemeinde (Verwal­
tung, Polizei) und ihren Schulen (Primar- und Se­
kundarschulen, Direktorien, Lehrern, Schülern, El­
ternverbänden). Auch Eitern und andere lokale Ak­
teure können in diese Partnerschaft eingebunden 
sein. in gegenseitiger Absprache soll das Ziel einer 
sichereren und nachhaltig-umweltfreundlicheren 
Schulwegemobilität befördert werden. Dies kann 
auf unterschiedliche Art und Weise geschehen, 
z. B. durch Infrastruktur- oder transportorganisato­
rische Maßnahmen, Information, Bewusstseinsbil­
dung oder verkehrserzieherische Aktionen. Bei­
spiele für entsprechende Vereinbarungen sind 

~ die Erarbeitung eines· Erreichbarkeitsplans für 
die Schulen einer Gemeinde, 

~ die Entwicklung alternativer Radwege, 

~ die Verbesserung bestehender Radwege, 

~ die Intensivierung der verkehrserzieherischen 
Aktivitäten, 

~ die Intensivierung der Verkehrsüberwachung im 
Umfeld von Schulen, 

~ die Organisation von autofreien Schultagen, 

~ das Aufstellen eines Schui-Mobilitätsplans (vgl. 
Kapitel 2.2.4) oder 

~ das Organisieren eines Fahrrad-Busses. 

Als Vorteile von Schulvereinbarungen werden ge­
nannt 

~ Die organisatorische Zusammenarbeit zwi­
schen Gemeinde und Schulen, 

~ der Ansatz kann die gesamte Verkehrsproble­
matik umfassen und Alternativen entwickeln, 

~ verschiedene Partner arbeiten zusammen, 

~ die getroffenen Maßnahmen sind dauerhaft, 
lassen sich aber an geänderte Rahmenbedin­
gungen anpassen, 

18 
Vgl. http:l/www.milieuvriendelijknaarschool.be/nllscholen 
overeenkomsUscholenovereenkomst aanbod.htm vom 21. 
04.2005. -



~ das Ergebnis von Schulvereinbarungen sind 
mehr Verkehrssicherheit und ein besseres Ver­
kehrsklima in Schulumgebungen und auf den 
Schulwegen, und 

~ sie können zu nachhaltig-umweltfreundlicherer 
Mobilität führen. 

2.2.4 Schoolvervoerplan ("Schui-Mobilitäts­
plan")19 

Das Angebot, für konkrete Schulen sog. Schui­
Mobilitätspläne zu erstellen, richtet sich an Ge­
meinden und einzelne Schulen. Schui-Mobi­
litätspläne werden von Schulen in Kooperation mit 
der Stadtverwaltung - sowie evtl. der Regional­
verwaltung und dem Setreiber des ÖPNV - erar­
beitet mit dem Ziel, den Anteil sicherer und nach­
haltig-umweltfreundlicher Mobilität auf dem Schul­
weg zu erhöhen. Auch bei dieser Maßnahme geht 
es also um die Förderung des Zufußgehens, des 
Fahrradfahrens oder der Nutzung des ÖPNV. 

Ein Schul-Mobilitätsplan besteht aus drei Teilen: 

~ Einer Bestandsaufnahme der aktuellen Situati­
on der Schulmobilität, des aktuellen Verkehrs­
angebots und der Engpässe auf Schulwegen 
und in der Schulumgebung. 

~ Einem Aktionsplan, der das Verkehrsverhalten 
mittels Verkehrserziehung, Information und 
Bewusstmachung beeinflussen soll. Er umfasst 
Maßnahmen für eine bessere Verkehrsversor­
gung, für eine bessere Infrastruktur und für 
mehr Verkehrssicherheit. 

~ Der Evaluation der Maßnahmen. 

Die Bandbreite der hierbei möglichen Aktivitäten ist 
sehr breit und umfasst Information, Sensibilisie­
rung, Verkehrserziehung und infrastrukturelle bzw. 
verkehrsorganisatorische Maßnahmen. 

Als Vorteile von Schui-Mobilitätsplänen werden 
genannt: 

~ Die Dauerhaftigkeit der durchgeführten Maß­
nahmen, 

~ die Entwicklung der Maßnahmen aus Sicht der 
Verkehrsteilnehmer, 

~ die Zusammenarbeit verschiedener Partner an 
einer Maßnahme, 

~ die auf die spezifische Schulsituation mögliche 
Zuschneidung der Maßnahme, 

19 
Vgl. http://www.milieuvriendelijknaarschool.be/nllschoolver 
voerplan/scholvervoerplan_aanbod.htm vom 21.04.2005. 
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~ die Ausrichtung auf die Mobilität zu Fuß, mit 
dem Fahrrad oder mit dem ÖPNV und 

~ die umfassende Problematisierung der Ver-
kehrssituation im Umfeld von Schulen. 

Ein integrierter Aktionsplan verbessert die folgen­
den Faktoren und stimmt sie aufeinander ab: 

~ Die Infrastruktur wird verändert hinsichtlich 
dauerhaft sicherer Schulwege und einer Schul­
umgebung, die besser auf Fußgänger und Rad­
fahrer ausgerichtet ist. 

~ Der Schülerverkehr im ÖPNV wird optimiert. 

~ Eigene Verhaltensänderung: Die durchgeführ­
ten Aktivitäten sollen die Schüler für eine um­
weltfreundliche Mobilität sensibilisieren. 

~ Das Erlernen einer nachhaltigen Mobilität. 

Im Rahmen der bereits dokumentierten Mobilitäts­
vereinbarungen in Flandern, ist die Bezuschus­
sung für Engineering-Maßnahmen, die im Rahmen 
eines Schui-Mobilitätsplans im Umkreis der Schule 
durchgeführt werden, möglich.20 

2.2.5 Jongeren proces-verbaal en de 
verkeersklas ("Ju~endanzeige und Ver­
kehrsunterricht")2 

Im Polizeibezirk Grensleie findet - in Abstimmung 
mit den relevanten politischen Gremien und den für 
die Verkehrssicherheit zuständigen Organisationen 
- ein Maßnahmemix von Education und Enforce­
ment zur Verbesserung der Verkehrssicherheit 12-
bis 16-jähriger Fußgänger und Radfahrer Anwen­
dung. 

Besonderes Augenmerk richtet die Polizei bei die­
ser Maßnahme auf die Kontrolle der technischen 
Ausrüstung der Fahrräder von Kindern und Ju­
gendlichen, insbesondere der Beleuchtung. Ju­
gendliche, die auf dem Schulweg oder in der Nähe 
eines Jugendzentrums mit dem Fahrrad oder zu 
Fuß eine Übertretung der Verkehrsvorschriften be­
gehen, sollen über die möglichen Risiken ihres 
Verhaltens aufgeklärt werden. 

12- bis 16-jährige Kinder und Jugendliche können 
noch nicht mit einem Bußgeld belangt werden. Um 
die Normübertretung trotzdem nicht folgenlos zu 
belassen, wird eine sog. Jugendanzeige ausge­
stellt und jugendliche ,,Verkehrssünder" werden 

20 
Persönliche Mitteilung von Pascal Lammar (Centre for Traf­
fic Safety, Vrije Universiteit Brussel) am 18.04.2005. 

21 
Vgl. http://www.politiezonegrensleie.be vom 21.04.2005. 
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zum Verkehrsunterricht durch Verkehrserzieher 
der Polizei einbestellt. Die Teilnahme daran ist 
verpflichtend und findet im Polizeirevier statt, in 
dessen Zuständigkeitsbereich die Jugendanzeige 
ausgesprochen wurde. 

Normbefolgung und Risikobewusstsein sind die 
Leitthemen des ca. zwei Stunden dauernden poli­
zeilichen Verkehrsunterrichts. Dabei werden die 
Jugendlichen mit ihrem Verhalten konfrontiert und 
es soll ihnen deutlich gemacht werden, dass auch 
sie Verantwortung im Straßenverkehr übernehmen 
müssen. Die Jugendlichen sollen ihre Einstellun­
gen und ihr Verhalten im Straßenverkehr reflektie­
ren, ihre Kenntnis der Verkehrsregeln auffrischen, 
sich ihrer persönlichen und sozialen Verantwortung 
bewusst werden und letztlich ihr Verkehrsverhalten 
positiv verändern. 

Nach Angaben der Polizei in Grensleie wurden von 
Oktober 2004 bis Ende Februar 2005 116 Jugend­
anzeigen ausgestellt, davon 113 für schadhafte 
Fahrradbeleuchtungsanlagen. 83 Jugendliche ha­
ben bisher an dem nachfolgenden Verkehrsunter­
richt teilgenommen, wobei die Reaktionen der 
Teilnehmer als überwiegend positiv bezeichnet 
werden. 

2.2.6 Fietspoolen ("Fahrrad-Bus") 

Unter dem "Dach" der Kampagne "Veilig en milieu­
vriendelijk naar school" (..Sicher und umweltfreund­
lich zur Schule", vgl. Kapitel 2.2.2) wird auch über 
die Einrichtung von Fahrrad-Bussen berichtet. 22 

Als Vorteile einer solchen Gruppe von - aufgrund 
des Tragens reflektierender Kleidung- deutlich er­
kennbaren Kindern, die den Schulweg gemeinsam 
auf dem Fahrrad zurücklegen und dabei von einem 
Erwachsenen begleitet werden, werden genannt: 

>- Die Umweltfreundlichkeit, 

>- die Gesundheitsförderlichkeit dieser Art der 
Fortbewegung, 

>- die Verbesserung der Selbstständigkeit der 
Kinder im Straßenverkehr, 

>- die bessere Sichtbarkeit der fahrradfahrenden 
Gruppe im Vergleich zu einzelnen Fahrradfah­
rern, 

>- die Verringerung des Pkw-Verkehrs und der 
Parkproblematik vor Schulen, 

22 
Vgl. http://wwvv.milieuvriendelijknaarschool.be/nllfietsoolen/ 
fietspoolen_htm vom 21.04.2005. 

>- die prägende Wirkung des Erlernens einer be­
stimmten Mobilitätsart in jungen Jahren23 und 

>- der erwartete Schneeballeffekt durch vermehr­
tes Radfahren. 

2.2.7 Voetpooling ("Fußgänger-Bus") 

Auch in Belgien wird das Zurücklegen des Schul­
weges in einer von Erwachsenen begleiteten 
Gruppe von zu Fuß gehenden Kindern auf festge­
legten Routen mit vorbestimmten ,.Haltestellen" zur 
Mitnahme weiterer Kinder propagiert. Das Ver­
kehrspädagogische Institut bietet hierzu Online­
lnformationen an. 24 Praktiziert wird diese Maß­
nahme unter anderem in Oostende und Mortsel. 

2.2.8 Weitere Einzelbeispiele 

>- "Gebt uns etwas Platz" 

23 

24 

Diese Kampagne in Geel (ca. 34.000 Einwoh­
ner) wendet sich an sechs- bis zwölfjährige 
Primarschüler und stellt auf die Schutzbedürf­
tigkeit der Kinder ab, indem nach Platz zum 
Bewegen gefragt wird und durch die Teilnahme 
am alltäglichen Straßenverkehr Primärerfah­
rungen gewonnen werden sollen. Die Kampag­
ne will das Bewusstsein der Schulen für ihren 
Beitrag zur Bekanntmachung einer nachhalti­
gen Verkehrsteilnahme auf dem Schulweg stei­
gern. Indem die Kinder zu einer nachhaltigen 
Mobilität auf ihrem Schulweg ermuntert werden, 
soll die Erreichbarkeit der Schulen verbessert 
werden. Die Bewusstmachung von Verkehrssi­
cherheitsproblemen und der negativen Umwelt­
folgen des Autoverkehrs sind ein weiterer Teil 
der Kampagne. 

Hierzu wurden 

~ Informationsveranstaltungen und Mobilitäts­
beratung angeboten, 

~ eine Bewusstseinsbildungskampagne zur 
verstärkten Benutzung von Fahrrädern 
durchgeführt, die in einer Aktionswoche gip­
felte, 

~ Verkehrserziehungsmaßnahmen für Schü­
ler, Lehrer und Eltern angeboten, 

"Jong geleerd is oud gedaan." 

Vgl. http//:wwvv. verkeervpi. be/volwassenen/schoolverkeer/ 
voetpooling.html am 19.04.2005. 



~ Schulwegepläne, Fußgänger-Busse etc. or­
ganisiert und 

~ Infrastrukturmaßnahmen (ohne konkrete 
Nennung) durchgeführt. 

Hierbei kamen folgende Materialien zum Ein­
satz: Selbst erstellte Mobilitätspläne, eine Ver­
pflichtungserklärung für Schulen, Kampagnen­
incentives und kostenlose Verkehrserziehungs­
materialien für die Schulen, ein Weiterbildungs­
tag für Lehrer ("teach the teacher"), eine Bro­
schüre zur Förderung des Radfahrens auf si­
cheren Radwegen, die Entwicklung von sieben 
Schulwegeplänen, die Entwicklung einer Ver­
kehrserziehungs-Wegestrecke und die Organi­
sation einer Projektwoche mit einem autofreien 
Schultag und vielen Events. 

Veränderungen in den Einstellungen und Ver­
haltensweisen der Grundschüler im Zuge der 
Durchführung dieser Maßnahmen konnten 
nachgewiesen werden (vgl. SMILE Ohne Jahr: 
34). 

Die Stadt Geel tritt als Initiator dieser Maßnah­
me auf. Als Partner werden das EU-Projekt 
TAPESTRY, die Regionalregierung von Flan­
dern, ein Transport-Consultingunternehmen, 
private Firmen und Schulen genannt. 25 

~ Kostenloser ÖPNV für 12- bis 14-jährige Kinder 

ln der Stadt Gent (ca. 226.000 Einwohner) wur­
de die kostenlose Beförderung von Kindern im 
Alter zwischen sechs und elf Jahren auf die 12-
bis 14-Jährigen ausgedehnt. Nicht nur der 
Schulweg sondern auch die Freizeitmobilität 
soll mit öffentlichen Verkehrsmitteln bewältigt 
werden. Hierzu soll die Nutzung des ÖPNV 
durch Schüler angeregt und das Zurücklegen 
der Schulwege mit Pkw vermindert werden. 
Auch die Verbesserung der Mobilität der Kinder 
und Jugendlichen (inner- und außerhalb der 
Schulzeiten) wird angestrebt. Diese Aktion ist 
Teil des Bemühens der Stadtverwaltung, die 
Nutzung des ÖPNV innerhalb von zehn Jahren 
zu verdoppeln (vgl. SMILE Ohne Jahr: 23). Als 
Initiator dieser Aktion wird die Stadt Gent ge­
nannt, als Partner tritt der regionale ÖPNV­
Betrieb auf, Zielgruppe sind die 12- bis 14-
Jährigen.26 

25 

26 

Quelle: SMILE-Projektdatenbankabfrage zur Zielgruppe 
Kinder; Zugriff via http:// www.smile-europe.org am 
11.02.2005. 

Quelle: SMILE-Projektdatenbankabfrage zur Zielgruppe 
Kinder; Zugriff via http://www.smile-europe.org am 11.02. 
2005. 
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~ Sichere Schulumgebung 

Ebenfalls aus Gent wird diese Aktion berich­
tet,27 deren Ziele beschrieben werden als 

~ das Anstreben einer Einstellungs- und Ver­
haltensänderung in der Verkehrsmittelwahl 
für den Schulweg, 

~ die Sensibilisierung von Eitern und Lehrern, 
dass sie mit verantwortlich sind für die Ver­
kehrssicherheitsproblerne im Umkreis der 
Schule, und deshalb auch die Problemlö­
sung mit von ihnen ausgehen muss, 

~ ein Beitrag zu einer generellen Änderung 
des Denkens über das Mobilitätsverhalten. 

Jedes Jahr bekommen zehn Grundschulen -
unter anderem für die Entwicklung von Schul­
mobilitätsplänen - ein Coaching durch einen 
externen Berater. Neben dessen Kosten von 
52.600 € werden weitere 250.000 € pro Jahr für 
kleinere Engineering-Maßnahmen im Umkreis 
der Schule zur Verfügung gestellt. 

Dieses Projekt wurde vom Mobilitätsreferat der 
Stadt Gent initiiert sowie in Partnerschaft mit 
dem Bildungsreferat der Stadt Gent und der 
Flämischen Regionalverwaltung. 

2.3 Hauptstadtregion Brüssel 

2.3.1 Brevet de cycliste 

Dieser vom Ministerium der Region Bruxelles­
Capitale finanzierte und von Pro Velo (vgl. Kapitel 
2.2) entwickelte "Fahrradführerschein" ist für Kin­
der der dritten und vierten Klasse der Grundschule 
(deutsche Zählung) vorgesehen und für die Teil­
nehmer kostenlos. Durchgeführt wird der Kurs von 
einem Trainer gemeinsam mit den Lehrern, die zu­
vor einen zweitägigen Lehrgang am Institut de 
Formation en cours de Carriere (IFC) absolviert 
haben. Den Fahrschülern werden folgende Kom­
petenzen vermittelt und im Zuge von schriftlichen 
theoretischen und praktischen Tests abgeprüft: 28 

~ Theorie des Verhaltens als Radfahrer in unter­
schiedlichen Situationen, zu den Verkehrsschil­
dern und der Ausrüstung des Fahrrads (~Tag, 
mit Videofilm), 

27 

28 

Quelle: SMILE-Projektdatenbankabfrage zur Zielgruppe 
Kinder; Zugriff via http://www.smile-europe.org am 11.02. 
2005. 

Vgl. http://www.provelo.orgNE/BrevetCyclisteFr.htm vom 
28.04.2005. 
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~ Ausrüstung eines verkehrssicheren Fahrrads 3 
(%Tag), 

Frankreich 

~ Beherrschung des Fahrrads im geschützten Be­
reich (% Tag, Geschicklichkeitsfahrten, Pau­
wels Test usw.), 

~ Beherrschung des Fahrrads in der Umgebung 
der Schule, wobei die Schüler den Schwierig­
keiten ausgesetzt sind, die hier üblicherweise 
auftreten (sechs halbtägige Ausfahrten, zu­
nächst in der Gruppe und dann in der Gruppe 
mit individuellen Übungen). 

Diese Verkehrserziehungsmaßnahme, die weitge­
hend mit den in Deutschland praktizierten Jugend­
verkehrsschulen ("Fahrradführerschein") vergleich­
bar zu sein scheint, stellt sicherlich einen Grenzfall 
lokaler Verkehrssicherheitsmaßnahmen für Kinder 
dar. Da sie auf die Region Brüssel beschränkt ist, 
wurde sie hier dennoch aufgelistet. 

2.3.2 Zivilgesellschaftliche Maßnahmen 

~ Le ramassage scolaire a velo ("Der Schulweg 
mit dem Fahrrad") 

Die Elternvereinigung der kommunalen Schule 
Clair-Vivre berichtet, dass diese Maßnahme 
seit 2001 durchgeführt wird. Im Frühjahr 2004 
nahmen in der Brüsseler Zone Evere, Schaer­
beek und Saint-Jasse 60 Kinder aus sechs un­
terschiedlichen Schulen teil, die von neun 
kommunalen Begleitern und ungefähr 35 freiwil­
ligen Elternteilen begleitet wurden. Das Kon­
zept soll auch auf andere Schulen ausgeweitet 
werden.29 

~ "Mobilite a Clair-Vivre"- Schulwegbegleitung 

Die bereits genannte Elternvereinigung der 
kommunalen Schule Clair-Vivre organisiert 
auch Möglichkeiten zur Begleitung der Schüler 
auf dem Schulweg oder zu außerschulischen 
Aktivitäten, unabhängig davon, ob dies im Pkw, 
in öffentlichen Verkehrsmitteln oder zu Fuß ge­
schieht. Schulbegleitungsangebote und -nach­
frage werden im Internet veröffentlicht.

30 

29 
Vgl. http://www.clairvivre.be/main.asp?cat_id=4&scat_id= 
1 &sec_id=1 &id=1 vom 28.04.2005. 

30 
Siehe: http://www.clairvivre.be/main.asp?ID=1 &cat_id=4& 
scat_id=4&sec_id=1 vom 28.04.2005. 

Trotz der in den letzten. Jahrzehnten fortschreiten­
den Privatisierungs- und Dezentralisierungsbemü­
hungen dominiert in Frankreich das Denken in 
staatlichen Kategorien und zentralistischen Struk­
turen mehr als in den meisten anderen europäi­
schen Ländern (vgl. VEIT 2004: 2). Dies ist auch 
bei der Beurteilung französischer Verkehrssicher­
heitspolitik und ihrer Umsetzung mit zu berücksich­
tigen. 

Verkehrssicherheit wird in Frankreich seit über 30 
Jahren öffentlich problematisiert und spielt insbe­
sondere in jüngerer Zeit wieder eine herausragen­
de Rolle (vgl. POTTHAST, DIENEL 2004: 2). Dies 
kommt nicht zuletzt dadurch zum Ausdruck, dass 
der Kampf gegen die "Verkehrsunsicherheit" (ne­
ben dem Kampf gegen die Krebskrankheit und den 
Bemühungen um die gesellschaftliche Teilhabe 
behinderter Menschen) vom Staatspräsidenten im 
Jahr 2002 zu einer der drei zentralen "Großbau­
stellen" seiner zweiten Amtsperiode erhoben wur­
de.31 Vor diesem Hintergrund wurde auf Regie­
rungsebene32 ein mehrjährig angelegtes Pro­
gramm gestartet. Dieses stellt vor allem ab auf 

~ Enforcement, d. h. verstärkte Kontrollen und 
stärkere Sanktionen, um die Verkehrsteilneh­
mer zu einem veränderten, regelkonformen 
Verhalten zu bewegen und 

~ Education, d. h. die Bildung und Information al­
ler Akteure, um so eine ,,Verkehrssicherheits­
kultur" zu schaffen. Dazu gehört neben einer 
verbesserten Ausbildung der Fahrzeugführer 
die Prävention von Straßenverkehrsrisiken, wo­
bei alle wichtigen Partner mobilisiert und neue 
Strategien entwickelt werden sollen. 

31 

32 

Vgl. http://www. e lysee. fr/elysee/francais/les_ chantiers _ 
prioritaires/securite _routiere/secu rite_routiere.21351 . html 
vom 21.04.2005. 

Das zuständige Gremium ist dabei das Comite lntermi-
nisteriel de Securite Rouliere (CISR), in dem alle Ministe­
rien, die von Verkehrssicherheitsproblemen betroffen sein 
können (Raumordnung, Verteidigung, Inneres, Justiz, Ge­
sundheit, Erziehung) unter dem Vorsitz des Premierminis­
ters vertreten sind. Dieses Komitee legt die Regierungspoli­
tik im Bereich der Verkehrssicherheit und die zu treffenden 
Maßnahmen fest (vgl. http://www.securiteroutiere. 
equipement.gouv.fr/infos-ref/politique/organisation/cisr/ 
index.html vom 21.04.2005). Erläuterungen zu nachgeord­
neten Stellen, die im Auftrag des Premierministers oder 
einzelner Ministerien mit Verkehrssicherheitsfragen befasst 
sind finden sich unter http://www.ladocumentationfrancaise. 
fr/dossier actualite/securite routiere/services etat.shtml 
sowie httP://www.securiterÖutiere.equipement.gouv.fr/infos­
ref/politique/organisation/les-acteurs-de-la-securite-routiere. 
html vom 21.04.2005. 



Besonderes Gewicht wird u. a. darauf gelegt, dass 
die Bemühungen um Verkehrssicherheit das En­
gagement aller relevanten sozialen Gruppen, also 
der Verbände, Gebietskörperschaften, Autobahn­
betreiber, Versicherungen, Fahrschulen und Un­
ternehmen,33 auf lokaler Ebene erfordern.34 Betrof­
fen sind hier insbesondere die Gebietskörperschaf­
ten, also die Kommunen, Kantone, Departements 
und Regionen.35 Bei der Erarbeitung von Orientie­
rungsrahmen und Programmen zur Umsetzung der 
Verkehrssicherheitspolitik stützen sie sich auf In­
formationen über die örtliche bzw. regionale Ver­
kehrssicherheitslage, wie sie etwa aus Statistiken 
der regionalen Verkehrssicherheitsobservatorien, 36 

der Analyse polizeilicher Unfallprotokolle oder von 
anderen Fachleuten erstellten Untersuchungen un­
terschiedlicher Provenienz (zur Infrastruktur, über 
Fahrzeugsicherheit, Nutzerverhalten, Rettungs­
dienste usw.) hervorgehen. 37 

Das jüngste Aktionsprogramm Agir pour Ia securite 
routiere ("Handeln für die Verkehrssicherheit"), das 
im Oktober 2004 auf den Weg gebracht wurde, will 
die lokalen Akteure dazu bringen, sich an Präven­
tionsmaßnahmen zu beteiligen, die von jeder Prä­
fektur oder von Gebietskörperschaften festgelegt 
wurden. Die Verwirklichung des Programms wird 
gewährleistet durch die Präfektur und hier insbe­
sondere durch den Verkehrssicherheitskoordinator 

33 
Vgl. dazu insbesondere http://www.securiteroutiere.gouv. 
fr/infos-ref/politique/organisation/les-acteurs-de-la-securite­
routiere.html vom 21.04.2005. 

34 
Vgl. http://www.securiteroutiere.gouv.friinfos-ref/politique/ 
les-g randes-orientations-de-la-securite-routiere. html vom 
21.04.2005. 

35 
Das französische Staatsgebiet (inkl. Übersee) gliedert sich 
in 36.679 Gemeinden, 4.039 Kantone, 100 Departements 
und 26 Regionen (vgl. http://de.wikipedia.org/wiki/D 
%C3%A9partement vom 21.04.2005). Zu den diesen Kör­
perschaften zugeordneten verkehrssicherheitsrelevanten 
Stellen siehe: http://www.securiteroutiere.gouv.fr/action/qui­
agiUindex.html vom 21.04.2005. 

36 
ln Frankreich existiert ein nationales Verkehrssicherheits­
observatorium (Observatoire Nationale lnterministeriel de 
Securite Rautiere (ONISR)) das Unfallforschung {"acciden­
tologie") betreibt und zu diesem Zweck verkehrssicherheits­
relevante Informationen aus allen Ministerien sammelt, ana­
lysiert, aufbereitet und verbreitet (vgl. http://www.securite 
routiere.gouv.fr/infos-ref/observatoire/index.html vom 21. 
05.2005). Es wird unterstützt durch verschiedene For­
schungsinstitute sowie ein Netz von 25 regionalen Observa­
torien (vgl. http://www.securiteroutiere.gouv.fr/infos-ref/ ob­
servatoire/1-observatoire/les-observatoires-regionaux-de­
securite-routiere.html vom 21.05.2005). Vgl. hierzu auch 
POTTHAST, DIENEL (2004: 12ff). 

37 
Vgl. http://www.securiteroutiere.equipement.gouv.fr/action/ 
qui-agiUindex.html vom 21.04.2005. 
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(Coordinateur Securite Routiere) eines jeden 
Departements. 38 

Trotz dieser Bemühungen wird beklagt, dass man 
sich in Frankreich unterhalb der nationalen Ebene 
schwer tut, in das Politik- und Forschungsfeld der 
Verkehrssicherheit zu investieren und vorhandene 
Programme umzusetzen (vgl. ASSAILL Y 2004b: 
9). Demnach erwartet man, dass Projekte von 
höchster Autorität vorgetragen werden, bevor sie 
tatsächlich umgesetzt werden. Hinzu kommen re­
gionale Disparitäten, die Insel- oder Achsenlösun­
gen (z. B. die Achse Paris-Lyon-Marseille im Hin­
blick auf ökologisch orientierte Schulwegprogram­
me) begünstigen (vgl. JERPHANION 2004). Davon 
ausgenommen wird nur das Planungsinstrument 
der "Städtischen Mobilitätspläne" (Plans de Depla­
cements Urbains (POL)), ein Verfahren, das auch 
Aspekte der Verkehrssicherheit berücksichtigt. Im 
Bereich der Verkehrspolitik stehen Initiativen zur 
Dezentralisierung von Kompetenzen erst am An­
fang (vgl. POTTHAST, DIENEL 2004: 27). 

3.1 Staatliche Maßnahmen 

3.1.1 Schulische Verkehrserziehung 

Insgesamt gesehen finden sich in den Berichten 
über lokale Projekte auf Departementsebene am 
häufigsten solche, die im Zusammenhang mit der 
schulischen Verkehrserziehung stehen.39 

Die kontinuierliche Verkehrserziehung aller Ver­
kehrsteilnehmer von klein auf bis zum Lebensende 
ist eine der zentralen politischen Anliegen auf nati­
onalem und lokalem Niveau. Dabei soll die Erzie-

38 

39 

Vgl. http://www.securiteroutiere.gouv.fr/action/qui-agiUindex 
.html vom 21.04.2005. Der Präfekt ist der Vertreter des 
Zentralstaates, ausführendes Organ der Politik und Chef 
der gesamten Staatsverwaltung in einem Departement. Er 
hat weitgehende Polizeibefugnisse, ihm obliegt die Kom­
munalaufsicht und er hat Befugnisse in der Entwicklungs­
planung (http://de.wikip.edia.org/wiki/Pr%C3%A4fekt#Der 
Pr.C3.A4fekt_in_Frankreich vom 21.04.2005). Er wird un-:: 
terstützt durch einen Leiter des Referats Straßenverkehrs­
sicherheit (Chef de Projet Securite Rouliere) und einen 
Straßenverkehrssicherheitskoordinator (Coordinateur Secu­
rite Routiere), der seinen Sitz in der Präfektur oder der für 
Planung und Entwicklung zuständigen Departementsbehör­
de hat (vgl. http://www.ladocumentationfrancaise.fr/dossier 
actualite/securite routiere/services etat.shtml#servicesde -
concentres vom 21.04.2005). -

Dieser i. d. R. auf schulische Akteure beschränkte Zugang 
zur Verkehrssicherheitsarbeit für Kinder soll aufgrund seiner 
regionalen Differenziertheil in Frankreich nachfolgend kurz 
charakterisiert werden. 
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hung in einen kontinuierlichen Prozess40 eingebet­
tet sein, der sich über das Leben in der Familie, die 
Schulzeit, den Führerscheinerwerb, das gesamte 
Berufsleben und die Zeit danach erstreckt. Da die 
meisten Unfälle auf ein unangemessenes Verhal­
ten zurückzuführen sind, soll die Verkehrserzie­
hung individuelle Verhaltensaspekte auf allen Aus­
bildungsebenen berücksichtigen. 

Dabei setzt man in Frankreich bereits in der (Vor-) 
Schule auf eine Reihe von Prüfungen und Zeug­
nisse, die verkehrsrelevante Kenntnisse belegen 
und zum Erwerb von Fahrerlaubnissen berechti­
gen. So soll ein Zertifikat (Attestation de Premiere 
Education a Ia Route (APER)), das seit dem Jahr 
2002 am Ende der Grundschule (Ecole primaire) 
ausgegeben wird, bescheinigen, was an verkehrs­
relevantem Wissen und Verhalten im Verlauf des 
Vorschul- (Ecole maternelle) und Grundschulbe­
suchs gelernt wurde. Will man ab dem 14. Lebens­
jahr einen Mofa-Führerschein (Brevet de Securite 
Rautiere (BSR)) erwerben, so muss man seit 1997 
in der fünften Klasse des College (entspricht der 6. 
Klasse in der deutschen Sekundarstufe) einen 
Leistungsnachweis (Attestation Scalaire de Securi­
te Rautiere au Premier Niveau (ASSR 1)) erwer­
ben. Eine zweite Prüfung zur Erlangung der ASSR 
2, die ab dem 16. Lebensjahr abgelegt werden 
kann, ist erforderlich, um zum Pkw-Führerschein­
erwerb zugelassen zu werden. 41 Wenngleich diese 
Regelungen keinen spezifisch kommunalen Cha­
rakter haben, steht aufgrund der Verpflichtung zum 
schulischen Verkehrsunterricht ein regionaler Be­
zug außer Frage. 

Verschiedene lokale Projekte stellen darauf ab, 
den Erwerb dieser Leistungsnachweise .durch be­
sondere Unterrichtsformen (theoretisch, praktisch) 
und geeignete Lehrmaterialien an den Schulen zu 
unterstützen. Die Evaluation eines solchen Pro­
jekts in Paris ergab positive Effekte im Hinblick auf 
das sekundäre Sicherheitsverhalten (Helm- und 
Handschuhetragen beim Mofafahren). Allerdings 
zeigten sich keine Auswirkungen auf das Fahrver­
halten der Jugendlichen (vgl. ASSAILL Y 2004a: 5). 

Gefordert wird, dass die Lehrkräfte in die Ver­
kehrserziehung besser einbezogen werden müs­
sen, indem verkehrsrelevante Fragestellungen auf 
allen Schulstufen behandelt werden und in alle Fä­
cher (Gemeinschaftskunde, Mathematik, Erdkunde 
usw.) einfließen, wobei moderne Lehrmethoden 

40 

41 

Zu diesem ,.continuum educatif' vgl. http:/lwww.securite 
ro utie re. g ouv. frli nfos-ref/ed u cation/ed u-vie/le-co nti n u um­
educatif.html vom 22.04.2005. 

Vgl. dazu http:/lwww.securiteroutiere.gouv.fr/infos-ref/educa 
tion/edu-vie/1-attestation-scolaire-de-securite-routiere.html 
vom 22.04.2005 sowie ASSAILL Y (2004b: 1ff). 

eingesetzt werden müssen.42 Zu oft noch, so wird 
beklagt, findet der Verkehrsunterricht in den Klas­
senräumen oder in geschützter Umgebung statt, 
was als wenig effektiv angesehen wird. 

Neben den Lehrkräften werden auch Polizeibeam­
te und Vertreter von Verbänden (z. B. von Unfall­
opfern) oder Versicherungen in die Lehre einbezo­
gen. Darüber hinaus gibt es in manchen Städten 
"Verkehrssicherheitsreferenten", das sind junge 
Leute, die vom Bürgermeisteramt angestellt wur­
den. Gleichwohl wird die schulische Verkehrser­
ziehung insgesamt gesehen als sehr schwach be­
urteilt: So mag die Beteiligung von Polizeibeamten 
Lehrer dazu veranlassen, auf Verkehrsunterricht 
zu verzichten, da dieser ja bereits von der Polizei 
gehalten wurde. Zudem sind Personen, die "von 
außen" kommen, häufig schon älter (z. B. Lehrer 
im Ruhestand) und insofern weniger in der Lage, 
einen interessanten Unterricht zu gestalten (vgl. 
ASSAILL Y 2004b: 6f). Kritisiert wird auch, dass 
heute zwar relativ viele Akteure an der Verkehrser­
ziehung beteiligt sind, dass sie aber nicht wirklich 
wissen, was zu tun ist, sehr häufig isoliert vonein­
ander arbeiten und insofern Erfahrungen nicht ge­
teilt werden (vgl. ASSAILL Y 2004b: 9). 

3.1.2 Schaffung von Informationsmöglichkei­
ten 

Mit dem Ziel, pädagogische Unterlagen und Ar­
beitsmaterialien zur Verkehrserziehung bereitzu­
stellen sowie über verkehrsrelevante Initiativen und 
mögliche Aktionspartner zu informieren, wurden 
lokal Verkehrssicherheitszentren (Maisons de Ia 
securite routiere) gegründet, die auch Möglichkei­
ten für einen Austausch zwischen Freiwilligen, 
Verbänden, Fachleuten und Institutionsvertretern 
bieten sollen. Zu ähnlichen Zwecken wurden in 
den Präfekturen Verkehrssicherheitsmissionen ge­
schaffen sowie ein Internetserver "Securite routi8-
re"43 eingerichtet. Alle diese Informationsmöglich­
keiten richten sich an Unfallopfer und ihre Famili­
en, Bürger, Fachleute und Abgeordnete. 44 Ent­
sprechendes gilt für die Mediatheken der Regionen 

42 

43 

44 

Vgl. http:/lwww.securiteroutiere.gouv.fr/infos-ref/politique/ 
les-grandes-orientations-de-la-securite-routiere.html vom 
21.04.2005. 

lnternetadresse: http:/lwww.securiteroutiere.gouv.fr. Die Ini-
tiative dazu geht auf Versicherungsunternehmen und Städ­
te zurück (vgl. ASSAILL Y 2004b: 7). 

Vgl. ASSOCIATION PSRE (2004: 4) und MINISTRE OE LA 
JEUNESSE, DES SPORTSET OE LA VIE ASSOCIATIVE 
(2004: 11 ). 



bzw. Departements, die ebenfalls verkehrssicher­
heitsrelevante Informationen bereitstellen.45 

3.1.3 Label vie ("Etikett Leben") 

Das im Jahre 1999 vom Verkehrsministerium ins 
Leben gerufene Programm "Label vie", das auch in 
Belgien existiert, wendet sich an Jugendliche und 
junge Erwachsene zwischen 14 und 28 Jahren. 
Diese sollen Projekte entwickeln, die zur Verbrei­
tung von verkehrsrelevantem Wissen und einer 
Kultur angemessenen Verhaltens im Straßenver­
kehr unter den davon am meisten Betroffenen aller 
Altersstufen dienen. Das Projekt soll demnach da­
zu beitragen, das Fahren sicherer zu machen und 
alle Straßenverkehrsteilnehmer zu einem solidari­
scheren Verhalten zu bewegen. Jedes Projekt wird 
mit 800 € subventioniert; zusEitzlich können in be­
stimmten Fällen logistische Unterstützung und Kre­
dite gewährt werden. 46 Teilnehmen können Einzel­
personen, aber auch Personengruppen (Freun­
deskreise, Vereine, Stadtteile, Betriebe usw.). 

Auf diese Weise konnten zwischen 1999 und 2001 
mehr als 2.000 Projekte ins Leben gerufen wer­
den,47 die sich insbesondere auf kleinräumige Ge­
biete beziehen. Zur Illustration sollen hier einige 
Beispiele genannt werden: 

);> Der Club electronique ("Eiektronikclub") des 
College Eisa Triolet, Departement Seine-et­
Marne, brachte 1999 Reflektoren für Schüler 
der fünften Klasse der Schule heraus. 

> Schüler des Lycee Jeanne d'Arc in Vouziers in 
den Ardennen brachten 1999 Plakate heraus, 
die präventive Sicherheitsarbeit zu den Themen 
Geschwindigkeit, Alkohol, Drogen und Müdig­
keit im Straßenverkehr leisten können. 

);> Die Association sportive du college Frangois 
Viiion im Departement Haut-Rhin trug im Jahre 
2001 zur Sicherheit von Fußgängern bei, indem 
Fußgängerüberwege gesichert und Unterlagen 
zur Verkehrssicherheit als Fußgänger erarbeitet 
wurden. 

45 

46 

47 

Vgl. dazu: http://www.sceren.fr/cndp_reseau vom 08.02. 
2005. 

Vgl. http://www.label-vie.net und http://www.enviedagir.fr/ 
engagementlfoffice/portaiflarticle.html?ai=1338 vom 22.04. 
2005 sowie MINISTRE OE LA JEUNESSE, DES SPORTS 
ET OE LA VIE ASSOCIATIVE (2004: 11). 

Anhand einer besonderen Suchmaschine ist es möglich, 
nach Informationen zu den einzelnen Projekten, geordnet 
nach Themen oder Departements, zu recherchieren. Vgl. 
dazu http://www.label-vie.net/contactlex/droite.htm vom 22. 
04.2005. 
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);> 2001 entwickelte das Nachbarschaftshaus Mai­
san de quartier du Banlay in Nevers ein Frage­
Antwortspiel, mit dem kleine Kinder mit Ver­
kehrsregeln für Fußgänger und Fahrradfahrer 
vertraut gemacht werden sollen. 

);> Die Association Velo Campus überprüfte 2001 
in den Kommunen von Loire-Atlantique Fahrrä­
der auf ihren technischen Zustand. 

);> Die Vorschularbeitsgemeinschaft Cooperative 
Scalaire de l'ecole materneile "Le Bouquet" in 
Brive legte 2001 im Hof der Schule einen Par­
cours an, der städtische Verhältnisse simuliert 
(mit Autos, Bussen, Fahrrädern, Fußgängern), 
um die Vorschulkinder hier auf verkehrssiche­
res Verhalten hin zu sensibilisieren. 

3.2 Maßnahmen auf der Ebene von 
Gebietskörperschaften 

3.2.1 Plan departemental d'action de securite 
routiere ("Aktionsplan zur Verkehrssi­
cherheit") 

Der Aktionsplan zur Verkehrssicherheit wird jähr­
lich auf Departementsebene vom Präfekten aus­
gearbeitet. Er enthält nicht nur eigene, von der Be­
hörde konzipierte, sondern sämtliche Projekte, die 
von der Gebietskörperschaft (mit-)finanziert wer­
den. Insofern finden sich hier in den meisten Fällen 
Aktionen, die von nachgeordneten Gebietskörper­
schaften (in Form von Cantrats Locaux de Securite 
et de Prevention de Ia Delinquence (C.L.S.P.D.)48) 
und anderen Organisationen angestoßen und mit­
finanziert werden (z. B. Label vie, Prevention 
MAIF).49 Allerdings handelt es sich dabei fast aus­
schließlich um lokale Projekte. 

Nur wenige dieser Aktionspläne der letzten Jahre 
aus den 1 00 französischen Departements werden 
im Internet dokumentiert. Insofern ist der Zugang 
zu diesen Unterlagen schwierig, so dass sie im 
Rahmen des hier bearbeiteten Forschungsprojek-

48 
Ein Leitfaden zur Arbeit solcher Cantrats Locaux de Securi­
te et de Prevention de Ia Delinquence, in dem auch etliche 
Beispiele zur praktischen Umsetzung von Vorhaben aufge­
listet werden, findet sich unter: http://www.securiteroutie 
re.gouv .fr/infos-ref/politique/actionslles-actions-locales-de­
securite-routiere.html#sommaire_3 vom 10.06.2005. 

49 
Vgl. http://www.securiteroutiere.gouv.fr/action/qui-agitlindex 
.html vom 24.04.2005. 
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tes nicht systematisch ausgewertet werden konn­
ten. 50 Hier ein Beispiel: 

>- Im Plan departemental d'action de securite rou­
tiere (PDASR) 2004 des Departements Ain 
(Rhone-Aipes) findet sich ein Projekt, das der 
PDASR mit dem Centre d'animation de Nierme 
I des 4 ponts in Oyonnax durchführte. Es diente 
dazu, Kinder im Hinblick auf Gefahren im Stra­
ßenverkehr zu sensibilisieren. Nachdem diese 
mit ihnen zunächst theoretisch erörtert worden 
waren, wurde gemeinsam der Schulweg, den 
sie täglich nehmen, anhand eines Modells ihrer 
Stadt rekonstruiert (vgl. PREFECTURE DE 
L'AIN 2004: 94). 

lngesamt gesehen wird bei der Durchsicht von ca. 
einem halben Dutzend dieser Aktionspläne deut­
lich, dass Projekte überwiegen, die die schulische 
Verkehrserziehung unterstützen sollen. Die Aktivi­
täten erstrecken sich dabei im Wesentlichen auf 
die Durchführung von Verkehrssicherheitstagen 
mit entsprechenden Spielen, Diskussionen, Pla­
kataktionen usw., die Erstellung von stationären 
oder mobilen Verkehrsübungsmöglichkeiten (Par­
cours) sowie die Bereitstellung von besonderen 
Lehrmaterialien. 

3.2.2 Conseils d'enfants et de jeunes ("Räte 
der Kinder und Jugendlichen") 

Die Conseils d'enfants et de jeunes gestatten es 9-
bis 18-Jährigen, am Leben in ihrem Dorf, ihrer 
Stadt, ihrem Departement oder ihrer Region teilzu­
haben. Durch Ideen und Aktionen tragen sie dazu 
bei, das Leben der Bürger zu verbessern. Sie äu­
ßern sich auch zu Projekten von Abgeordneten. 
Heute gibt es mehr als 1.200 solcher Kinder- und 
Jugendräte in Frankreich. 51 Hier einige Beispiele 
für Aktionen solcher Räte: 52 

>- Eine Umfrage in Colmar bei 1.200 Schülern von 
der Vorschule bis zur 6. Klasse, um etwas über 
die Verkehrsteilnahme und die Gefahren auf 
diesen Wegen zu erfahren, und darauf aufbau-

50 
Zudem hätte eine solche Analyse den für das Projekt vor­
gesehenen zeitlichen und finanziellen Rahmen deutlich ge­
sprengt. 

51 
Vgl. http://www.anacej.asso.fr/public/conseils1.htm vom 24. 
04.2005. 

52 
Alle Beispiele sind entnommen: LA PREVENTION ROU­
TIERE, ASSOCIATION NATIONALE DES CONSEILS 
D'ENFANTS ET DE JEUNES (2005). Weitere Beispiele fin­
den sich auf den lnternetseiten: http://www.anacej.asso.fr/ 
pdf/exemples_action_2003.pdf, http://www.anacej.asso. 
fr/pdf/exemples_action_2002.pdf und http://www.anacej. 
asso.fr/pdf/exemples_action_2001.pdf (alle vom 24.04. 
2005). 

end ein Programm zur Entwicklung eines Fahr­
radwegenetzes zu erstellen. 

>- Ein Malwettbewerb für 8- bis 12-jährige Kinder 
von Village-Neuf (Haut-Rhin). Das beste Bild 
dient als Hintergrund von Schildern an den 
Ortseingängen, welche die Kraftfahrer zur Vor­
sicht aufrufen. 

>- Nachdem sich mehrere schwere Unfälle ereig­
net haben, werden in Gap (Hautes-Aipes) zwei­
tägige Aktionen von 12- bis 17 -jährigen Jugend­
lichen durchgeführt, um zur Vermeidung von 
Verkehrsunfällen zu sensibilisieren. Dazu gehö­
ren ein Theaterstück, ein Video, das die Folgen 
eines Unfalls zeigt, eine Podiumsdiskussion 
und ein Sonderheft der Zeitung des Conseil de 
Jeunes, wobei jeweils auch Fachleute eingela­
den werden. 

>- 10- bis 13-Jährige erstellen in Fecamp (Seine­
Maritime) Schilder, die vor den Schulen vor zu 
schnellem Fahren in der Stadt warnen. 

);> Nachdem neun bis zwölf Jahre alte Kinder in 
Chatenay-Malabry (Hauts-de-Seine) festgestellt 
haben, dass sie vor der Schule von Autofahrern 
gefährdet werden, die die Fußgängerüberwege 
nicht beachten, wird ein Verkehrssicherheitsfo­
rum durchgeführt, auf dem ein Video gezeigt 
wird und eine Schnitzeljagd stattfindet, wobei 
die Kinder verschiedene verkehrsrelevante 
Fehler herausfinden müssen. 

>- 9- bis 13-jährige Jugendliche in Bois-D'Arcy (Y­
velines) entwerfen Dionosaurierspuren, die von 
Handwerkern auf den Weg von der Vorschule 
zum nächsten Zebrastreifen gemalt werden, um 
die Kinder zu leiten. Das Maskottchen "Dinauto" 
wird in Höhe der Kinder auf dem gesamten 
Schulweg plakatiert, um die Kleinen zu veran­
lassen, ihm zu folgen. 

>- 11- bis 15-Jährige aus Saint-Eioy-les-Mines 
(Puy-de-Dome) entwickeln Schilder, die an jun­
ge Verkehrsopfer erinnern und zur Unfallprä­
vention an den Straßen aufgestellt werden sol­
len. Bei der Beschaffung der Fotos und der Er­
stellung von 30 Holztafeln helfen ihnen Eitern 
und die städtischen Dienststellen. Die Schilder 
sind mit farbigen Fotos von Unfällen und dem 
Text "Und wenn Sie es wären? Fahren Sie 
langsamer!" beklebt und mit wasserdichter Folie 
überzogen. 



3.3 Zivilgesellschaftliche Maßnahmen 

3.3.1 Zero Accident ("Null Unfälle") 

Seit mehr als zehn Jahren ist im Departement Yve­
lines die zivilrechtliche "Association Zero Accident" 
tätig. 53 Um das Motto "Global denken, lokal han­
deln" in die Tat umzusetzen hält der Verein die 
Verkehrssicherheitsarbeit mit jungen Menschen für 
die angemessenste Vorgehensweise. Auf seinen 
Internetseiten stellt er dazu Verweise auf Materia­
lien bereit, die in der Schule beim Verkehrsunter­
richt eingesetzt werden können. Über Petitionen 
wird versucht, politischen Einfluss auszuüben. Im 
Auftrag der lokalen Behörden werden Umfragen 
zur Verkehrssicherheit und zur Verkehrsraumge­
staltung durchgeführt. Speziell für Kinder hat der 
Verein in Villepreux einen "Fußgänger-Bus" ("bus 
pedestre") eingeführt: Eitern begleiten Grundschü­
ler auf sicheren Wegen zur Schule und nach Hau­
se zurück. 54 

3.3.2 Securite routiere a Aubagne ("Straßen­
verl<ehrssicherheit in Aubagne") 

Die Stadt Aubagne hat in Kooperation mit den ln­
spectrices Departementales de Securite Rautiere 
("Verkehrssicherheitsinspektorinnen des Departe­
ments") ein umfangreiches lokales Verkehrssi­
cherheitsprogramm aufgelegt, in dessen Rahmen 
eine Vielzahl an Aktionen durchgeführt werden, die 
sich sowohl an die Allgemeinheit als auch an eine 
spezifische Klientel richten, wie z. B. Jugendliche, 
Unternehmen, Abgeordnete. 55 ln Bezug auf Kinder 
sind dabei zwei Aktionen zu nennen: Ein Parcours, 
der auf Gefahren im Straßenverkehr aufmerksam 
machen soll, und ein Parcours, der einen ersten 
Umgang mit motorisierten Zweirädern möglich 
macht. Zusätzlich werden in Schulen Ausstellun­
gen und Diskussionsrunden zur Verkehrssicherheit 
organisiert, um Risiken im Straßenverkehr aufzu­
zeigen. 

3.3.3 Conduire, bien se conduire ("Lenken, 
sich gut verhalten") 

Der Dachverband "Conduire, bien se conduire" 
versammelt Vereine und einzelne Personen der 

53 
Vgl. http://www.zeroaccident.net vom 09.02.2005. 

54 
Vgl. zu dieser Maßnahme ausführlich Kapitel 7.6. 

55 
Vgl. http://www.aubagne.com/service/vivre9-1.php?menuiD 
=0 vom 07.02.2005. 
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Städte Les Mureaux und Val de Seine des Depar­
tements Yvelines, die für eine verbesserte Ver­
kehrssicherheit eintreten. Durch präventive und 
edukative Aktionen sollen Bürger aller Altersgrup­
pen und Abgeordnete für das Thema Straßenver­
kehrssicherheit sensibilisiert werden. 

Die Aktion "Le Basket-Route" im Jahr 2000 hatte 
zum Ziel, Kinder und Jugendliche auf spielerische 
Art und Weise für ein an~epasstes Verhalten im 
Verkehr zu sensibilisieren. 6 Während die Schüler 
einen Parcours durchlaufen, in dem sie den siche­
ren Umgang mit einem Basketball üben, werden 
gleichzeitig elementare Regeln des Straßenver­
kehrs vermittelt (Stopp-Schilder, rote Ampeln, 
Fußgängerüberwege etc.), da die Schüler beim 
Durchlaufen des Parcours die von den Schildern 
besagten Regeln einhalten müssen. Die Veranstal­
ter heben insbesondere den geringen Aufwand 
hervor, der für diese Sensibilisierung nötig ist. 
Nach Angaben des Verbands ist zu erwarten, dass 
ein gleichartiges Programm in die Curricula der 
städtischen Schulen aufgenommen wird. 

Mit der Aktion "parcours pieton" (Fußgängerpar­
cours) knüpft der Verband an die internationale Ak­
tion "International walk to school"57 an, die unter 
anderem zum Ziel hat, Kinder für das Verhalten 
von Erwachsenen zu sensibilisieren und Erwach­
senen zeigen soll, wie sich für Kinder der Straßen­
verkehr darstellt und wie sie sich darin verhalten. 

3.3.4 La Ligue contre Ia Violence Routiere 
("Die Liga gegen Gewalt auf der 
Straße") 

Seit 1983 ist die "Liga gegen Gewalt auf der Stra­
ße" aktiv. Sie gruppiert sich in Vereine, die auf den 
Ebenen der Regionen und Departements tätig 
sind. 58 Deren gemeinsames erklärtes Ziel ist, die 
Anzahl an Unfällen auf Null zu reduzieren ("Objec­
tif: Zero Accident"). Die Liga nimmt auf nationaler 
Ebene Einfluss auf staatliche Entscheidungsvor­
gänge, auf lokaler Ebene finanziert und unterstützt 
sie konkrete Maßnahmen. Im Departement Avey­
ron konnte sie z. B. einen Diskussionsabend zum 
Thema "Jugend und Gewalt" initiieren und alle 
Schüler der Grundschulen des Departements mit 

56 
Vgl. http://www.ifrance.com/roultoudou/cbsc basketroute 
vom 09.02.2005. -

57 
Vgl. http://www.iwalktoschool.org/ vom 01.03.2005 sowie 
Kapitel 8.3. 

58 
Für eine Übersicht vgl. http://violenceroutierepaca.org/ vom 
09.02.2005. 
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einer Sensibilisierungsaktion ansprechen. 59 ln der 
Region Nord Pas-de-Calais wurde ein in den Au­
gen der Liga riskanter Kreisverkehr über mehrere 
Stunden gefilmt, um anhand dieser Bilder den 

I .. b n 6o Bürgermeister zum Hande n zu u erzeuge . 

Die Liga hat auch Maßgaben für eine möglichst ~i­
chere Verkehrsteilnahme von Kindern erstellt, die 

b . rt 61 auf drei Grundforderungen asie : 

~ Die Schulzone (zone scolaire) in 300 Meter 
Umkreis um die Schule auf höchstem Niveau 
absichern, · 

~ in der ganzen Stadt "Verkehrsfallen" vermeiden 
und 

~ Verkehrserziehung der Kinder von jüngstem Al­
ter an betreiben. 

3.3.5 La Route des Jeunes ("Die Straße der 
Jugend") 

Die 1996 gegründete "Association La Route des 
Jeunes" besteht ausschließlich aus Mitgliedern, die 
zwischen 12 und 25 Jahren alt sind und sich dafür 
einsetzen, dass die Verkehrsbedingungen für 
Gleichaltrige sicherer werden. 62 ln diesem Zuge 
arbeiten sie speziell mit den Besuchern und 
Betreibern von Diskotheken zusammen. Die 
Setreiber können eine von der Association ent­
wickelte Verhaltenscharta unterschreiben, womit 
sie sich verpflichten, alles in ihrem Rahmen Mögli­
che zu unternehmen, um das Fahren unter Alko­
holeinfluss zu unterbinden (z. B. keine alkoholi­
schen Getränke an den Fahrer ausschenken, Al­
koholtests kostenlos ausgeben, wä.hrend der 
Tanzveranstaltungen regelmäßig darauf hinzuwei­
sen nicht alkoholisiert Auto zu fahren, lnformati­
ons;"aterialien zu Alkohol im Verkehr bereitstellen 
usw.). Die Association arbeitet neben weiteren Ak­
tivitäten auch edukativ mit Schülern und Studen­
ten. Fünf Regionalstellen in den Regionen Bretag­
ne-Pays-de-la-Loire, Rhöne-Aipes, Provence­
Aipes-Cöte-d'Azur, lle-de-France und Bourg~gne­
Franche-Comte sichern eine Zusammenarbeit vor 
Ort, die in Zukunft noch flächendeckender gestaltet 
werden soll. 

59 
Vgl. http://www.aveyronweb.com/violenceroutiere/asso/ 
bilan_lcvr12.html vom 14.03.2005. 

60 
Vgl. http://lcvr.npdc.free.fr/projets/index.htm vom 14.03. 
2005. 

61 
Vgl. http://www.violenceroutiere.org/lcvr/dossiers/article95. 
html vom 09.02.2005. 

62 
Vgl. http://www.laroutedesjeunes.org vom 09.02.2005. 

3.3.6 Ratgeber zur Durchführung von Projek­
ten zur Prävention von Verkehrsunfäl­
len 

Die Association Prevention Routiere, ein Zusam­
menschluss von Versicherungs- und Straßenbau­
unternehmen, ist eine national organisierte, aber 
auch in allen Departements präsente Vereinigung 
zur Prävention von Verkehrsunfällen. Sie ist vor al­
lem in den Bereichen Verkehrserziehung, Ausbil­
dung und Sensibilisierung tätig. So erreicht sie je­
des Jahr etwa 1, 7 Millionen Kinder an Präventions­
tagen oder schulischen Verkehrssicherheitsveran­
staltungen, die sie mit eigenem Personal durch­
führt. 

Jüngstes Produkt ist ein Ratgeber (LA PREVEN­
TION ROUTIERE, ASSOCIATION NATIONALE 
DES CONSEILS D'ENFANTS ET OE JEUNES 
2005), der sich an Jugendliche richtet, die Kinder­
interessen in politischen Gremien von Gebietskör­
perschaften vertreten (Conseil d'enfants et de jeu­
nes, vgl. Kapitel 3.2.2). Er soll helfen, Verkehrssi­
cherheitsprojekte auf lokaler Ebene zu planen und 
in Gang zu setzen. Dazu werden Hinweise für das 
methodische Vorgehen (Problemrecherche, lnfor­
mationsbeschaffung, Partnersuche, Projektdesign, 
Finanzierung, Evaluation) gegeben und Praxisbei­
spiele vorgestellt. 

3.3.7 Wettbewerb "Echarpes d'Or" der 
Prevention Rautiere 

Die in Kapitel 3.3.6 bereits vorgestellte Association 
Prevention Rautiere schreibt jährlich den Wettbe­
werb "Goldene Schärpen" aus, mit dem Aktionen 
zur Unfallverhütung (lnfrastrukturmaßnahmen, 
Verkehrserziehung, öffentliche Sensibilisierung) 
belohnt werden sollen. Beteiligen können sich Ge­
bietskörperschaften (Kommunen in fünf nach Ein­
wohnerzahl gestaffelten Kategorien, Departements 
und Regionen). Spezialpreise werden für Projekte 
ausgelobt, die sich an die Personengruppe der 15-
bis 25-Jährigen richten, und für solche der oben 
genannten Conseils d'enfants et de jeunes (vgl. 
Kapitel 3.2.2). 63 

3.3.8 Aktionen der Prevention MAIF 

Die Prevention MAIF ist Teil der gemeinnützigen 
Stiftung des privaten Versicherungsunternehmens 
MAIFund unter anderem im Bereich der Verkehrs-

63 
Vgl. http://www.preventionroutiere.asso.fr/PDF/Cand_ 
Echarpes_2005.pdf vom 25.04.2005. 



sicherheit tätig. Neben der Vergabe von For­
schungsprojekten und der Erarbeitung von Materi­
alien zur Verkehrserziehung werden vorzugsweise 
auch Aktionen zur Prävention von Kinderunfällen 
im Straßenverkehr und im häuslichen Bereich ge­
fördert. Folgende Beispiele werden im Internet von 
Prevention MAIF präsentiert:64 

~ Verkehrsübungsplatz von Arnage 

ln Arnage in der Agglomeration von Le Mans 
wurde ein Parcours ("piste") von 3.500 m2 mit 
Ampeln, Verkehrszeichen, Bodenmarkierungen, 
Kreisverkehr usw. eingerichtet, der dazu dient, 
6.-Kiässler (nach deutschem System) auf 
ASSR und BSR (Prüfungen zum Mofa­
Führerschein) vorzubereiten. Jeweils die Hälfte 
einer Klasse fährt zehn Minuten lang Mofa oder 
geht zu Fuß und wechselt dann. Anschließend 
werden Verhalten und Fehler der Jugendlichen 
analysiert, mit dem Ziel, dass jeder seine we­
sentlichsten Fehler am Ende eines Vormittags 
korrigiert hat. Seit 1995 haben etwa 7.500 
Schüler dieses Programm durchlaufen. 

Initiatoren des Projekts waren die Lehrkraft ei­
ner Hauptschule und der Bürgermeister. 
Prevention MAIF finanzierte den Parcours und 
die erforderlichen Lehrmittel mit und spendete 
später auch Mofas. 

~ Verkehrssicherheitsbus 

Dabei handelt es sich um einen Bus, der in der 
Umgebung von Dünkirchen von Schule zu 
Schule fährt und speziell für den Verkehrsunter­
richt mit modernen audiovisuellen und anderen 
Lehrmaterialien ausgestattet ist. Auch ein Ver­
kehrsübungsplatz für Zweiradfahrer kann auf­
gebaut werden. Der Bus kann zudem in Betrie­
ben in der Verkehrssicherheitsarbeit für Er­
wachsene eingesetzt werden. 

Das Projekt wurde gemeinsam mit der Vereini­
gung zur Entwicklung von Sicherheitsaktionen 
in den Agglomerationen der Umgegend von 
Dünkirchen (ADASARD) verwirklicht. 

~ CD-Rom "BSR" für die Vorbereitung des Mofa­
Führerscheins 

Auch dieses Medium, das sich an Schüler rich­
tet und ergänzt wird von einem Lehrerhandbuch 
und einer Videokassette, wird in der 6. Klasse 
eingesetzt. 

Die Unterlagen wurden in Zusammenarbeit mit 
dem Verkehrsministerium, einem Versiehe-

64 
Vgl. http://www.maif.fr/site2/prevention/prevactions.htm vom 
24.04.2005. 
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rungsunternehmen und einem Lehrmittelverlag 
erstellt. 

3.4 Schulwegprogramme in Vor- und 
Grundschule 

3.4.1 "Marchons vers l'ecole" 

Auch in Frankreich fand die seit Mitte der 70er Jah­
re in verschiedenen Ländern entwickelte Kampag­
ne, die unter verschiedenen Slogans (z. B. 1976 in 
Dänemark "Safe Routes to School", 1994 in Groß­
britannien "Let's walk to school week", "Go for 
green" in Kanada; seit 2000 "International walk to 
school day", seit 2004 ",nternational walk to school 
week") durchgeführt wird, 65 unter dem Slogan 
"Marchons vers l'ecole" zunehmend Verbreitung. 
Ursprünglich auch hier zunächst auf einen jährli­
chen Aktionstag angelegt, finden diese an einigen 
Orten mittlerweile ·alle zwei Monate statt66 oder 
werden auf eine ganze Woche pro Jahr ausge­
dehnt.67 

Als Ziele werden dabei genannt: 

~ Die Umkehr des Trends, Kinder vermehrt mit 
dem Auto zur Schule zu fahren und dort wieder 
abzuholen, 

~ die Verbesserung der Luftqualität, 

~ die Unterstützung von Verkehrserziehung und 

~ die Ergreifung von Maßnahmen gegen die zu-
nehmende Fettleibigkeit von 6- bis 11-Jährigen. 

Zu deren Erreichung wurde ein Schulwegepro­
gramm erarbeitet, das an bestimmten Wochen­
tagen die auch aus anderen Ländern bereits be­
kannte Methode des "Fußgänger-Busses" ("auto­
bus pedestre" bzw. "Pedibus", vgl. Kapitel 7.6) an­
wendet. Verschiedentlich finden Befragungen von 
Eitern zum Mobilitätsverhalten auf dem Schulweg 
statt. Vor dessen praktischer Einführung wurden 
die Kinder auf mögliche Schwierigkeiten bei der 
Zurücklegung des Schulweges zu Fuß vorbereitet. 
Bereits hierdurch wurde die Aufmerksamkeit der 
Schüler für ihre Verkehrssicherheit gesteigert. 

65 
Vgl. http://www.montreuil93.net/ville_pratique/transport-cir 
culation/f8-marchons-ecole.html vom 26.04.2005 und http:// 
www.iwalktoschool.org/about.htm vom 26.04.2005 sowie 
Kapitel 8.3. 

66 
So etwa in Collegien (Seine et Marne) (vgl. http:// 
www.mairie-de-collegien.fr/pageLibre0001 082d.html vom 
26.04.2005). 

67 
So in der Region lle-de-France (vgl. http://www.areneidf. 
org/transport/marcheversecole.html vom 26.04.2005). 
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Die Initiatoren der Aktion handeln häufig in Part­
nerschaft mit lokalen, regionalen und I oder lan­
desweiten Umwelt- und Energieagenturen. Die Ak­
tion kommt ohne externe Bezuschussung aus, das 
Elternengagement bei der Durchführung der "Fuß­
gänger-Busse" ist ehrenamtlich. 

Die Aktionstage werden begleitet durch den aus­
gedehnten Einsatz von Medien (Plakate, Folder). 
Zudem finden Sonderveranstaltungen wie Diskus­
sionen, Ausstellungen, Workshops usw. statt. Häu­
fig werden die Aktivitäten auch evaluiert.

66 

Konzepte zur Planung und Durchführung von Akti­
vitäten im Rahmen des Programms "Marchons 
vers l'ecole" werden auch im Internet verbreitet, 
um es auch anderen zu ermöglichen, diese Kam­
pagne an ihrem Ort umzusetzen.69 

Berichtet wird, dass im Rahmen einer solchen 
Kampagne in 

>- der Region lle-de-France70 im Jahr 2003 30 
Kommunen und ein Zusammenschluss von 
Gemeinden 140.000 Schüler in 905 Grund- und 
Hauptschulen sensibilisieren konnten, 

>- Nord-Pas-de-Calais (Departement du Nord) im 
Jahr 2003 2.211 Schulen mit ca. 307.000 Schü­
lern teilnahmen, 71 

>- Provence-Aipes-Cöte-d'Azur im Jahre 2004 in 
50 Kommunen mehr als 50.000 Schüler erreicht 
wurden (vgl. SOUVIER Ohne Jahr). 

Auch in anderen Regionen (z. B. Rhone-Aipes), 
zumindest aber einzelnen Städten und Gemein­
den, finden entsprechende Aktionen statt, ohne 
dass Informationen über Teilnehmerzahlen mitge­
teilt werden (vgl. JERPHANION 2004). 

3.4.2 Weitere Schulwegprogramme 

>- ln Amiens wurde an der Ecole materneile du 
Centre gemeinsam mit einem lnspecteur de 
l'education nationale ein Projekt durchgeführt, 
das sich an 5-jährige Vorschüler richtet. Sie sol­
len lernen, sich sicher auf der Straße zu bewe-

66 
Vgl. http://www.areneidf.org/transporUmarcheversecole.html 
vom 26.04.2005. 

69 

70 

71 

Vgl. z. B. http://www.rhonalpenergie-environnement.asso.fr/ 
Pages/marchons_vers_ecole.htm, http://netia59.ac-lille.fr/ 
securite-routiere/evnmts.htm, http://www.preventionroutiere. 
asso.fr/scripts/doc_thema_02d.asp alle vom 27.04. 2005. 

Vgl. http://www.areneidf.org/transporUmarcheversecole.html 
vom 26.04.2005. 

Vgl. http://www.iwalktoschool.org/whoswalking/country.cfm 
?id=15 vom 11.04.2005. 

gen, ohne selbst andere zu gefährden. Zu­
nächst werden die betreffenden Probleme mit 
ihnen theoretisch erörtert. Auf einem 35-minü­
tigen Rundgang in der Stadt (Realverkehr) ler­
nen sie dann 

Q in der Gruppe auf dem Trottoir zu gehen, 

Q die Bedeutung einiger Verkehrsschilder zu 
erkennen 

Q die Straßensituation zu beobachten, 

Q die Straße zu überqueren (sowohl auf als 
auch ohne Fußgängerüberweg), 

Q eine Straßenkreuzung mit Ampel zu über­
queren, 

Q Gefahren vorherzusehen und sich entspre­
chend zu verhalten .. 

Abschließend wird das Erlebte im Unterricht 
besprochen. 72 

>- ln Reims wurde ein Projekt realisiert, an dem 
zwei Vorschulen und eine Grundschule teil­
nahmen und das zum Ziel hatte, den Verkehrs­
raum Straße und Trottoir zu verstehen und rich­
tig zu nutzen. Hintergrund ist die Tatsache, 
dass die Ein- und Ausgänge der Schulen an ei­
nem Boulevard liegen, der auf eine sehr gefähr­
liche Durchgangsstraße mündet. Die Kinder 
sollten lernen, den Schulweg alleine, mit den 
Eltern oder in der Gruppe zu gehen. Dazu wer­
den die relevanten Sachverhalte anhand von 
Beschreibungen, Fotos, Videos, Büchern und 
einer Fotoausstellung, die von den Grundschü­
lern produziert wurde, zunächst mündlich mit 
den Schülern besprochen. Anschließend wird 
ein Modell der Straßensituation gebastelt, an­
hand dessen sich die Gefahrensituation, auch 
unter Einsatz von kleinen Figuren, demonstrie­
ren und verstehen lässt. Außerdem werden 
auch auf Tonband aufgenommene Straßenge­
räusche im Unterricht eingesetzt. Schließlich 
suchen die Schüler gemeinsam die Partner­
schule auf und üben das in der Klasse Gelern­
te.73 

>- Die lnspection Academique du Nord des natio­
nalen Erziehungsministeriums bietet ein zu­
sammen mit dem Institut National pour Ia Secu­
rite des Enfants erarbeitetes Programmkon-

72 
Vgl. http://eduscol.education.fr/00161 /fa-soissonsenville.pdf 
vom 25.04.2005. 

73 
Vgl. http://eduscol.education. fr/00161 /fa-reimsprojetecole. 
pdf vom 25.04.2005. 



zepe4 an, das sich an Vorschulkinder im Alter 
von zwei bis sieben Jahren wendet. Es sieht 
vor, die Kinder zu lehren, verkehrsrelevante 

~ Signalfarben (rot, gelb, grün) zu erkennen, 

~ Objekte zu beobachten, 

~ Geräusche zu unterscheiden und 

~ sich diesen Indikatoren entsprechend zu 
verhalten. 

Dazu werden praktische Übungen in der Schu­
le, im geschützten Milieu auf dem Verkehrs­
übungsplatz (Minidorf, Miniparcours), im Hof 
und schließlich auf der Straße durchgeführt. 

Leider finden sich keine Informationen darüber, 
wo dieses Konzept bereits umgesetzt wurde. 

> Bezogen auf die Gruppe der 6- bis ?-jährigen 
Grundschüler gibt die lnspection Academique 
du Nord ebenfalls eine ganze Reihe von Hin­
weisen für den Verkehrsunterricht in der Schu­
le. ln diesem Zusammenhang schlägt sie auch 
vor, 

~ die gefahrenträchtigsten Stellen der Schul­
zone anhand eines Formulars zu erheben, 
das Eitern und Schüler gemeinsam ausfüllen 
sollen, 

~ gemeinsam mit den Schülern die Straßen in 
der Umgebung der Schule zu erkunden, 

~ einen Plan oder ein Modell des Stadtteils zu 
erstellen. 75 

Auch in diesem Fall wird nicht mitgeteilt, ob und 
wo das Konzept bereits realisiert wurde. 

3.5 Weitere Einzelbeispiele 

> Bewusstseinsförderung für Luftqualität in Nan­
tes 

74 

75 

ln der Stadt Nantes werden geführte Lehrspa­
ziergänge durch das Stadtzentrum angeboten, 
welche die Effekte der Luftverschmutzung auf 
die städtische Umwelt illustrieren. Dieses, ins­
besondere für Schulklassen geeignete Projekt, 
widmet sich dem Bewusstsein für Luftver­
schmutzung, der Messung der Luftqualität, ei­
nem Aktionsprogramm, der Kontrolle der Ver­
schmutzung und den entsprechenden Vorkeh-

Siehe dazu: http://www.iwalktoschool.org/downloads/actpe 
dsrversioniA.doc vom 26.04.2005. 

Vgl. dazu: http://www.iwalktoschool.org/downloads/actpe 
dsrversioniA.doc vom 26.04.2005. 
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rungen. Den Kindern werden diese Themen 
nahe gebracht durch die Thematisierung der 
Stadt unter dem Gesichtspunkt Luftqualität, die 
Messung der Windgeschwindigkeit auf dem 
Bretagne Tower, das Zählen der Autos an einer 
Ampelanlage, das Aufzeigen von Veränderun­
gen in den Steinen der Kathedrale, die Thema­
tik Pollenflug und die Fahrt mit der Straßen­
bahn. 

Als Initiatoren dieser Aktion tritt neben zwei wei­
teren Institutionen die Stadtverwaltung von 
Nantes auf, zusammen mit diversen weiteren 
institutionellen Partnern. Als Zielgruppe werden 
an erster Stelle explizit Kinder, aber allgemein 
auch alle Bürger genannt.76 

> Verkehrserziehung in Tours 

76 

77 

78 

Aus der Stadt Tours wird über eine Aktion zur 
Fahrradausbildung für 8- bis 12-Jährige im 
Rahmen eines Aktionstages während der Kam­
pagne "Mobil ohne eigenes Auto!"77 berichtet. 
Sie wird eingebettet in das Bemühen der Stadt 
Tours um eine Verbesserung der nachhaltigen 
Mobilität. 

Die Verkehrserzieher der Polizei boten an die­
sem Tag drei Workshops an. Diese befassten 
sich mit 

~ Informationen, einem Videofilm und einem 
Quiz zur Kenntnis der Straßenverkehrsord­
nung, 

~ einem Fahrradgeschicklichkeitsparcours und 

~ der Simulation eines Ausflugs durch die In-
nenstadt. 

Ziel dieser Aktivitäten ist die Verbesserung des 
Bewusstseins von Kindern über die Verkehrssi­
cherheit mit dem Fahrrad, die Vermittlung 
grundlegender Verkehrssicherheitsregeln und 
die Vermittlung grundlegender Regeln des 
Fahrradfahrens. 

Diese Aktion wurde von der Stadtverwaltung i­
nitiiert, von Bildungsträgern, Verkehrssicher­
heitsvereinigungen und der Polizei umgesetzt, 
und richtet sich an die Zielgruppe der Kinder. 78 

Quelle: SMILE-Projektdatenbankabfrage zur Zielgruppe 
Kinder; Zugriff via http:// www.smile-europe.org am 
11.02.2005. 

Vgl. hierzu Kapitel 8.2. 

Quelle: SMILE-Projektdatenbankabfrage zur Zielgruppe 
Kinder; Zugriff via http:// www.smile-europe.org am 
11.02.2005. 
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>- Kampagne "Sicherheit beim Transport im 
Schulbus" 

Diese Kampagne im Departement du Nord hat 
zum Ziel, die Schüler beim Transport mit 
Schulbussen vor Gefahren zu schützen. Dem­
entsprechend werden vor allem mediale Ange­
bote (Plakate, Grafikvorlagen im Internet) un­
terbreitet, die sich an alle privaten und öffentli­
chen Partner (Transportwesen, Schulen, Me­
dien, Unternehmen usw.) richten, die hier mit­
helfen können. Auf den Plakaten werden Ver­
haltensregeln an Haltestellen und in den Ver­
kehrsmitteln bildhaft dargestellt und die Adres­
saten zu einem adäquaten Verhalten aufgefor­
dert (weit weg vom Rand der Straße warten, 
ein- und aussteigen ohne andere anzurempeln, 
sich hinsetzen, Gurt anlegen, andere Fahrgäste 
respektieren usw.). 

>- Verkehrserziehung im Departement Haut­
Rhin79 

9 Sicher Mountainbike fahren im College 

der Ebene der Gemeinden und Provinzen, so z. B. 
für Flächennutzung, Mobilitätsfragen und Ver­
kehrsplanung (vgl. SCHMIDT, HALBESMA Ohne 
Jahr: Ohne Seitenangabe). 

ln der Verkehrssicherheitspolitik der Niederlande 
finden sich vielfältige institutionenübergreifende 
Gremien, in denen Beratungs- und Überzeu­
gungsarbeit geleistet und nach verbindlichen Ü­
bereinkünften gesucht wird (vgl. KRM Y 2002: 5). 
Bezüglich der Verkehrserziehung verweisen VIS­
SERS, VAN BETUW (2004a: 7) auf Netzwerke aus 
Schulen, Kommunen, Kindergesundheitseinrich­
tungen, Verkehrssicherheitsorganisationen und der 
Polizei. Die nationale Verkehrssicherheitspolitik der 
Niederlande basiert auf dem integralen Konzept 
der Kombination von lnfrastrukturmaßnahmen, En­
forcement I Kommunikation und Verkehrserzie­
hung.80 Dieser Ansatz schlägt sich in den nachfol­
gend aufgelisteten Einzelbeispielen kommunaler 
Verkehrssicherheitsarbeit für Kinder nieder. 

Frangois Viiion Straßburg 4.1 Verkeersouders ("Verkehrseltern") 
Zur Sensibilisierung werden Hauptschüler 
zunächst in verschiedenen Schulfächern mit 
den Gefahren und der Sicherheit im Stra­
ßenverkehr vertraut gemacht. Anschließend 
wird ein gemeinsamer Ausflug mit dem 
Mountainbike unternommen. 

~ Verkehrserziehung im College Gambetta 
Riedisheim 

Um regelkonformes und solidarisches Ver­
halten im Verkehr zu lernen, treffen die 
Schüler mit der Polizei und Feuerwehrleuten 
zusammen. Gemeinsam wird eine Presse­
mappe über Straßenverkehrsunfälle erarbei­
tet. Anschließend werden zwei Dokumen­
tensammlungen (Weißbücher) zum Thema 
richtiges Verhalten im Straßenverkehr er­
stellt und mit Polizisten und Feuerwehrleu­
ten besprochen. Abschließend wird eine 
Ausstellung mit Tafeln zu Präventionsmaß­
nahmen zusammengestellt. 

4 Niederlande 

Verkehrs-, Umwelt- und Raumordnungsplanung 
sind in den Niederlanden eng verzahnt. ln diesen 
Politikfeldern, ebenso wie hinsichtlich einer Politik 
der Nachhaltigkeit, liegen viele Kompetenzen auf 

79 
Vgl. http://www.crdp-strasbourg.fr/cddp68/securout/repact. 
pdf vom 27.04.2005. 

Mit diesem Projekt sollen Eitern in die Verkehrssi­
cherheitsarbeit für ihre Kinder einbezogen werden. 
An jeder Grundschule soll hierzu ein Elternteil als 
Verbindungsglied zwischen der Schule und der 
Gesamtelternschaft wirken. Die Mutter I der Vater 
meldet sich freiwillig und arbeitet ehrenamtlich. 
Sie I er ist Ansprechpartner und Koordinator für die 
Verkehrssicherheitsarbeit an der Schule. 

ln den Niederlanden gibt es derzeit ca. 1.900 "Ver­
kehrseltern". Ihre Aufgaben sind die Verbesserung 
der Verkehrssicherheit von Kindern im Umkreis der 
Schule, die Unterstützung einer guten Verkehrser­
ziehung durch die Weitergabe entsprechender In­
formationen an Kinder, Eitern und Schule, die Or­
ganisation von Verkehrssicherheitaktivitäten und 
die Sorge um sichere Schulwege. Hierzu stimmen 
sich Verkehrseitern mit anderen Akteuren ab und 
sind Teil eines lokalen Netzwerkes aus Vertretern 
der Gemeinde, der Polizei, der Schule und der Ei-
tern. · 

Charakteristisch für diese Maßnahme ist der starke 
lokale Bezug zur Verkehrssituation im Umkreis der 
Schule. Verkehrseitern kennen die entsprechen­
den Verkehrsverhältnisse, erkennen gefährliche 
Abschnitte auf den Schulwegen und werden aktiv 
zur Verbesserung dieser Gefahrenstellen. 

80 
Persönliche Mitteilung von Frau Annita van Betuw (Traffic-
Test) am 12.04.2005. 



,.Verkehrseltern" werden durch die niederländische 
Verkehrssicherheitsorganisation 3VO mit Informa­
tionen und schriftlichen Materialien versorgt, dar­
über hinaus gibt es eine Website81 und ein Extra­
net für ,.Verkehrseltern" (vgl. zusammenfassend 
VISSERS, VAN BETUW 2004a: 8; 2004b). 

4.2 Brabants VerkeersVeiligheidsLa­
bel {BVL) ("Verkehrssicherheits­
zertifikat der Region Brabant") 

Mit dieser seit 1997 laufenden Qualitätssiche­
rungsmaßnahme soll die Verkehrserziehung an 
(Grund-)Schulen in der niederländischen Provinz 
Noord-Brabant verbessert und auf eine kontinuier­
liche Basis gestellt werden. Das Ziel ist die Verrin­
gerung der Verkehrsunfälle von Kindern und die 
Leistung eines Beitrages zum Leitbild einer per­
manenten Verkehrserziehung. Die BVL-Maß­
nahme versteht sich als ,.Regenschirm", unter dem 
sich neben konkreten schulischen Verkehrserzie­
hungsmaßnahmen für Kinder im Alter von vier bis 
18 Jahren auch unterschiedliche Verkehrs-, Infra­
struktur- und ÖPNV-Maßnahmen finden (vgl. VIS­
SERS, VAN BETUW 2004c).82 

Hierzu steht ein Team von sechs bis acht An­
sprechpersonen bei der Regionalverwaltung bereit. 
Interessierte Schulen können dort ein Informati­
onspaket abrufen und werden - falls sie sich für 
das Zertifikat bewerben wollen - von einem Bera­
ter besucht. ln einem ersten Schritt wird von den 
Schulen eine Selbstevaluation ihrer Verkehrssi­
cherheitsarbeit erwartet. Ein BVL-Berater unter­
stützt die Schulen dabei. Wenn die Schulen glau­
ben, alle notwendigen Kriterien zu erfüllen, können 
sie die Zertifizierung als BVL-Schule beantragen. 

Das Qualitätszertifikat wird an solche (Grund-) 
Schulen verliehen, die bestimmte, weit über das 
gesetzlich vorgegebene Niveau hinausgehende 
Verkehrssicherheits- und Qualitätsstandards erfül­
len (vgl. auch CHRISTIE et al. 2004a: 192}. Inhalt­
lich lassen sich folgende Punkte herausarbeiten: 

)> Eine theoretische und praktische Verkehrser­
ziehung im Realverkehr (Verhalten als Fußgän­
ger, Benutzung des Zebrastreifens, Funktionie­
ren eines Kreisverkehrs etc.), 

)> die Einbeziehung der Eitern (z. B. Einrichtung 
der ,.Verkehrseltern", vgl. Kapitel 4.1 }, Eitern als 

81 
Vgl. http://www.3vo.nl/nlfverkeersouders vom 14.04.2005. 

82 
Vgl. http://bvlbrabant. insiders. nl/content. php?rubriek= 1 & 
pagina=29&parent=O vom 14.05.2005. 
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Schulweghelfer, aber auch Hinterfragen der 
Hol- und Bringdienste mit dem Pkw), 

)> die kritische Sichtung des Schulumfeldes und 
gegebenenfalls das Bemühen um die Ent­
schärfung gefährlicher Stellen sowie 

)> die Verankerung dieser Bemühungen in einem 
langfristig angelegten Schulplan (vgl. VISSERS, 
VAN BETUW 2004c, d). 

Unerlässlich ist auch die Kooperation in einem lo­
kalen Netzwerk mit anderen Partnern vor Ort, wie 
regionalen Verkehrssicherheitsorganisationen, der 
nationalen Verkehrssicherheitsorganisation, inte­
ressierten Eitern, der Polizei, Fahrschulen und der 
Stadtverwaltung. 83 

Eine unabhängige Kommission besucht die aus­
gezeichneten Schulen nach einem Jahr erneut und 
prüft, ob die Kriterien zur Verleihung des Zertifikats 
noch erfüllt werden. Später werden die Schulen 
dann ein Mal innerhalb von drei Jahren kontrolliert. 
Die Auszeichnung I Zertifizierung als BVL-Schule 
soll die Einbettung der Verkehrserziehung in das 
Programm der Schule unterstützen und durch eine 
Emailleplakette, die im Eingangsbereich der Schu­
le an der Außenwand anzubringen ist, auch nach 
außen dokumentieren. 

Bereits jetzt arbeiten 68 Gemeinden aktiv im Pro­
jekt mit. Langfristig sollen die lokalen Netzwerke, in 
die BVL-zertifizierte Schulen eingebunden sind, zu 
Gemeindenetzwerken für Verkehrssicherheit -
sog. BVL-Gemeinden - ausgebaut werden. Auch 
hierbei werden wieder Kriterien entwickelt, die zum 
Ausweis eines entsprechenden Zertifikats ein­
gehalten werden müssen. 

Gegenwärtig (Stand: April 2005) arbeiten 516 
Schulen, davon mehr als 50 Sekundarschulen, im 
BVL-Projekt mit. Das ist mehr als die Hälfte aller 
Schulen der Provinz Brabant. 202 Schulen haben 
das BVL-Zertifikat bereits erhalten, 60 Gemeinden 
haben den Status sog. ,.BVL-Gemeinden".84 

Mittlerweile haben auch andere Provinzen der Nie­
derlande dieses Modell adaptiert (vgl. VISSERS, 
VAN BETUW 2004d). Eine Website mit Informatio­
nen über die Aktivitäten zur Zertifizierung mit der 
Verkehrssicherheitplakette in allen Provinzen ist im 
Aufbau. 85 

83 
Persönliche Mitteilung von Frau Annita van Betuw (Traffic-
Test) am 12.04.2005 und Frau Mara Leerdam-van Haaren 
(Projektleiterin BVL) am 14.04.2005. 

84 
Persönliche Mitteilung von Frau Mara Leerdam-van Haaren 
(Projektleiterin BVL) am 14.04.2005. 

85 
Vgl. http://www.verkeersveiligheidslabel.nl vom 14.04.2005. 
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4.3 Schoolroutes ("Schulwege")86 

Diese Verkehrserziehungsmaßnahme wendet sich 
an 12- bis 14-Jährige als Fahrradfahrer. ln diesem 
Alter wechseln die Schüler an eine Sekundar­
schule und legen üblicherweise mit dem Fahrrad 
neue Schulwege zurück, die unbekannte Gefahren 
bergen können. 

Auf Initiative der Gemeinde wird von einem Institut 
für Verkehrserziehung ein Videofilm zu den The­
men "Verbesserung der Regelbefolgung" und "De­
fensives Verkehrsverhalten als Fahrradfahrer" ge­
dreht. Das Besondere an diesem Videofilm ist, 
dass die gezeigten Situationen in der tatsächlichen 
Umgebung der Schule der jeweiligen Gemeinde 
spielen, die Schüler also einen unmittelbaren Zu­
gang zu den gezeigten Gefahrenstellen haben, ja 
diese bereits kennen. 

Der Videofilm wird auch an einem Elternabend ge­
zeigt. Informationen über weitere Kooperations­
partner oder evtl. sich an die Diskussion des Vi­
deofilms anschließende Engineering-Maßnahmen 
fehlen. VISSERS, VAN BETUW (2004e) merken 
kritisch an, dass diese Maßnahme lediglich rezipie­
rend angelegt ist, die Schüler selbst zwar über den 
Film diskutieren, aber ansonsten während der Ver­
kehrssicherheitsmaßnahmen nicht aktiv werden. 

4.4 Weitere Einzelbeispiele 

Folgende lokalen Verkehrssicherheitsmaßnahmen 
für Kinder konnten außerdem noch recherchiert 
werden: 87 

> Straßenspieltag 

Jedes Jahr im Mai wird ein sog. Straßenspiel­
tag veranstaltet, bei dem Anwohner Wohnstra­
ßen für den motorisierten Verkehr sperren las­
sen können und soziale und spielerische Aktivi­
täten für Kinder (und Erwachsene) im Straßen­
raum organisieren (vgl. CHRISTIE et al. 2004a: 
192). 

> Kinderband 

86 

Ein Pfad durch einen Park oder eine Grünfläche 
verbindet für Kinder wichtige Mobilitätsziele -
wie Häuser, Schulen, Geschäfte - sicher. Ent-

Vgl. http://INWW.ctv.nlfproductenschoolroutes.htm vom 14. 
04.2005. 

87 
Ausführlichere Informationen zu diesen Maßnahmen waren 
in der Kürze der Bearbeitungszeit des Forschungsprojektes 
leider nicht zu eruieren. 

lang des Pfads werden Spielmöglichkeiten an­
geboten (vgl. CHRISTIE et al. 2004a: 192). 

> Bildung von Fahrrad-Bussen 

Für den Schulweg bilden Kinder mit ihren Fahr­
rädern Gruppen, die von einem ebenfalls Fahr­
rad fahrenden Erwachsenen - der durch eine 
fluoreszierende Weste gekennzeichnet ist -
begleitet werden (vgl. CHRISTIE et al. 2004a: 
197). Der Fahrrad-Bus funktioniert analog den 
in Kapitel 7.6 vorgestellten Fußgänger-Bussen. 

> Sichere Fahrradwege zur Schule 1 Fahrradsi-
cherheit · 

Einzelne Schulen oder lokale Verkehrssicher­
heitsgruppen weisen sichere Fahrradwege für 
den Schulweg aus oder kontrollieren die techni­
sche Sicherheit der von den Schulkindern be­
nutzten Fahrräder (vgl. CHRISTIE et al. 2004a: 
192). 

> Kinder als Berater 

ln einigen Gemeinden werden Kinder zum sub­
jektiven Empfinden ihrer Verkehrssicherheit um 
Rat gefragt. Sie können LösL,Jngsvorschläge 
machen, insbesondere hinsichtlich der Verbes­
serung ihrer Schulwegsicherheit, wobei die bes­
ten Lösungen ausgezeichnet und in der Praxis 
erprobt werden (vgl. CHRISTIE et al. 2004a: 
212). 

> Weitere Initiativen für Kinder als Fußgänger 

CHRISTIE et al. (2004a: 188) zählen eine Rei­
he von Maßnahmen auf, die in den Niederlan­
den insbesondere im Umfeld von Grundschulen 
zur Verbesserung der Verkehrssicherheit von 
Kindern unternommen wurden. Hierzu zählen 
z. B. die Einrichtung von Spielzonen, bunte Bo­
denplatten, die den sicheren Schulweg markie­
ren, aufblitzende Warnlichter bei Schulbeginn 
und -ende, die Sperrung von Durchgangsstra­
ßen etc .. 

5 Österreich 

5.1 Leitfaden Verkehrssicherheit für 
Städte und Gemeinden 

Im Januar 2002 beschloss der Österreichische Mi­
nisterrat das erste Nationale Verkehrssicherheits­
programm. Darin wird unter anderem das Ziel auf­
gestellt, im Jahr 2010 die Anzahl der im Straßen­
verkehr Getöteten auf die Hälfte des Durchschnitts 
der Jahre 1998 bis 2000 zu reduzieren (vgl. BER­
GER 2005: 23; SAMMER et al. 2002: 12). Dieses 



Ziel ist ohne zusätzliche Anstrengungen seitens 
der Gemeinden kaum zu erreichen, denn mehr als 
ein Drittel aller Unfälle mit Personenschaden und 
15 % der Unfälle mit Getöteten ereignen sich in 
Österreich auf Gemeindestraßen (vgl. SAMMER et 
al. 2002: 8). 

Die hier vorgestellte Initiative der Städte und Ge­
meinden zielt auf die Sensibilisierung für Verkehrs­
sicherheit als eigenes Aufgabengebiet der Kom­
munalverwaltung und - etwas abstrakt- auf" ... die 
Schaffung eines guten ,Verkehrsklimas', welches 
ein Maß für die Humanität in der Stadt oder Ge­
meinde darstellt" (SAMMER et al. 2002: 5).88 

Als Ansporn der Städte und Gemeinden zu ver­
stärkten Verkehrssicherheitsbemühungen wurde 
ein Benchmarking entwickelt, das die Gemeinden 
zunächst in Gruppen mit ähnlich vielen Einwoh­
nern unterteilt. 89 Für jede Gemeindegrößenklasse 
werden die vier Quartile der interessierenden 
Messgrößen 

>- Unfälle mit Personenschaden im Jahr 2000 pro 
1.000 Einwohner, 

>- Unfälle mit Personenschaden im Jahr 2000 im 
Ortsgebiet pro 1.000 Einwohner und 

>- Unfälle mit Personenschaden im Jahr 2000 im 
Ortsgebiet auf Gemeindestraßen pro 1.000 
Einwohner 

ausgewiesen. Jede Gemeinde kann sich nun mit 
ähnlich großen Gemeinden vergleichen. Als Ziel 
dieses Benchmarkings wird für das Jahr 2010 
durchaus moderat und realistisch formuliert: 

"Jede Stadt und Gemeinde sollte möglichst 
versuchen, bis 2010 zumindest den unteren 
Grenzwert des eigenen Viertels, bezogen 
auf das abgebildete Jahr 2000, zu errei­
chen" (SAMMER et al. 2002: 16). 

Der Charme dieser Zielvorgabe besteht darin, dass 
" ... sich keine einzige Österreichische Stadt oder 
Gemeinde für 2010 ein Ziel setzen [müsste, d. A.], 
welches nicht eine andere [Gemeinde, d. A.] der 
gleichen Größenklasse im Jahr 2000 bereits er­
reicht hatte" (SAMMER et al. 2002: 16). 

88 

89 

RAUH {Ohne Jahr) bezeichnet Verkehrsklima als "Komplex 
von Meinungen und Einstellungen", der vom Modal Split in 
der Kommune beeinflusst wird. 

Die Größenklassen sind: "bis 999 Einwohner", "1.000 bis 
1.999 Einwohner", "2.000 bis 3.999 Einwohner", "4.000 bis 
7.999 Einwohner", "8.000 bis 15.999 Einwohner", "16.000 
bis 31.999 Einwohner", "32.000 bis 63.999 Einwohner" und 
"über 64.000 Einwohner" (vgl. SAMMER et al. 2002: 14f). 
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Zur Erreichung dieser Zielvorgabe gibt der Öster­
reichische Städtebund seinen Mitgliedern zu fol­
genden zehn sog. "Eckpfeilern" der Verkehrssi­
cherheitsarbeit in Städten und Gemeinden aus­
führliche Umsetzungshinweise: 

>- Verkehrssicherheitsmanagement, 

>- Verfügbarkeit verkehrssicherheitsrelevanter Da-
ten, 

>- Verkehrssicherheitsnetzwerk, 

>- Lokales Verkehrssicherheitsprogramm,90 

>- Straßenbezogene Maßnahmen, 

>- Öffentlichkeitsarbeit und Bewusstseinsbildung, 

>- Überwachung, 

>- Verkehrssicherheitsaus- und -Weiterbildung, 

>- Ansporn durch Vorbildwirkung und 

>- Reduktion des unfallträchtigen (Kfz-)Verkehrs 
(vgl. SAMMER et al. 2002: 20). 

Diese "Eckpfeiler" sind primär auf Engineering­
Maßnahmen ausgerichtet, umfassen jedoch auch 
Education- und Enforcement-Aspekte. Für das Er­
kenntnisinteresse des vorliegenden Berichtes ist 
insbesondere der Aspekt des Aufbaus und der 
Pflege eines Verkehrssicherheitsnetzwerkes ein­
schlägig. Hierzu wird ausgeführt: 

"Die Idee ist simpel: Möglichst alle mit Fra­
gen der Verkehrssicherheit befassten Per­
sonen, Stellen und Institutionen in der Stadt 
oder Gemeinde sollen in einem Verkehrssi­
cherheitsnetzwerk integriert werden" (SAM­
MER et al. 2002: 26). 

Als mögliche Mitglieder nennt der Leitfaden Poli­
zeidienststellen, die Feuerwehr, die für Straßen­
planung, -bau und -erhaltung zuständigen Stellen, 
Schulen, Kindergärten, Setreiber des ÖPNV, Me­
dien, Behindertenverbände sowie "Vertreter nen­
nenswerter Verkehrserzeuger"91 (vgl. SAMMER et 
al. 2002: 26). 

Das Verkehrssicherheitsnetzwerk als Kommunika­
tionsplattform und Informationsquelle soll folgen­
den Zielen dienen: 

>- ,,Verbesserung des lnformationsflusses, He­
bung des lnformationsniveaus; 

90 
Hier wird auf das Beispiel Gloucestershire verwiesen, vgl. 
Kapitel 7.5. 

91 
Damit sind Einkaufszentren, Kaufhäuser, Märkte, Sportplät-
ze, Kinos, Gaststätten etc. gemeint. 
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>- Erfassen der Verkehrssicherheit als ,gemein­
same Sache'; 

>- Kennenlernen anderer Sichtweisen als der ei­
genen; 

>- Akzeptanzsteigerung von Verkehrssicherheits­
arbeit unter den Beteiligten; 

>- Erhöhung der Verantwortlichkeit; 

>- Förderung von Eigeninitiative und des Enga­
gements; 

>- Animation für die Beteiligten, Verkehrssicher­
heitsaufgaben zu übernehmen; 

>- Nutzung des ,Schneeballprinzips'; 

>- Erfassung und Diskussion von Verkehrssicher­
heitsproblemen; 

>- Diskussion von Maßnahmen zur Hebung der 
Verkehrssicherheit; 

>- Aus- und Weiterbildung" (SAMMER et al. 2002: 
26). 

Die Arbeit des Verkehrssicherheitsnetzwerkes 
kann entweder durch regelmäßige Zusammen­
künfte oder durch die Organisation sog. "Fokus­
gruppen" organisiert werden (vgl. SAMMER et al. 
2002: 27). Es ist Teil des lokalen Verkehrsmana­
gements und beteiligt an der Entwicklung des loka­
len Verkehrssicherheitsprogramms. 

Ein expliziter Bezug auf Kinder ist im kommunalen 
Leitfaden nur indirekt erkennbar, z. B. über die 
Einbeziehung von Schulen in das Verkehrssicher­
heitsnetzwerk oder den Aspekt der Schulwegsiche­
rung beim .. Eckpfeiler" Überwachung (vgl. SAM­
MER et al. 2002: 62f). Es liegt jedoch auf der 
Hand, dass sog . .,schwache Verkehrsteilnehmer" -
und dabei insbesondere Kinder - am meisten von 
der Produktion von Verkehrssicherheit als öffentli­
ches Gut im Sinne einer Verbesserung des Ver­
kehrsklimas am Wohnort profitieren, sei es durch 
ein konkretes Sinken der Unfall- und Verletzungs­
gefahren, sei es durch eine eher abstrakte Ver­
besserung des Verkehrsklimas. 

5.2 "Vision Zero - Keine Verkehrsto­
ten in unserer Gemeinde!" 

60 % der Verkehrsunfälle in Österreich ereignen 
sich in Kommunen. Dieses Faktum greift der Ver­
kehrsclub Österreich (VCÖ) auf und fordert von 
den Gemeinden die Umsetzung des Zieles .,Vision 
Zero - Keine Verkehrstoten in unserer Gemeinde!" 
(vgl. VCÖ 2002). Österreichische Gemeinden sind 
aufgefordert, sich durch die Unterschrift unter eine 

entsprechende Resolution zu diesem Ziel zu be­
kennen.92 ln der Erläuterung und Begründung des 
Zieles "Keine Verkehrstoten und keine Schwerver­
letzten" wird explizit auf sog . .,schwache" Ver­
kehrsteilnehmer Bezug genommen und das Ziel 
formuliert, mit ,,Vision Zero" " ... ein kindergerechtes 
Verkehrssystem anzustreben". 93 Hierzu werden 
zehn Handlungsmöglichkeiten vorgeschlagen: 

>- Ein Verkehrssicherheitsmanagement durchfüh­
ren, 

>- die Analyse von Unfall- und anderen verkehrs­
sicherheitsrelevanten Daten, 

>- durch die Einbindung von Akteuren aus unter­
schiedlichen Handlungskontexten Verkehrssi­
cherheit als Anliegen der ganzen Gemeinde 
verstehen, 

> den entsprechenden politischen Willen in einer 
Strategie bündeln, 

>- verkehrstechnische und -organisatorische En-
gineering-Maßnahmen an Straßen durchführen, 

>- Bewusstseinsbildung und Öffentlichkeitsarbeit, 

>- Verkehrsüberwachung 

> Verkehrssicherheitsaus-und -Weiterbildung, 

>- Beachtung der Vorbildwirkung und 

>- Verringerung des Kfz-Verkehrs sowie Förde-
rung sicherer Verkehrsbeteiligungsarten. 94 

Um besonders verkehrsunsichere Gemeinden zu 
identifizieren entwickelt der VCÖ ein Verkehrs­
sicherheits-Benchmarking für Gemeinden und 
schlägt viele verkehrstechnische und -organisato­
rische Maßnahmen aus dem Engineeringbereich 
zur Verbesserung der Verkehrssicherheit in Ge­
meinden vor (vgl. VCÖ 2002). Diese Maßnahmen 
sind nur durch die Einbeziehung vieler Akteure in 
das zentrale Verkehrssicherheitsmanagement zu 
verwirklichen. Wichtig ist dabei auch die Gewähr­
leistung einer funktionierenden Bürgerbeteiligung 
(vgl. VCÖ 2002: 11 ). 

Kinder profitieren durch entsprechende Maßnah­
men ebenso wie andere Bevölkerungsgruppen, in­
dem Verkehrssicherheit als öffentliches Gut herge­
stellt bzw. verbessert wird, von dem niemand aus­
zuschließen ist (vgl. FUNK 2004: 98). ln Bezug auf 

92 
Vgl. http://www.vcoe.aUvisionzero/resolution.pdf am 15.03. 
2005. 

93 
Vgl. http://www.vcoe.aUvisionzero/erreichbar.asp vom 15. 
03.2005. 

94 
Vgl. http://www.vcoe.aUvisionzero/erreichbar.asp vom 15. 
03.2005. 



die Zielgruppe Kinder wird dabei insbesondere auf 
die Verbesserung des Verkehrsklimas und einer 
Förderung des Mobilitätsmanagements an Schulen 
eingegangen (vgl. VCÖ 2002: 21). 

ln einem weiteren Leitfaden schlägt der VCÖ den 
Gemeinden folgende kindergerechte Engineering­
Maßnahmen vor: 

>- Die flächendeckende Einführung von Tempo 30 
im Ortsgebiet, 

>- die Einrichtung 
(Fußgängerzonen, 
ßen), 

verkehrsberuhigter Zonen 
Wohnstraßen, Spielstra-

>- Fahrbahnverengungen, 

>- ein dichtes Wegenetz, 

>- die Verbreiterung der Gehwege, 

>- die Entfernung von Sichtbehinderungen für Kin-
der an Kreuzungen und Übergängen, 

>- Ampeln mit ausreichenden Grünzeiten, 

>- die sichere Gestaltung von Schutzwegen, 

>- Querungshilfen, 

>- die kindgerechte Beschilderung der Wege, 

>- zum Fahren mit Scootern oder lnline-Skates 
geeignete Straßenoberflächen und 

>- ein umfangreiches ÖPNV-Netz (vgl. VCÖ Ohne 
Jahr). 

5.3 Schui-Mobilitätspläne 

ln einem Pilotversuch in Graz wurde die Idee des 
"School Travel Plan" aus Großbritannien aufgegrif­
fen (vgl. PILZ 2005 sowie Kapitel 7.2). Als Hin­
tergrund wird auf die auch in Österreich als Prob­
lem erkannte Verschlechterung des motorischen 
Leistungsniveaus von Kindern, ihren Bewegungs­
mangel und die damit verbundenen Krankheits­
symptome bei Kindern hingewiesen (vgl. PILZ 
2005: 2). Der Schulweg wird als Erfahrungsfeld für 
das Zufußgehen und Fahrradfahren in den Mittel­
punkt gestellt. Ziel der Maßnahme ist die Reduzie­
rung der Bring- und Holfahrten auf dem Schulweg 
mit dem Pkw und die Erhöhung des Fußgänger­
und Radfahreranteils auf diesem Weg. 

Die Autorin betont die Wichtigkeit der Einbindung 
eines solchen Projektes in die lokale Gemeindepo­
litik und Verwaltung (vgl. PILZ 2005: 4). Der Schul­
Mobilitätsplan selbst ist ein Dokument, das die 
Maßnahmen zur Reduzierung des Pkw-Verkehrs 
und zur Gestaltung eines sicheren und attraktiven 
Schulweges beschreibt. Er beinhaltet mindestens: 
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>- "Eine kurze Beschreibung der Schule 

>- Eine Auswertung der Befragungen über das 
Mobilitätsverhalten der Schülerinnen 

>- Eine Problemanalyse 

>- Eine kurze Beschreibung der durchgeführten 
Maßnahmen mit Zeitplan 

>- Ein Umsetzungsprogramm 

>- Eine Evaluierung und Beschreibung über die 
zukünftige Entwicklung" (PILZ 2005: 4). 

Zur Realisierung eines Schui-Mobilitätsplans wer­
den mehrere Schritte unterschieden: 

>- Auf lokaler Ebene wird eine sog. Steuerungs­
gruppe, bestehend aus Schulvertretern, Eitern, 
der Polizei, Verkehrssicherheitsexperten etc. 
gebildet. 

>- Der Ist-Zustand in der Kommune wird mittels 
kleiner Befragungen zur Schulwegmobilität der 
Schüler ermittelt. 

>- Zum Start der Aktionen schlägt die Autorin ei­
nen Kick-Off-Workshop, z. B. in Form einer Zu­
kunftswerkstatt, vor. 

>- Die dabei vorgeschlagenen Maßnahmen wer­
den geprüft und von einer Kernarbeitsgruppe in 
einen Aktionsplan mit einem expliziten Zeitplan, 
klar geregelten Verantwortlichkeiten und klaren 
Zielbeschreibungen eingearbeitet. 

>- Anschließend können eine Vielzahl von Maß­
nahmen zur Reduzierung der Pkw-Bring- und -
Hol-Fahrten auf dem Schulweg beginnen. 95 

>- Diese Maßnahmen werden durch eine Öffent­
lichkeitsarbeit in der lokalen Presse begleitet 
und evaluiert.96 

>- Der gesamte Schul-Mobilitätsplan wird samt der 
erreichten Ergebnisse und einem Ausblick in 
die Zukunft (online) dokumentiert. 

Für den Pilotversuch in Graz (Laufzeit 2002 bis 
2004) berichtet die Autorin als Zwischenergebnis 
nach einem Jahr einen Rückgang des Autoanteils 
an den Schulwegen der Kinder um 6-12% (vgl. 
PILZ 2005: 6). 

95 
Als Beispiele nennt die Autorin die Bildung von Geh- und 
Fahrgemeinschaften, Straßenmalaktionen, Schulumfeld­
analysen, Mobilitätstagebücher und -protokolle, Verkehrs­
umfragen, Detektivspiele im ÖPNV, Vorträge beim Schulfo­
rum und vor Eitern, sowie spielerische Aktivitäten (vgl. PILZ 
2005: 6). 

96 
Leider fehlen in der Publikation nähere Angaben zur Art und 
Weise der Evaluation. 
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5.4 "Verkehrsdetektive unterwegs!" I 
Kinderverkehrsgutachten97 

Diese Aktion wird in Schulklassen vorbereitet. 
Ausgestattet mit sehr kindgerechten Fragebogen, 
Maßband, Stoppuhr und Fotokamera untersuchen 
Kinder Wege, die sie im Alltag zurücklegen. Sie 
messen Gehwegbreiten, stoppen Wartezeiten an 
Ampelanlagen, dokumentieren auf Gehwegen par­
kende Autos etc. Aus der Vielzahl der dabei erho­
benen Informationen können rudimentäre Daten­
auswertungen erfolgen und sog. lokale Kinderver­
kehrsgutachten erstellt und kommunalen Ver­
kehrsplanem überreicht werden. 

Charakteristisch für diese Aktion ist die aktive Be­
teiligung der Kinder, die Förderung des Orts- und 
Orientierungssinns und die Schärfung des Be­
wusstseins für Gefahrenstellen im Wohnumfeld.98 

Hierdurch lässt sich die selbstständige Mobilität 
der Kinder verbessern und die Verkehrssicherheit 
von Kindern in Gemeinden erhöhen (vgl. KLIMA­
BÜNDNIS ÖSTERREICH, LEBENSMINISTERIUM 
Ohne Jahr: 4). 

Diese Aktion enthält ähnliche Elemente wie die Ak­
tion "Forsche und lerne" in Schweden (vgl. Kapitel 
6.1 ), ist jedoch explizit auf die Verbesserung der 
Verkehrssicherheit von Kindern hin ausgerichtet! 

5.5 "Auf Kinderfüßen zum Mond. Wir 
sammeln Grüne Meilen"99 

Kinder legen Alltagswege umweltfreundlich zurück 
und sammeln hierfür "grüne Meilen". Diese sollen 
so zahlreich gesammelt werden, dass ihre Anzahl 
der Entfernung zum Mond entspricht. Hintergrund 
der jeweiligen Kampagnenaktivitäten ist die Kom­
mune. Kinder sollen die Möglichkeit haben, " ... ihre 
eigenen Vorstellungen von kinderfreundlichem 
Verkehr in die Verkehrsplanung der Kommunen 
einfließen zu lassen oder sie zumindest zur Dis­
kussion zu stellen" (KLIMABÜNDNIS ÖSTER­
REICH, LEBENSMINISTERIUM Ohne Jahr: 13). 

Die inhaltliche Ausrichtung der Aktivitäten im Rah­
men der Kampagne ist sehr breit gefächert. Tipps 
zur Beteiligung von Kindern werden ebenso gege­
ben, wie Hinweise zu möglichen sportlichen Aktivi-

97 
Diese Aktion ist unter gleichem Namen auch in Deutschland 
bekannt. 

98 
Vgl. http://wvvw.eun.org/eun.org2/eun/fr/print_preview.cfm? 
oid=26108 

99 
ln Deutschland lief diese Kampagne unter dem Titel ,Auf 
Kinderfüßen durch die Weit". 

täten, zur Thematisierung des Fahrrads, der Öf­
fentlichen Verkehrsmittel oder der Umweltbelas­
tung durch den Verkehr (vgl. KLIMABÜNDNIS 
ÖSTERREICH, LEBENSMINISTERIUM Ohne 
Jahr: 11ff). Im Rahmen dieser Kampagne wird 
auch die Aktion "Verkehrsdetektive unterwegs!" 
und die daraus entstehenden Kinderverkehrsgut­
achten beworben (vgl. Kapitel 5.4). 

Koordinator dieser Kampagne ist das Klimabünd­
nis Österreich. Bei dieser Stelle können vielfältige 
Materialien für die Durchführung der Kampagne 
und ihre öffentlichkeitswirksame Kommunikation 
auf lokaler Ebene bezogen werden. Die starke 
kommunale Ausrichtung dieses Projektes wird 
durch die Publikation einer "Checkliste für Städte 
und Gemeinden" offensichtlich (vgl. KLIMABÜND­
NIS ÖSTERREICH, LEBENSMINISTERIUM Ohne 
Jahr). Darin wird für eine breite Verankerung der 
Kampagne in Kindergärten, Schulen, Horten, Ver­
bänden und Vereinen der Gemeinde ebenso ge­
worben, wie für die Einbindung von Vereinen und 
Verbänden, des ÖPNV, der Polizei, von Unter­
nehmen, der Gastronomie, Energie- und Mobili­
tätsberatern in Einzelveranstaltungen oder dem 
Abschlussevent der Kampagne (vgl. KLIMABÜND­
NIS ÖSTERREICH, LEBENSMINISTERIUM Ohne 
Jahr: 8). 

5.6 GmoaBus Pöttsching 

Seit September 2000 verkehrt in der burgenländi­
schen Gemeinde Pöttsching (2. 700 Einwohner) ein 
bedarfsorientiertes, flexibles Bus-Taxi, das insbe­
sondere Bewohnern mit eingeschränkter Mobilität 
zugute kommt. Die Zielgruppe dieser Einrichtung 
sind Einwohner ohne Pkw, wobei insbesondere 
Kinder, Mütter und Senioren bzw. Personen mit 
Mobilitätsbeschränkungen explizit genannt wer­
den. Zwischen 7:00 Uhr und 18:00 Uhr kann der 
Neunsitzer-Bus telefonisch bestellt werden und 
fährt den Fahrgast an jedes beliebige Ziel inner­
halb der Gemeinde. Parallel dazu werden ausge­
wählte Fahrtstrecken zu bestimmten Zeiten fahr­
planmäßig bedient. Insbesondere Begleit- und 
Servicewege werden mit dem Bus-Taxi zurückge­
legt, wobei der Preis für eine Einzelfahrt € 1 ,00 
und für eine Tageskarte € 3,00 beträgt. Der Klein­
bus wird von einem gemeinnützigen Verein betrie­
ben und von vier teilzeitbeschäftigten Fahrerinnen 
bedient. Der Betrieb des GmoaBus ermöglicht 
auch Kindern eine eigenständige Mobilität, stärkt 
die Nahversorgung am Ort, hilft Zeit zu sparen, re­
duziert den Individualverkehr, schafft Arbeitsplätze 
am Ort und ist preiswert. 



Als Initiator dieses Projektes tritt die Verwaltung 
der Gemeinde Pöttsching auf, als Partner zwei 
Transport-Gonsultingunternehmen und das Ver­
kehrsministerium.100 

6 Schweden 

Im Jahr 1998 wurde in Schweden die auch heute 
noch gültige offizielle Transportpolitik ("Transport 
policy for a sustainable development") gesetzlich 
verankert, deren Ziel " ... die ökonomisch effiziente 
und nachhaltige Transportbereitstellung für die In­
dividuen und den Wirtschaftssektor" (BORGHER­
DING 2003: 7) ist. Hinsichtlich der Verkehrssicher­
heit wird die "Vision Zero" propagiert, die besagt, 
dass niemand im Straßenverkehr getötet oder 
schwer verletzt werden soll. 101 

BORGHERDING (2003: 10) verortet ein kommu­
nales Planungsmonopol bei den schwedischen 
Regionen, deren Planungen zwar mit dem Staat 
abgestimmt werden müssen, jedoch über die Be­
hörden in kommunaler Verantwortung ausgeführt 
werden. Bereits seit langem werden in Schweden 
lokale Untersuchungen der Verkehrsverhältnisse 
propagiert, 102 die in lokale Maßnahmen münden 
und vor Ort die Verkehrssicherheit verbessern sol­
len (vgl. GUMMESSON, LARSSON 1994: 15; dar­
über hinaus BORGHERDING 2003: 26). 

Die schwedische Straßenbehörde bemüht sich bei 
ihrer Arbeit, die kognitiven Fähigkeiten und die 
Sichtweise der Kinder bei der Planung und Ge­
staltung des Straßenraumes zu berücksichtigen: 
"das Verkehrsumfeld soll sich dem Kind anpassen 
und nicht umgekehrt" (BORGHERDING 2003: 4). 
Hierbei orientiert sie sich an der "UN-Konvention 
über die Rechte des Kindes". Ausgehend vom An­
spruch einer umweltbezogenen, ökonomischen, 
kulturellen und sozialen Nachhaltigkeit des Trans­
portsystems sollen die Subziele Erreichbarkeit, gu­
te Umwelt, Verkehrssicherheit und regionale Ent­
wicklung auch von den Rechten und Bedürfnissen 
der Kinder geleitet werden (vgl. VÄGVERKET 
2002: 3): 

100 
Quelle: SMILE-Projektdatenbankabfrage zur Zielgruppe 
Kinder; Zugriff via http://www.smile-europe.org am 11.02. 
2005. Darüber hinaus http://www.poettsching.info/gmoabus. 
htm und http://www.stadtland.at/htm/projekte/gmoabus.htm 
vom 15.02.2005. 

101 
Allerdings scheint dieses Ziel keineswegs unumstritten zu 
sein (vgl. BORGHERDING 2003: 7, 20). 

102 
Das älteste Beispiel, auf das GUMMESSON, LARSSON 
(1994: 31) eingehen, stammt aus dem Jahr 1980. 

"Ghildren must be given a fair chance to in­
fluence decisions that concern their local 
community, take part in the planning process 
and be able to express their views on traffic 
issues" (VÄGVERKET 2002: 4). 
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Da vor allem die unmittelbare Verkehrsumgebung 
im Umkreis der Wohnung oder zwischen Wohnung 
und Schule für die Mobilität von Kindern relevant 
ist, zielt dieser Ansatz immer auf die konkret vor 
Ort vorzufindende lokale Verkehrssituation und ist 
deshalb auch für den hier vorgelegten Bericht inte­
ressant. ln der Praxis versucht die Straßenbehörde 
diesem Anspruch gerecht zu werden durch 

~ die Kooperation mit anderen Institutionen, um 
optimale Bewegungsmöglichkeiten, Sicherheit 
und Umweltbedingungen für Kinder zu errei­
chen, 

~ die Beseitigung von Hindernissen, die diesem 
Ansinnen im Wege stehen, 

~ die Berücksichtigung des Anspruchs der Er­
reichbarkeit relevanter Orte für Kinder, 

~ die Anregung anderer Akteure, ebenfalls die 
Bedürfnisse von Kindern an sicheren Straßen 
und einer sauberen Umwelt zu berücksichtigen, 
oder 

~ die Befragung von Kindern über ihre eigene 
Meinung (vgl. VÄGVERKET 2002: 4). 

6.1 "Forsche und lerne" 

Vor dem Hintergrund der Konvention der Kin­
derrechte der Vereinten Nationen wird in diesem 
Programm seit 1993 das aktive Engagement von 
Kindern im Rahmen der Ausgestaltung des unmit­
telbaren sozialen Umfeldes gefördert. Kinder sollen 
durch eigenes Nachforschen lernen und die Kom­
petenz erwerben, wie man sich aktiv in das Leben 
der Gemeinschaft einbringt. 

Als Gesamtziel dieses Projektes lassen sich zu­
sammenfassen: 

~ Die Vermittlung von Wissen über die Struktur 
der Gesellschaft und das Funktionieren des 
Verkehrswesens, 

~ die Vorbereitung der Schüler auf ihre zukünftige 
Rolle in der Gesellschaft, in welcher der Ein­
fluss und die Verantwortung der Benutzer so­
zialer Systeme wichtiger werden wird, 

~ die aktive Ermutigung und Ertüchtigung von 
Schülern, zur Mitarbeit an der Verbesserung 
der Verhältnisse in ihrer Gemeinde (vgl. GUM-
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MESSON, GUMMESSON, LARSSON Ohne 
Jahr: 5). 

Um sich in gesellschaftliche Abläufe einbringen zu 
können, sollen Kinder lernen, Informationen zu su­
chen, zu verarbeiten, zu analysieren und zu evalu­
ieren. Sie sollen ihre Ideen und Fragen verbal for­
mulieren, schriftlich niederlegen und in der Diskus­
sion mit Sozialplanern und Vertretern der Stadt­
verwaltung darlegen können (vgl. GUMMESSON, 
GUMMESSON, LARSSON Ohne Jahr: 5). 

Damit ist die Zielrichtung entsprechender Maß­
nahmen nicht notwendigerweise primär auf Fragen 
der Verkehrssicherheit gerichtet, es handelt sich 
bei diesem Programm also um kein originäres Ver­
kehrssicherheitsprogramm. Vielmehr wird hier ver­
sucht, das Thema Verkehrssicherheit an anderen 
inhaltlichen Fragen anschließen zu lassen, in an­
deren inhaltlichen Kontexten zu integrieren und 
dort zu problematisieren. Allerdings scheint die 
Verbesserung der Verkehrssicherheit von Kindern 
ein durchaus relevanter Aspekt in den ca. 400 Pro­
jekten für Schüler im Alter zwischen sechs und 
zwölf Jahren zu sein. 

Das Programm ist an den teilnehmenden Schulen 
angesiedelt und erstreckt sich jeweils über zwei 
Schuljahre. Schüler und Lehrer arbeiten mit Eitern 
und Vertretern der jeweiligen Gemeinde zusam­
men an der Verbesserung eines Problems. Die Ak­
teure bringen sich dabei aktiv in lokale Planungs­
prozesse ein (vgl. GREGERSEN, SÖRENSEN, 
HELLSTEN 2004a). 

Einzelbeispiele für schulspezifische Projekte und 
die dabei verwendeten Methoden finden sich in 
GUMMESSON, GUMMESSON, LARSSON (Ohne 
Jahr). Durch Beobachtung und Nachforschungen 
in der Nachbarschaft entwickeln Kinder ein Ver­
ständnis für das Funktionieren des Verkehrs­
systems. Zwar wird dieses Programm im ROSE 
25-Projekt (vgl. hierzu Kapitel 8.6) als Verkehrser­
ziehungsprogramm aufgelistet, in der konkreten lo­
kalen Umsetzung können jedoch durchaus auch 
Engineering- und Enforcement-Aspekte angespro­
chen werden (vgl. GREGERSEN, SÖRENSEN, 
HELLSTEN 2004a; CHRISTIE et al. 2004a: 212). 

6.2 Kindersicherung in der Region Da­
lama 

Auch dieses im Rahmen von ROSE 25 (vgl. Kapi­
tel 8.6) aufgelistete Projekt vereint Verkehrserzie­
hungs- und Engineering-Aspekte. Als Ziel der Akti­
on wird die Vermeidung tödlicher Unfälle von Kin­
dern als Mitfahrer genannt. Die Aktion wird vom 
Gesundheitsamt, dem lokalen Ableger der Gesell-

schaft für Verkehrssicherheit, der Straßenbehörde, 
einer Versicherung sowie Händlern und Herstellern 
von Kindersitzen getragen. 

Schwangere und Eitern von Babys und Kleinkin­
dern wurden zwischen 1999 und 2003 mit diversen 
Medien angesprochen. Polizisten, Taxifahrer und 
Mütter- bzw. Kinder-Wohlfahrtszentren waren wei­
tere Ansprechpartner. Die Information der Eitern 
über sichere Kinderrückhaltesysteme, die Schu­
lung in deren Gebrauch und ihr Verkauf in den re­
gionalen Geschäften wurden aufeinander abge­
stimmt. Neben Informationen in Form von Vorträ­
gen, Broschüren, einem Informationstelefon etc. 
kamen auch Gutscheine zum verbilligten Kauf von 
Baby- und Kindersitzen zum Einsatz. Ausdrücklich 
wird die Kooperation mehrerer Projektpartner als 
ein Faktor für den Erfolg der Aktion bezeichnet 
(vgl. GREGERSEN, SÖRENSEN, HELLSTEN 
2004b). 

6.3 ~<ommunale Verkehrssicherheits­
arbeit in Motala 

LINDQVIST, TIMPKA, SCHELP· (2001) berichten 
über die Evaluation eines über mehrere Jahre im 
Rahmen der WHO-Kampagne "Sichere Gemeinde" 
gelaufenen gemeindebezogenen Projektes zur 
Prävention von Verkehrsunfallverletzungen. Das 
Besondere bei diesem Präventionsprogramm ist, 
dass der Hintergrund entsprechender nationaler 
Programme gegen Verletzungen, bei Aktionen vor 
Ort durch das Zurückgreifen auf lokale Ziele und 
Ressourcen konkretisiert werden sollte. Der Fokus 
lag auf lokalen Nachbarschaften, auf der Einbin­
dung von strukturellen und Bildungsressourcen der 
Gemeinde selbst, zur Verbesserung der Verkehrs­
sicherheit beim Zurücklegen lokaler Wege. 

Das Projekt lässt sich in mehrere Phasen einteilen: 

>- ln einer ersten Phase (1983-1984) fand eine 
Bestandsaufnahme der in Motala auftretenden 
Verletzungen im Straßenverkehr und ihrer öko­
nomischen Konsequenzen, die Analyse der So~ 
zialstruktur des Ortes und der dort vorherr­
schenden Werte, sowie die Herausarbeitung 
von Zielgruppen statt. 

>- ln der zweiten Projektphase (1985-198 7) wur­
den das Präventionsprogramm entworfen und 
eingeführt sowie Planziele definiert. 

>- Die Phase der lmplementation erfolgte in den 
Jahren 1987-1988. Hinsichtlich der in diesem 
Bericht interessierenden Zielgruppe der Kinder 
sind dabei insbesondere zu nennen: 



~ Das Programm .,Sicherer Schulweg" bei dem 
die Schulbehörde in Zusammenarbeit mit 
der städtischen Planungsbehörde Gefahren­
stellen identifizierte und beseitigte. 

~ Freiwilligenorganisationen und die Polizei 
führten Verkehrserziehungsmaßnahmen in 
Grundschulen und der Sekundarstufe I 
durch. Für alle Viertklässler wurde eine 
Schulstunde Verkehrserziehung pro Woche 
im Stundenplan verankert. Der Fokus in den 
Verkehrserziehungsmaßnahmen war auf die 
Vermittlung von Verkehrsregeln und Sicher­
heitsnormen gerichtet. 

~ ln einem Fahrradsicherheitsprogramm konn­
ten Eltern von Fünfjährigen Fahrradhelme zu 
einem verbilligten Preis kaufen. Das Tragen 
von Fahrradhelmen wurde darüber hinaus in 
Grundschulen beworben und ebenfalls an 
Schulen wurden Kurse zur "Runderneue­
rung" von Fahrrädern angeboten. 

~ Ein Programm zur Ausleihe von Kinder­
Autositzen. 

)> ln Phase vier (1989-1995) stand die Konsolidie­
rung des Programms im Mittelpunkt, durch die 
Übergabe der Programmverantwortung in be­
stehende Netzwerke auf der Gemeindeebene. 

)> Abschließend fand eine Evaluation des Ge-
samtprogramms statt (1995-1999). 

Diese Evaluation stellte einen Vergleich der in den 
Zeiträumen Oktober 1983 bis September 1984 und 
Januar bis Dezember 1989 eines der Gesund­
heitszentren aufsuchenden Patienten an. Als zent­
rale Ergebnisse lassen sich zusammenfassen: 

)> Insbesondere für Jungen bis zum Alter von 15 
Jahren lies sich ein Absinken des Verletzungs­
risikos nachweisen. 

)> Das relative Risiko für mittelschwere Verletzun­
gen konnte nahezu halbiert werden. 

)> Das Risiko für schwere oder tödliche Verlet­
zungen blieb dagegen nahezu konstant. 

)> Das Risiko für leichte Verletzungen stieg um ca. 
ein Drittel. 

)> Hinsichtlich der Verkehrsbeteiligungsart profi­
tierten insbesondere Fahrer motorisierter Zwei­
räder von einem Absenken des relativen Risi­
kos. 

Insbesondere wird herausgestellt, dass die Indika­
toren hinsichtlich der Mobilität in der Nachbarschaft 
den gewünschten Trend zeigten. 
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Die Autoren verweisen auf die Wichtigkeit des As­
pektes der koordinierten Zusammenarbeit unter­
schiedlicher Organisationen auf Gemeindeebene 
zur Verfolgung des gemeinsamen Zieles der Ver­
besserung der Verkehrssicherheit. Während in na­
tionalen Programmen auf expertengestützte Vor­
gaben zu beabsichtigten Änderungen des Ver­
kehrsverhaltens zurückgegriffen wird, ist es bei 
dem hier beschriebenen Vorgehen auf der Ebene 
der Gemeinde möglich, den lokalen Lebensstil und 
örtliche Traditionen aufzugreifen und davon aus­
gehend die Interventionen zu entwickeln. Dabei 
wurden sowohl psycho-soziale Veränderungen im 
Wissen und in den ·Werten durch Education­
Maßnahmen, als auch physikalische Änderungen 
an Straßen, Landschaften und Gebäuden (Engi­
neering-Maßnahmen) durchgeführt. Die Autoren 
sehen den Ansatz der kommunalen Verkehrssi­
cherheitsarbeit als sinnvolle Ergänzung nationaler 
Verkehrssicherheitsprogramme (vgl. LINDQVIST, 
TIMPKA, SCHELP 2001: 606). 

6.4 Schüler erforschen ihren Schul-
weg 

GUMMESSON, LARSSON (1994: 25ff) berichten 
über ein vierwöchiges Projekt an der Boa Gärd 
Schule in Nacka. Dessen Ziel war die Erforschung 
und vielfältige Beschreibung der Verkehrsumwelt 
durch die Schüler. ln der ersten Projektwoche wur­
de der Verkehr in der Nähe der Schule erforscht. ln 
der zweiten Woche wurde erkundet, wie die Be­
wohner des Ortes Boa Gärd früher lebten und sich 
fortbewegten. ln der dritten Woche stand die 
Sammlung von Informationen über die Risiken des 
heutigen Straßenverkehrs auf dem Programm. ln 
der letzten Projektwoche wurden die Ergebnisse 
diskutiert und den Eltern sowie lokalen Entschei­
dungsträgern vorgestellt. 

Zur Erkundung der aktuellen Risiken im Straßen­
verkehr interviewten die Kinder ihre Eltern, mar­
kierten gefährliche Wegstrecken auf einer Karte 
und listeten Verbesserungsvorschläge auf. Die 
Kinder befragten ihre Mitschüler über den Verlauf 
ihres Schulweges und die gewählte Verkehrsteil­
nahmeart. Ein Verkehrsplaner und ein Lokalpoliti­
ker wurden zur Diskussion eingeladen und eine 
Reihe von Maßnahmenvorschläge unterbreitet. Ein 
Projektbericht wurde in einer Abendveranstaltung 
im Klassenzimmer vor Eltern, Politikern, Vertretern 
der Schulbehörde und von Verkehrssicherheitsor­
ganisationen vorgestellt. 
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6.5 Zu Fuß und mit dem Fahrrad zur 
Schule 

ln der Stadt Lund (ca. 100.000 Einwohner) war 
dieses Projekt in den Jahren 1998 bis 2002 Teil 
der kommunalen Strategie für eine nachhaltige 
Mobilität.103 Es verfolgte folgende Ziele: 

~ Eine Verhaltensänderung bei den Eitern, weg 
vom Bringen der Kinder im Auto, und hin zum 
Zufußgehen oder Fahrradfahren auf dem 
Schulweg, 

~ die Reduzierung der Umweltverschmutzung 
durch den Autoverkehr, 

~ die Verbesserung der Verkehrssicherheit im 
Umkreis der Schulen und 

~ die Verbesserung der Gesundheit der Kinder. 

Eine Befragung der Kinder und ihrer Eitern er­
brachte Informationen über unsichere Straßenab­
schnitte, sowie die zurückgelegten Wege und die 
benutzten Verkehrsmittel auf dem Schulweg. Die in 
der Umfrage als "kritisch" bezeichneten Wegstre­
cken wurden vorrangig verbessert. Engineering­
Maßnahmen, wie die Einführung von Tempo-30 
Zonen und die Aufpflasterung von Schwellen, wur­
den ebenso ergriffen wie die Einrichtung eines 
"Fußgänger-Busses" für Schüler, unter Mithilfe der 
Eitern. 

Der Initiator dieses Projektes, die Stadt Lund, ver­
anschlagt hierfür insgesamt Kosten in Höhe von 
1 Million Euro. 

6.6 Weitere Einzelbeispiele 

Über diese größeren Projekte hinaus berichten 
GUMMESSON, LARSSON (1994: 18ff) noch über 
einige weitere lokale Aktionen, bei denen Kinder 
die lokale Umwelt erkundeten, Tischmodelle ihres 
Wohnortes I Stadtteils bauten oder eine entspre­
chende Karte zeichneten. 

7 Vereinigtes Königreich 

Die aktuellen Bemühungen zur Verbesserung der 
Verkehrssicherheit im Vereinigten Königreich ori­
entieren sich an der Erreichung der Ziele, wie sie 
im Strategiepapier "Tomorrow's roads: safer for 

103 
Quelle: SMILE-Projektdatenbankabfrage zur Zielgruppe 
Kinder; Zugriff via http://www.smile-europe.org am 11.02. 
2005. 

everyone" (DETR 2000) für den Zehnjahreszeit­
raum 2000 bis 2010 entworfen wurden. 104 

Eines der darin formulierten drei neuen zentralen 
Ziele der Verkehrssicherheitsarbeit ist die 50 %ige 
Reduzierung der Anzahl getöteter oder schwer ver­
letzter Kinder im Straßenverkehr im Vergleich zum 
Durchschnitt der Jahre 1994 bis 1998 (vgl. DETR 
2000: 5). 105 Ausdrücklich wird in diesem Strategie­
papier die grundlegende Erfordernis von Partner­
schaften unterschiedlicher lnteressensgruppen, 
sog. "Stakeholder", zur Zielerreichung betont. Hier­
bei werden explizit kommunale Behörden, die Poli­
zei, Freiwilligengruppen I Verbände von Verkehrs­
teilnehmern, Autohersteller und individuelle Ver­
kehrsteilnehmer aufgelistet (vgl. DETR 2000: 6). 

Eines der zehn Hauptthemen dieser Verkehrssi­
cherheitsstrategie widmet sich der Verbesserung 
der Verkehrssicherheit für Kinder (vgl. DETR 2000: 
9ff). Das Ziel der Halbierung der im Straßenver­
kehr getöteten oder schwer verletzten Kinder soll 
durch diverse Verkehrssicherheitsmaßnahmen er­
reicht werden, von denen Engineering-Maßnah­
men, wie z. B. die Verkehrsberuhigung, oder Edu­
cation-Maßnahmen herausgestellt werden. Bei der 
Umsetzung entsprechender Maßnahmen und zur 
Erreichung der im oben genannten Strategiepapier 
formulierten Verkehrssicherheitsziele spielen Kom­
munen (local authorities) bzw. auf dieser administ­
rativen Ebene angesiedelte Verkehrssicherheits­
maßnahmen eine zentrale Rolle (vgl. DETR 2000: 
1 0). 

Gemeinden fassen ihre Bemühungen und Pläne 
hinsichtlich der Verringerung von Verkehrsunfällen, 
der Schulwegsicherheit oder Umweltschutzaspek­
ten in einem fünf Jahre umfassenden Strategiepa­
pier namens "Local Transport Plan" zusammen. 106 

Gleichzeitig können sich Gemeinden mit diesem 
"Local Transport Plan" um finanzielle Zuschüsse 
der Regierung bewerben. Verkehrssicherheitsbe­
amte (Road Safety Officers), die in England und 
Wales bei der Gemeindeverwaltung, in Schottland 
bei der Polizei und in Nordirland beim Amt für Um­
weltschutz angesiedelt sind, sorgen für die lokale· 
Anbindung und Vernetzung von Verkehrssicher-

104 
Neben diesem, für England, Schottland und Wales wegwei­
senden Papier, wurde für Nordirland eine eigene Verkehrs­
sicherheitsstrategie formuliert (vgl. DOE Ohne Jahr). 

105 
Die zwei weiteren neuen Ziele der aktuellen Verkehrssi­
cherheitsstrategie sind die Reduzierung der Anzahl der bei 
Verkehrsunfällen Getöteten oder Schwerverletzten um 
40 % und die Verringerung der Rate der Leichtverletzten 
per 100 Mio. Fahrzeugkilometer um 10 % (vgl. DETR 2000: 
5). 

106 
Vgl. http://www.saferroutestoschool.co.uklflash_contentl se-
lection2.htm vom 27.04.2005. 



heitsmaßnahmen. Ihre Aufgabe ist es, die Ver­
kehrserziehungsarbeit in der Gemeinde zu koordi­
nieren, teilweise selbst durchzuführen und zu ent­
wickeln (vgl. SENTINELLA 2004: 6). 

Das Anliegen der Verbesserung der Verkehrssi­
cherheit wird seitens der Regierung eingebettet in 
einen breiteren Kontext von politischen Initiativen 
in den Bereichen Gesundheit, Umwelt, Bildung, 
sozialer Zusammenhalt ("social inclusion") (vgl. 
z. B. GRAHAM 2002), Verbrechensbekämpfung, 
einschließlich einer europäischen und internationa­
len Perspektive (vgl. DFT Ohne Jahr a; DETR 
2000: 6f). 

in einer ersten Zwischenbilanz der zur Jahrtau­
sendwende propagierten Verkehrssicherheitsstra­
tegie wird die entscheidende Rolle der Kommunen 
bei deren Umsetzung auf lokaler Ebene wieder 
aufgegriffen und insbesondere hinsichtlich der Ver­
besserung der Verkehrssicherheit in sozial schwa­
chen Wohngebieten ("social exclusion" 107

) betont 
(vgl. hierzu auch DFT 2002a: 1 Of), z. B. durch die 
Anbindung an die Initiative "Dealing with Disadvan­
tage" (vgl. DFT 2004: 19). 

Insgesamt ist die im Vereinigten Königreich ver­
folgte Strategie der Einbindung der Gemeinden in 
die Zielerreichung der Zehnjahresstrategie sehr er­
folgreich. Im Jahr 2003 konnte im Vergleich zum 
Durchschnitt der Jahre 1994 bis 1998 ein Rück­
gang der tödlich oder schwer verletzten Kinder um 
40%- davon als Fußgänger (-43 %), als Fahrrad­
fahrer (-47 %), als Pkw-Mitfahrer (-32 %) oder bei 
anderen Verkehrsteilnahmearten (-8 %) - festge­
stellt werden (vgl. STATHAM Ohne Jahr: 5). 

7.1 Neighbourhood Road Safety Initia­
tive 

Im Rahmen des Programms "Dealing with Disad­
vantage" wird seit dem Jahr 2002 die "Neigh­
bourhood Road Safety Initiative" durchgeführt (vgl. 
DFT 2004: 20). Sie umfasst 15 Kommunen mit so­
zial benachteiligten Stadtvierteln, die auch durch 
viele Verkehrsunfälle von Kindern als Fußgänger 
gekennzeichnet sind. Die Verbesserung der Ver­
kehrssicherheit in diesen Kommunen soll durch ei­
nen breit angelegten Zugang in Zusammenarbeit 
mit unterschiedlichsten bereits vor Ort aktiven ln­
teressensgruppen erreicht werden (vgl. APPLE­
TON 2005; WARD et al. 2004: 1 ). 

107 
Vgl. zu einer kurzen Erläuterung von "social exclusion" 
http://www.socialexclusion.gov.uk/page.asp?id=213 vom 
03.02.2005. 
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Das Projekt hat folgende Ziele: 

)> Die erkennbar stärkere Reduzierung der Unfall­
raten in sozio-ökonomisch benachteiligten 
Stadtvierteln im Vergleich zur gesamten Kom­
mune durch die Verfolgung innovativer Ansät­
ze, 

)> die besondere Aufmerksamkeit auf die Verrin­
gerung der Unfälle von Kindern, 

)> die Ansprache insbesondere auch von "ver­
kehrssicherheitsfernen" Bevölkerungsgruppen, 
wie z. B. Migranten, 

)> die Erhöhung des Bewusstseins über Ver­
kehrssicherheitsaspekte durch Verkehrserzie­
hung, Öffentlichkeitsarbeit und Forschung, 

)> die Beeinflussung der Einstellungen und des 
Verhaltens aller Verkehrsteilnehmer hin zu ei­
ner sichereren Verkehrsteilnahme, 

)> die Evaluation des Einflusses der Neighbour­
hood Road Safety Initiative auf benachteiligte 
Stadtviertel und 

)> ein Verständnis der kausalen Einflüsse, die zur 
relativ schlechteren Verkehrssicherheit in be­
nachteiligten Stadtvierteln führen (vgl. APPLE­
TON 2005; WARD et al. 2004: 2 sowie das ln­
ternetangebot der Initiative 108

). 

in den dokumentierten Beispielen des bisherigen 
Engagements der "Neighbourhood Road Safety I­
nitiative" steht der Bezug zur Verbesserung der 
Verkehrssicherheit von Kindern stark im Mittel­
punkt. Im Internetangebot der Initiative wird diese 
Zielgruppe weiter differenziert: 

)> Für Vorschulkinder bis zum Alter von vier Jah~ 
ren steht das Fußgängertraining im Mittelpunkt. 
Dabei werden insbesondere die Erziehungsbe­
rechtigten angesprochen. Sie sollen 

~ mit gutem Beispiel vorangehen, 

Q in Gesprächen mit den Kindern ein Ver­
ständnis für den Straßenverkehr entwickeln, 

~ beim Überqueren von Straßen jedes Mal -
quasi ritualisierend - das Kind auf diesen 
Vorgang hin ansprechen, 

Q Spiele spielen, welche die Grundprinzipien 
sicheren Verkehrsverhaltens von Kindern 
("stop, Iook, Iisten and think") praktizieren, 

Q dieses Engagement auch von anderen Per­
sonen verlangen, welche die Kinder betreu­
en oder 

108 
Vgl. http://www.nrsi.org.uk vom 26.04.2005. 
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~ Geschichtenbücher mit Verkehrssicherheits­
aspekten verwenden. 

> Für 7- bis 11-Jährige wird auf verlinkte Home­
pages im Internet verwiesen, die für Kinder und 
Eltern weitere Informationen bereit halten, unter 
anderem auch interaktive Spiele. 

> Für 11- bis 16-Jährige findet z. B. in Oldham ein 
mehrtägiger Kurs statt, bei dem Jugendarbeiter 
die Verkehrserziehung an aufregenden Aktivitä­
ten wie Klettern, Höhlenwanderungen, Radfah­
ren oder Events der darstellenden Kunst anleh­
nen. 

Oft mangelt es in den in der "Neighbourhood Road 
Safety Initiative" eingebundenen Stadtvierteln an 
sicheren Spielmöglichkeiten für Kinder. Deshalb 
wird der Fokus der dort initiierten Projekte häufig 
auf folgende Verkehrssicherheitsaspekte gelegt: 

> Verkehrsberuhigung, 

> Fußgänger- I Fahrradübergänge, 

> Verbesserung von Kreuzungen, 

> Verkehrserziehung, Training und Öffentlich­
keitsarbeit, 

> Parkregelung, 

> Verbesserung des Straßenumfeldes und Ein­
richtung von Horne Zones (vgl. Kapitel 7.3), 

> Bereitstellung oder Verbesserung von sicheren 
Spielplätzen mit sicherem Zugang, oder 

> Geschwindigkeitsregulierung (vgl. WARD et al. 
2004: 3). 

Die britische Regierung hat eine Vielzahl von Pro­
grammen und Initiativen zur Verringerung der so­
zialen Ungleichheit ("social exclusion") aufgelegt. 
Die "Neighbourhood Road Safety Initiative" 
schließt in ihren Bemühungen auch an den Aktivi­
täten entsprechender lokaler Interessensgruppen 
an. Diesen Aktionsgruppen geht es zwar häufig 
primär nicht um Aspekte der Verkehrssicherheit, 
jedoch haben die dort diskutierten Inhalte bzw. die 
dort getroffenen Entscheidungen häufig Einfluss 
auf die Verkehrssicherheit vor Ort. 

Die "Neighbourhood Road Safety Initiative" will 
darauf hinwirken, dass das Thema Verkehrssi­
cherheit in diesen lokalen Gruppen aufgegriffen 
und mit explizit lokalem Bezug vorangetrieben 
wird. Sie baut dabei auf der Arbeit in diesen ande­
ren Initiativen auf, initiiert bzw. fördert verkehrssi­
cherheitsrelevante Aktivitäten mit finanzieller Un­
terstützung, regt die Vernetzung der lokalen Akti­
onsgruppen aus dem Verkehrs-, Gesundheits-, 
Bildungs- und Sozialbereich mit der Polizei und 
gegebenenfalls weiteren einschlägigen lokalen ln-

stitutionen an und nutzt dabei zutage tretende 
Synergieeffekte zur Verbesserung der Verkehrssi­
cherheit vor Ort. Bis Ende März 2006 hat die 
"Neighbourhood Road Safety Initiative" hierzu 
f. 7,167 Mio. für die beteiligten Stadtviertel und 
weitere f. 3,6 Mio. für regionale Strategien zur Ver­
fügung (vgl. APPLETON 2005: 1f). 

Da die Arbeit der "Neighbourhood Road Safety Ini­
tiative" erst vor kurzem begonnen hat, liegen ge­
genwärtig noch keine empirisch abgesicherten Er­
gebnisse ihres Wirkens vor. Allerdings wird die 
Maßnahme formativ evaluiert (Kostenvolumen: 
f. 976.300). Bis Ende Juni 2008 werden hierzu die 
abschließenden Berichte erwartet. 

7.2 Travelling to School: An Action 
Plan (Schui-Mobilitätspläne) 

Im Sinne der Verbesserung der Verkehrssicherheit 
für Kinder, Lehrer und Eltern sowie der Nachhaltig­
keit der Mobilität auf dem Schulweg, sollen mög­
lichst viele Kinder nicht mit dem Auto zur Schule 
gefahren werden, sondern zu Fuß gehen, mit dem 
Fahrrad oder dem ÖPNV fahren (vgl. DFES 2003: 
3). Neben der Erhöhung der Verkehrssicherheit 
durch die Reduzierung des Pkw-Verkehrs (Bring­
und Holfahrten) im Umkreis von Schulen, wird da­
bei auch der positive Effekt vermehrter Bewegung 
für die Gesundheit der Kinder thematisiert (vgl. 
DFES 2003: 4). 

Die Mitfahrt von Kindern im Pkw verweist auf eine 
Reihe von Nachteilen: 

> Kinder bilden als Pkw~Mitfahrer kein Risikobe­
wusstsein als unabhängige Verkehrsteilnehmer 
aus, 

> durch vermehrten Pkw-Gebrauch erhöht sich 
das Verkehrsunfallrisiko, 

> Kinder und ihre Eltern bewegen sich weniger, 

> auch die sozialen Fertigkeiten können sich auf­
grund fehlender Kommunikation mit anderen 
Kindern und Eltern nicht voll entfalten, 

> Verkehrsstaus und Umweltverschmutzung im 
Umkreis der Schule werden erzeugt und 

> es gibt Reibereien mit Anwohnern von Schulen, 
z. B. wegen Parkplätzen. 

Schul-Mobilitätspläne haben dagegen zum Ziel, 

> das Zufußgehen und die Fahrradnutzung auf 
dem Schulweg zu erhöhen und einen gesunden 
Lebensstil zu fördern, 



~ die Sicherheitssituation im Umkreis von Schu­
len zu verbessern, 

~ die Anzahl der Autos auf den Schulwegen zu 
reduzieren, 

~ das Bewusstsein der Kinder für Verkehrssi­
cherheit zu erhöhen und 

~ die Nutzung des ÖPNV auf längeren Schulwe-
gen zu unterstützen. 

Zur Umsetzung eines Schui-Mobilitätsplans müs­
sen zunächst die Probleme und Bedürfnisse der 
Betroffenen und die konkreten Schulwege erkun­
det werden. Eitern, Schulen, Nachbarschaften, die 
Gemeindeverwaltung und andere Institutionen 
können hierbei zusammen arbeiten. Die beste Lö­
sung dieser Aufgabe wird von der jeweiligen Schul­
"gemeinde" durch die Erarbeitung von Schui­
Mobilitätsplänen erwartet, die auf die spezifische 
Situation der Schule zugeschnitten sind. Schui­
Mobilitätspläne 

~ sollen die Anforderungen an die Kinder auf dem 
Schulweg aufgreifen und für jede Schule indivi­
duelle Lösungen erarbeiten, 

~ haben klare Ziele, die überwacht und weiter 
entwickelt werden können, 

~ unternehmen praktische Schritte zur Verbesse­
rung der Verkehrssicherheit auf den Schulwe­
gen und 

~ zeigen die anhaltende Verpflichtung der Be­
teiligten zur Verbesserung der Gesundheit, Ver­
kehrssicherheit und Nachhaltigkeit der Mobilität 
(vgl. GLOUCESTERSHIRE COUNTY COUN­
CIL 2004: 28). 

ln der konkreten Umsetzung wird von jeder Schule 
erwartet, mittels einer Umfrage die Schulwege ih­
rer Schüler zu erheben, zu analysieren und dann 
mit der Gemeindeverwaltung, Busunternehmern, 
Eitern und der lokalen Bevölkerung einen Schul­
Mobilitätsplan zu entwerfen (vgl. DFES 2003: 7). 
Als weitere Maßnahmen werden den Schulen in 
einem "Aktionsplan" empfohlen 

~ ein praktisches Fußgänger- und Radfahrertrai­
ning zur Verbesserung der verkehrssicheren 
Fertigkeiten der Schüler anzubieten, 

~ das pro-soziale Verhalten der Schüler im 
Schulbus zu fördern, 

~ bei der Entwicklung von Verkehrssicherheits­
maßnahmen mit anderen lokalen Akteuren zu­
sammen zu arbeiten, 

~ zu überdenken, wie die Möglichkeit des verlän­
gerten Schultages oder der Schulöffnungs-
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zeiten mit dem ÖPNV in Einklang gebracht 
werden kann, 

~ zu prüfen, ob Fahrradständer, Schließfächer 
und Garderoben zur Verfügung gestellt werden 
können, oder 

~ zu prüfen, inwieweit die vorgeschriebene 
Schuluniform oder der Stundenplan das Zufuß­
gehen und Fahrradfahren unterstützen, 

~ die Erarbeitung eines Mobilitätsplans in das 
Curriculum einzubauen und 

~ die unabhängige Mobilität auch von Schülern 
mit besonderen Bildungsbedürfnissen zu unter­
stützen (vgl. DFES 2003: 7ff). 

Darüber hinaus werden die Förderung von Car­
Sharing-Initiativen für die Bring- und Holdienste 
von Eitern und die Förderung der ÖPNV-Nutzung 
im Aktionsplan vorgeschlagen (vgl. DFES 2003: 
12ff). 

Beispiele für Maßnahmen innerhalb eines solchen 
Schui-Mobilitätsplans sind: 109 

~ Verkehrserziehung und Öffentlichkeitsarbeit 

Fahrradtraining im Realverkehr, Kinder-Fuß­
gängertraining, Elternbroschüren, Beteiligung 
am "Walk to School Day" (vgl. Kapitel 7.8), 
Theaterworkshops und Unfallanalysen. 

~ Engineering-Maßnahmen im Verkehrsraum 

Markierung des Vorrangs von Fahrrädern und 
Fußgängern, Querungshilfen, Einrichtung von 
"School Zones", Ausschilderung von Schulwe­
gen, Straßenbeleuchtung, Unterhalt der Stra­
ßen etc .. 

~ Schule und Eitern 

CarSharing, Organisation der begleiteten Mobi­
lität oder eines Walking Bus (vgl. Kapitel 7.6), 
Angebot von Fahrradunterständen, Verpflich­
tungserklärung der Schule, Website und News­
letter zum Thema etc .. 

Als Vorteile, die mit solchen Maßnahmen erreicht 
werden sollen, lassen sich aufzählen: 

~ Für die Kinder: 

Verbesserung der Aufmerksamkeit im Straßen­
verkehr und Entwicklung von Verkehrsbeteili­
gungsfertigkeiten bereits in jungen Jahren, ver­
besserte Fitness durch vermehrtes Zufußgehen 

109 
Vgl. zu den folgenden Ausführungen http://www.warrington. 
gov.uk/traffic/School_ Travel/school_travel_plan.htm vom 
19.04.2005. 
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und Fahrradfahren, bessere Kenntnis der Ge­
meindeumgebung. 

~ Für die Schule: 

Verbesserung der Sicherheit, weniger Staus 
und Umweltverschmutzung, sicherere Geh- und 
Fahrradwege, bessere Beziehungen zur Nach­
barschaft, Teilhabe an einer umweltfreundli­
chen Politik. 

~ Für Eitern und Lehrer: 

Entwicklung eines Gemeinschaftsgefühls, 
Knüpfen von Beziehungen, Ausbau des Eltern­
Kind-Kontaktes, Verringerung des Fahrstresses 
und Verbesserung von qualitativen Aspekten 
der Mobilität. 

~ Für die Gemeinde und die Umwelt: 

Verringerung von Staus, weniger Umweltver­
schmutzung, Ausweisung und Förderung von 
Geh- und Fahrradwegen. 

Für die Erstellung eines solchen Schul-Mobilitäts­
plans kann Schulen bis zu fünf Tage lang ein kos­
tenloser externer Berater zur Verfügung gestellt 
werden, der bei der Entwicklung und Implementa­
tion entsprechender Maßnahmen mitarbeitet (vgl. 
CHRISTIE et al. 2004a: 186). 

Seit 1998 haben mehr als 2.000 Schulen einen 
Schul-Mobilitätsplan entwickelt (vgl. DFES 2003: 
5). Für die Jahre 2003 bis 2005 stehen insgesamt 
f. 50 Mio. für die Verbesserung der Schulwegsi­
cherung zur Verfügung (vgl. CHRISTIE et al. 
2004b: 31). Grundschulen können bis zu f. 5.000 
und Sekundarschulen bis zu f. 10.000 für Ver­
kehrssicherheitsmaßnahmen erhalten, die in ihrem 
Schul-Mobilitätsplan enthalten sind (vgl. DFES 
2003: 15). 

Bis zum Ende des Wirtschaftsjahres 2003 I 2004 
konnten 56 Vollzeitstellen für Schulwegsicherheits­
Koordinatoren in Gemeinden und 16 Stellen, die 
für Schulen und Arbeitsplatzsicherheit zuständig 
sind, über staatliche Zuschüsse geschaffen wer­
den. Aufgabe dieser Koordinatoren ist die Mitarbeit 
bei der Entwicklung und lmplementation von 
Schui-Mobilitätsplänen mit dem expliziten Ziel der 
Verbesserung der Schulwegsicherheit und der Ver­
ringerung des Anteils der in Pkw zur Schule mitfah­
renden Kinder (vgl. CHRISTIE et al. 2004a: 186). 

7.3 Horne Zones110 

ln Pilotprojekten. wird derzeit die Einrichtung sog. 
Horne Zones getestet, die in etwa mit den in 
Deutschland bekannten "verkehrsberuhigten Be­
reichen" oder einem "woonerf' in den Niederlanden 
vergleichbar sind. Durch ihre Einrichtung wird ver­
sucht, einen besseren Ausgleich zwischen An­
wohnern und Autofahrern zu erwirken (vgl. 
CHRISTIE et al. 2004b: 31), bzw. den Interessen 
von Fußgängern und Radfahrern besser zu ent­
sprechen.111 Hierzu soll durch Engineering­
Maßnahmen ein qualitativ hochwertiges Straßen­
umfeld geschaffen werden. Der Straßenraum soll 
als Ort erscheinen, an dem Menschen leben, ihre 
Nachbarn treffen, Erholung suchen und Kinder 
spielen (vgl. GLOUCESTERSHIRE COUNTY 
COUNCIL 2004: 28). Als Hauptcharakteristika die­
ser verkehrsberuhigten Bereiche werden genannt: 

~ Anwohnerstraßen werden als multifunktional 
definiert, 

~ keine Verkehrsteilnahmeart hat Priorität über 
eine andere, 

~ die Anwohner unterstützen die Einrichtung ei­
ner Horne Zone, 

~ niedrige Fahrgeschwindigkeiten (10 Meilen I 
Stunde), 

~ der Umbau des Straßenraums durch Verkehrs­
beruhigungsmaßnahmen, wie z. B. das Ange­
bot von Sitzmöglichkeiten, das Anpflanzen von 
Bäumen, das Fehlen von Bordsteinen oder das 
Aufstellen von Spielgeräten und 

~ das Anbringen neuer Horne Zones-Zeichen 112 

(vgl. CHRISTIE et al. 2004b: 31; GLOUCES­
TERSHIRE COUNTY COUNCIL 2004: 24). 

ln einer Broschüre zu Horne Zones hebt das Ver­
kehrsministerium insbesondere die zentrale Rele­
vanz der aktiven Einbeziehung von Anwohnern, 
Vermietern, Mietern, Genieindegruppen, Kindern, 
Schulen, Kirchengemeinden, Behinderten, Ge­
schäftsleuten, der Straßenreinigung und Müllab­
fuhr, der Polizei und der Rettungsdienste hervor 
(vgl. DFT 2002b: 1f, 4) und gibt auch Beispiele für 
verschiedene Partizipationsmöglichkeiten zu un-

110 
Vgl. http://www.homezones.org.uk vom 26.04.2005. 

111 
Vgl. http://www.homezonenews.org.uklintro/index.asp vom 
26.04.2005. 

112 
Diese sind sehr ähnlich den in Deutschland verwendeten 
Zeichen 325 und 326 zur Kennzeichnung verkehrsberuhig­
ter Bereiche. 



terschiedlichen Projektzeitpunkten (vgl. OFT 
2002b: 2f). 

Kinder werden bei der Propagierung von Horne 
Zones zwar als eine der Zielgruppen genannt, aber 
die Verkehrssicherheit von Kindern profitiert durch 
die dabei realisierten Engineering-Maßnahmen im 
Wesentlichen wiederum durch die Produktion von 
mehr Verkehrssicherheit als öffentliches Gut, von 
dem niemand ausgeschlossen werden kann (vgl. 
Kapitel1 ). 

Folgende Vorteile werden von Engineering-Maß­
nahmen im Zuge der Umgestaltung des Straßen­
raums in Horne Zones erwartet: 

~ Eine Reduzierung der Fahrgeschwindigkeit, 

~ mehr Verkehrssicherheit, verbunden mit siche­
reren Spiel- und Treffmöglichkeiten im Straßen­
raum sowie einer Reduzierung der Kriminali­
tätsgefahr und -furcht, 

~ eine effektivere Nutzung des Straßenraums, 

~ eine attraktivere und abwechslungsreichere 
Straßengestaltung und 

~ eine Stärkung der Sozialbeziehungen der An­
wohner durch die Nutzung der Infrastruktur zum 
vermehrten und längeren Aufenthalt in der Öf­
fentlichkeit.113 

Die Horne Zones starteten im Jahr 1999 mit neun 
Pilotprojekten in England und Wales, vier weiteren 
in Schottland und einem in Nordirland. Im Jahr 
2002 kamen allein in England weitere 62 Projekte 
hinzu und gegenwärtig gibt es ca. 130 Horne Zo­
nes im Vereinigten Königreich. 

7.4 Urban Safety Management Guide­
lines 

Dieses auf ganze Stadtgebiete bezogene Sicher­
heitsmanagement sieht sich in der Nachfolge ent­
sprechender Überlegungen der OECD (OECD 
1990) und des DUMAS-Projektes der Europäi­
schen Kommission (vgl. Kapitel 8.5). Es 

~ entwickelt und implementiert eine Strategie für 
die Verkehrssicherheitsarbeit der gesamten 
städtischen Gemeinde, 

~ versammelt viele sicherheitsrelevante Aktivitä­
ten, z. B. aus den Bereichen Verkehrssicher­
heit, Verkehrsmanagement, Education, Enfor-

113 
Vgl. http://www.fiveroadsforum.org/concept.htm vom 25.04. 
2005. 
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cement und zu Vergehensweisen im Trans­
portwesen sowie der baulichen Nutzung von 
Grundstücken, 

~ basiert auf der Sachkenntnis, dem Wissen und 
den Meinungen der betroffenen Bürger, Politi­
ker und Praktiker, 

~ zielt auf die Verringerung der Verkehrsunfälle 
durch die Bestärkung aller in der Stadtplanung 
und dem Stadtmanagement Tätigen, Sicherheit 
als Teil ihrer Aufgabe zu sehen, und 

~ bündelt diese Vergehensweisen zu einer Stra­
tegie zur Verringerung von Getöteten, Verletz­
ten und Sachschäden (vgl. OFT 2003: 2). 

Das Urban Safety Management umfasst dabei so 
unterschiedliche Aspekte wie Verkehrssicherheit 
(Engineering, Enforcement), Straßenbau und -Un­
terhaltung, ÖPNV, Stadtplanung, wirtschaftliche 
Entwicklung, Umwelt, Gesundheit, Bildung und 
Wohlfahrt (vgl. OFT 2003: 3). 

Als Prinzipien einer "guten" Strategie des Sicher­
heitsmanagements werden genannt (vgl. OFT 
2003: 2): 

~ Die Formulierung einer Sicherheitsstrategie für 
das gesamte Stadtgebiet. 

~ Die Integration des Sicherheitsaspektes mit an­
deren städtischen Strategien, z. B. Nahverkehr, 
Stadtplanung, Schulwegeplanung. 

~ Die Beachtung aller Verkehrsteilnehmer, insbe­
sondere die der besonders Schutzbedürftigen. 

~ Die Beachtung der Funktionen unterschiedli­
cher Straßenarten. 

~ Die Integration bereits bestehender Bemühun­
gen zur Verringerung der Verkehrsopfer in eine 
übergeordnete Strategie. 

~ Die Nutzung der Vergehensweisen und Strate­
gien in anderen Problemkontexten zur Verbes­
serung der Verkehrssicherheit. 

~ Die Ermutigung aller professionell tätigen 
Gruppen zur Mitarbeit an der Erreichung der 
Sicherheitsziele. 

~ Die Beachtung eventuell die Verkehrssicherheit 
beeinträchtigender Effekte in anderen Hand­
lungsfeldern. 

~ Die Ermutigung der Einwohner und Ver­
kehrsteilnehmer, selbst zur Verbesserung der 
Verkehrssicherheit aktiv zu werden und sich da­
für verantwortlich zu fühlen. 

~ Die Umsetzung der Strategie und ihrer Ziele in 
konkreten lokalen Sicherheitsprojekten. 
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);> Die Überwachung des Fortschritts bei der Er-
reichung. der Sicherheitsziele. 

Auch dem Urban Safety Management geht es nicht 
ausschließlich um die Verbesserung der Verkehrs­
sicherheit, sondern vielmehr um einen Beitrag zur 
Entwicklung und Qualität des urbanen Lebens und 
seiner Gemeinschaften. Diese umfassende Strate­
gie benötigt eine multidisziplinär ausgerichtete und 
von politischer Seite unterstützte professionelle 
Leitung (vgl. OFT 2003: 13). 

Während die Neighbourhood Road Safety Initiative 
explizit auf verkehrssicherheitsrelevante Aspekte 
sozial unterprivilegierter Stadtviertel hin ausgerich­
tet ist, stellt das Urban Safety Management eine 
Strategie für ganze Gemeinwesen dar, zur Zu­
sammenführung unterschiedlicher Aktivitäten mit 
dem Ziel der Verbesserung der Verkehrssicherheit. 
Die Verkehrssicherheit von Kindern profitiert dabei 
im Zuge der Produktion von mehr Verkehrssicher­
heit als öffentliches Gut, von dem niemand ausge­
schlossen werden kann (vgl. Kapitel 1 ). 

7.5 Beispiel: "Safer City"-Projekt in 
Gloucester 

Die Stadt Gloucester war von April 1996 bis März 
2001 Modellstadt für den Versuch der Verringe­
rung von Unfällen durch die lmplementation einer 
- das gesamte Stadtgebiet abdeckenden - Strate­
gie des städtischen Sicherheitsmanagements. Als 
quantitatives Ziel hatten sich die Verantwortlichen 
die Verringerung der Unfälle um ein Drittel, im Ver­
gleich zu den Jahren 1991 bis 1995, vorgenom­
men. 

Mit diesem Anspruch wurde Gloucester auch Mo­
dellstadt des Vereinigten Königreichs im DUMAS­
Projekt der Europäischen Kommission (vgl. OHNE 
AUTOR 2001 b sowie Kapitel 8.5). 

Das Gloucester "Safer City"-Projekt verfolgte zwei 
Ziele: Die Verringerung der Unfälle und eine Ände­
rung des Modal Split im Sinne einer Nachhaltigkeit 
(weniger Pkw-Verkehr, mehr Fußgänger-, Fahr­
radverkehr) (vgl. GLOUCESTERSHIRE COUNTY 
COUNCIL 2004: 2). Hinsichtlich der Unfallverringe­
rung wird mit den zum Ende des Jahres 2000 vor­
liegenden Daten eine insgesamt positive Bilanz 
gezogen: Während im Jahr 1996 lediglich 32 % 
der Kinder ihren Schulweg ohne Elternbegleitung 
zurücklegten, waren dies im Jahr 2000 49 %. Ins­
besondere der Rückgang der getöteten oder 
schwerverletzten Kinder als Fußgänger (-24 %), 
erwachsenen Fußgänger (-26 %) und motorisierten 
Zweiradfahrer (-24 %) ist ermutigend. Weniger 
eindeutig fällt die Bilanz für Fahrradfahrer aus, für 

die unter Kindern ein leichter Rückgang (-5 %), un­
ter Erwachsenen dagegen ein deutlicher Anstieg 
(+9 %) zu verzeichnen ist (vgl. OFT Ohne Jahr b: 
36). 

ln der Vorstellung des aktuellen Straßenverkehrs­
sicherheitsplans wird ausdrücklich auf die von der 
Regierung initiierte landesweite Verkehrssicher­
heitsstrategie und die darin angestrebte Verringe­
rung der Verunfallung von Kindern um 50 % Bezug 
genommen. Für den aktuellen Verkehrssicher­
heitsplan wurden nach der Konsultation relevanter 
Interessensgruppen sechs Schwerpunkte festge­
legt, wobei die Verkehrssicherheit von Kindern als 
erster Punkt genannt wird (vgl. GLOUCESTERS­
HIRE COUNTY COUNCIL 2004: 9). 

Auf Kinder wird dann in den unterschiedlichen 
Kontexten Bezug genommen, so bei der Analyse 
von Unfällen, Engineering I Verkehrsmanagement 
(vgl. hierzu die Ausführungen zu den "Home Zo­
nes" in Kapitel 7.3) und insbesondere bei Maß­
nahmen aus den Bereichen Education und Trai­
ning. Ausführlich werden in diesem Zusammen­
hang die Bemühungen um die Erarbeitung von 
Schui-Mobilitätsplänen erläutert (vgl. GLOU­
CESTERSHIRE COUNTY COUNCIL 2004: 28f 
sowie Kapitel 7.2). Darüber hinaus werden Ver­
kehrserziehungsmaßnahmen für die Altersgruppen 
der bis zu 4-Jährigen, der 5- bis 7-Jährigen, der 8-
bis 11-Jährigen und der 1·2- bis 18-Jährigen 
durchgeführt. Ein Fahrradtraining, vergleichbar mit 
den deutschen Jugendverkehrsschulen, findet e­
benso statt wie ein Fußgänger-Training, der Ein­
satz von Schulweghelfern, Vorträge zur Verbesse­
rung der Schulbussicherheit oder Bemühungen zur 
Verbreitung des Tragens von Sicherheitswesten 
(vgl. GLOUCESTERSHIRE COUNTY COUNCIL 
2004: 30ff). 

7.6 Einrichtung sog. "Wall<.ing Bus"­
Routen (Fußgänger-Bus) 

Als "walking bus" bezeichnet man eine Gruppe von 
Kindern, die von zwei Erwachsenen (Elternteile) 
begleitet, gemeinsam - häufig in Zweierreihen ge­
ordnet - ihren Schulweg zurücklegen. Eitern und 
Kinder tragen reflektierende Westen. Ein ErvVach­
sener geht vor der Gruppe und fungiert als "Fah­
rer", der zweite Erwachsene geht am Ende der 
Gruppe und agiert als "Schaffner". Analog einem 
Busfahrplan folgt die Gruppe zu bestimmten Zeiten 
einem vorab festgelegten "Gehweg" und legt an 
"Haltestellen" Zwischenstopps zur Aufnahme wei­
terer Kinder in den "Bus" ein. 



Diese Maßnahme wird häufig in Zusammenarbeit 
mit Primarschulen durchgeführt. Die ehrenamtlich 
tätigen Eitern werden zuvor über das Verhalten 
von Kindern als Fußgänger geschult und die Route 
des "Gehwegs" wird auf ihre Verkehrssicherheit hin 
geprüft. 

Neben einer Verbesserung der Verkehrssicherheit 
eignet sich diese Maßnahme auch zur Unterstüt­
zung der Bewegung der Kinder, zur Förderung der 
sozialen Interaktion zwischen den Kindern oder 
zum Lernen von Fertigkeiten im Straßenverkehr. 
Darüber hinaus wird der Bring- und Holverkehr vor 
der Schule entzerrt. Diese Maßnahme bietet sich 
auch für die Integration in einen national oder in­
ternational organisierten Aktionstag an. Mittlerweile 
gibt es im Vereinigten Königreich 110 Städte mit 
156 Walking Busses. 114 

Inzwischen liegen bereits erste Evaluationen für 
diese Art von Maßnahme vor (vgl. MACKETT et al. 
2002; TOLLEY, BICKERSTAFF, SHAW Ohne 
Jahr). Dabei kommen TOLLEY, BICKERSTAFF, 
SHAW (Ohne Jahr) aufgrund quantitativer und 
qualitativer Erhebungen hinsichtlich des Staffords­
hire Walking Bus zu dem Ergebnis, dass es inner­
halb kurzer Zeit gelungen sei, Veränderungen in 
der Mobilität auf dem Schulweg zu bewirken. Da­
mit sprechen die Autoren nicht nur die Änderung 
der Verkehrsbeteiligungsart an, sondern auch Än­
derungen der Einstellungen zum Walking Bus. Die 
Evaluation verweist auch auf eine Verbesserung 
der Gesundheit der Kinder und sie liefert deutliche 
Anzeichen für eine Verbesserung ihrer sozialen 
Entwicklung, insbesondere hinsichtlich sozialer 
Kontakte, Unabhängigkeit und einem "Sinn" für 
den Straßenverkehr (vgl. TOLLEY, BICKER­
STAFF, SHAW Ohne Jahr). 

7.7 Schottland 

ln Schottland gibt die SCOTTISH ROAD SAFETY 
CAMPAIGN (2002) eine Anleitung zur Planung, 
Durchführung und Evaluation von Verkehrssicher­
heitsmaßnahmen auf lokaler Ebene heraus. Aus­
drücklich soll damit die Entwicklung kommunaler 
Maßnahmen und Initiativen unterstützt werden, bei 
denen lokale Gruppen eine zentrale Rolle bei der 
Entwicklung von Strategien zur Verbesserung der 
Verkehrssicherheit spielen. Dabei soll sich eine 
große Bandbreite von Personen und Funktionsträ­
gern angesprochen fühlen, z. B. Eitern, Lehrer, die 
Polizeibehörde, Verkehrssicherheitsberater, Ge­
meindemitarbeiter, Architekten, Verkehrsplaner 

114 
Vgl. http://www.walkingbus.org vom 11.04.2005. 
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und Straßenbauingenieure (vgl. SCOTTISH ROAD 
SAFETY CAMPAIGN 2002: 3). 

Auch diese Publikation greift - im Kontext der Re­
gierungspolitik gegen "social exclusion" - den Zu­
sammenhang zwischen Verkehrsunfällen und dem 
sozio-ökonomischen Hintergrund der Bevölkerung 
auf und zielt primär auf arme Nachbarschaften mit 
sozio-ökonomisch benachteiligten Bewohnern. Al­
lerdings ist der propagierte Ansatz problemlos ver­
allgemeinerbar und ganz generell wie eine Hand­
lungsanleitung zur Planung, Durchführung und 
Bewertung lokaler Verkehrssicherheitsmaßnahmen 
zu interpretieren. Auch die Anschlussfähigkeit zu 
anderen Initiativen der Schottischen Regionalre­
gierung werden aufgezeigt. Abgerundet wird diese 
sehr pragmatisch orientierte ausdrückliche Ermun­
terung zum nachbarschaftliehen Engagement für 
mehr Verkehrssicherheit durch eine große Band­
breite von "good practice"-Beispielen (vgl. SCOT­
TISH ROAD SAFETY CAMPAIGN 2002: 21ff). 

7.8 Weitere Einzelbeispiele 

> Umfassendes Mobilitätsmanagement 

Aus der Stadt Nottingham (ca. 267.000 Ein­
wohner) wird ein dauerhaftes Management der 
Mobilitätsnachfrage berichtet. Hierbei bedienen 
sich die Initiatoren (Stadtverwaltung, öffentliche 
und private Partner) des Einsatzes vieler unter­
schiedlicher Mobilitätsmanagementmethoden, 
wie z. B. allgemeine Verkehrsaufklärungskam­
pagnen, zielgruppenspezifische Kampagnen 
und Mobilitätsangebote, Mobilitätsberater Ue 
eine Person für Betriebe und Schulen), Informa­
tionen und Ratschläge. Das Ziel dieses breit 
angelegten Mobilitätsmanagements ist die Ver­
ringerung der Anzahl, der Länge und der Not­
wendigkeit für Verkehrsbeteiligungen im moto­
risierten Individualverkehr durch die Ermutigung 
von Organisationen und Individuen zu einem 
veränderten Mobilitätsverhalten. 

Der Initiator dieses Projektes ist die Stadtver­
waltung von Nottingham, zusammen mit öffent­
lichen und privaten Partnern. 115 Aus der Kurz­
beschreibung des Projektes ist keine spezifi­
sche Verkehrssicherheitsmaßnahme für Kinder 
ersichtlich, obwohl Kinder- neben vielen weite­
ren Zielgruppen - ausdrücklich als solche be-

115 o· d · d h · d ,. · 1ese wer en Je oc 1n en vor legenden Informationen 
nicht explizit benannt. 
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nannt werden. 116 Als Erfolg des umfassenden 
kommunalen Mobilitätsmanagements wird je­
doch hervorgehoben, dass die Anzahl der im 
Straßenverkehr schwer verletzten Kinder im 
Vergleich zur Mitte der 1990er Jahre um 49 % 
zurückgegangen ist. Die Verbesserung der 
Verkehrssicherheit für Kinder wird auch in die­
sem Beispiel wieder im Zuge der Produktion 
von mehr Verkehrssicherheit für alle Ver­
kehrsteilnehmer als öffentliches Gut bereitge­
stellt. 

)> Safer Routes to School ("Sicherere Schulwe­
ge") 

Unter diesem oder einem ähnlichen Titel ("Safe 
Routes to School", "Safer Journeys to School" 
etc.) werden diverse lokale Aktivitäten zur Ver­
besserung der Schulwegsicherheit gefasst.117 

Die Bandbreite entsprechender Bemühungen 
reicht von der Verbesserung der Verkehrssi­
cherheit vorhandener Schulwege und -mobili­
tätsarten bis zu umfassenderen Zugängen zur 
Problematik im Kontext der Verbesserung der 
kindlichen Gesundheit, ihres sozialen Bewusst­
seins und der Schulumgebung (vgl. hierzu z. B. 
die Ausführungen zu Schul-Mobilitätsplanen in 
Kapitel 7.2). 

Ebenfalls aus Nottingham werden beispielhafte 
Aktionen für die Verbesserung der Schulwegsi­
cherheit durch die Erstellung von Schui­
Mobilitätsplänen und das Projekt "Sicherere 
Schulwege" (Safer Routes to School) berich­
tet.118 Beide sind Teil des übergeordneten "Lo­
cal Transport Plan" Nottinghams für den Zeit­
raum 2001 bis 2006. Über diese Anbindung er­
folgt auch die Finanzierung aus Fördergeldern: 
So standen der lokalen Maßnahme in den Jah­
ren 2001 bis 2004 jeweils zwischen f. 370.000 
und f. 400.000 zur Verfügung plus der Finanzie­
rung von drei Angestellten. 

Als Ziele der Schulwegsicherheitsmaßnahmen 
werden genannt: 

~ Die Schaffung sicherer und gesunder Mög­
lichkeiten, den Schulweg zurückzulegen, 

~ das Sichern oder Erhöhen des Anteils der 
Kinder, die zu Fuß oder mit dem Fahrrad zur 

116 
Quelle: SMILE-Projektdatenbankabfrage zur Zielgruppe 
Kinder; Zugriff via http://www.smile-europe.org am 11.02. 
2005. 

117 
Vgl. http://www.saferroutestoschool.co.uk vom 27.04.2005. 

118 
Quelle: SMILE-Projektdatenbankabfrage zur Zielgruppe 
Kinder; Zugriff via http://www.smile-europe.org am 11.02. 
2005. 

Schule kommen bzw. das Reduzieren von 
Autofahrten auf dem Schulweg sowie 

~ die Unterstützung der Schulen hinsichtlich 
ihrer Verkehrsprobleme, insbesondere ihrer 
Erreichbarkeit für nicht-motorisierte Ver­
keh rsbeteil igu ngsarten. 

Letztlich sind alle Maßnahmen auf die Erhö­
hung der Sicherheit und Nachhaltigkeit, im Sin­
ne der Förderung des Zufußgehens, Fahrrad­
fahrens oder der Nutzung des ÖPNV, ausge­
richtet. 

Es wird berichtet, dass 94 % der Grundschulen 
und 95 % der Sekundarstufenschulen in Not­
tingham sich in irgendeiner Art und Weise hin­
sichtlich der Verkehrssicherheit auf ihren Schul­
wegen engagiert haben. 

Als Initiator dieses Projektes tritt die Stadtver­
waltung von Nottingham auf, als Partner die lo­
kale Schulbehörde. Als Zielgruppen werden 
Kommunalbedienstete und Kinder genannt. 

)> Verleihsystem für Babyschalen I Kindersitze 

Einige Krankenhäuser und Gemeinden verlei­
hen Babyschalen I Kindersitze an Eitern. Au­
ßerdem berät die Herstellerfirma Britax Einzel­
händler über den richtigen Gebrauch und die 
optimale Passung von Sitzen für Babys und 
Kleinkinder unterschiedlichen Alters (vgl. 
CHRISTIE et al. 2004a: 207). 

)> Kampagne .. Walk to School" 

Die in Kapitel 8.3 vorgestellte Aktionswoche "In­
ternational Walk to School" wird auch im Verei­
nigten Königreich seit Jahren erfolgreich durch­
geführt. Zuletzt nahmen mehr als 12.000 Schu­
len daran teil. 119 

8 Supranationale Maßnahmen 

Auch auf supranationaler Ebene gibt es Initiativen, 
welche die Verkehrssicherheit von Kindern auf der 
Ebene von Gemeinden ansprechen. Insbesondere 
der Europäischen Union kommt dabei das Ver­
dienst zu, entsprechende Projekte zu initiieren 
bzw. mit zu finanzieren. 

119 
Vgl. http://www.walktoschool.org.uk vom 11.04.2005. 



8.1 "European Molbility Week" 

Die offizielle Website der von der Generaldirektion 
Umwelt der Europäischen Kommission finanzierten 
"European Mobility Week" wendet sich an Reprä­
sentanten oder Mitarbeiter von Gemeinden und 
lädt diese zur Partizipation an einer jährlich statt­
findenden Aktionswoche zur nachhaltigen Mobilität 
ein. 120 Ziel ist der Anstoß einer breiten Debatte um 
die Notwendigkeit von Verhaltensänderungen im 
Bereich der Mobilität, insbesondere hinsichtlich der 
Nutzung privater Pkw. Ein autofreier Tag bildet den 
Höhepunkt der .. European Mobility Week". Als Hin­
tergrund dieser Bewusstseinsbildungskampagne 
wird auf die im Verkehr ausgestoßenen Treibhaus­
gase und daraus entstehende Gesundheitsgefah­
ren Bezug genommen. Die Zielgruppe Kinder wird 
zusammen mit Senioren als besonders gesund­
heitsgefährdet bezeichnet. Inwieweit auf lokaler 
Ebene im Rahmen dieser Kampagne spezielle Ak­
tionen zur Verkehrssicherheit von Kindern durch­
geführt werden, ist aus den Informationen dieser 
Website nicht ersichtlich. 

8.2 "ln Town Without My Car!" ("Mobil 
ohne eigenes Auto!") 

Eine weitere supranationale Kampagne, die mit 
der .. European Mobility Week" Hand in Hand geht, 
firmiert unter dem Titel "in town without my car!". 121 

Auch dieser Aktionstag wendet sich explizit an 
Kommunen als Umsetzer. Ein Leitfaden aus Öster­
reich für die Vorbereitung dieses Tages benennt 
die Nahverkehrsbetriebe, den Einzelhandel, Un­
ternehmen, Gastronomie, Verbände und Vereine, 
Taxi-Unternehmen, Schulen, Kindergärten, Frei­
zeiteinrichtungen, öffentliche Einrichtungen und 
Anwohner als relevante lokale Akteure (vgl. OHNE 
AUTOR 2000: 6). 

Das Ziel des Aktionstages ist die Förderung des öf­
fentlichen Bewusstseins für die Notwendigkeit des 
Einschreitens gegen die Versehrnutzung durch die 
Zunahme des Straßenverkehrs in Städten. Am Ak­
tionstag, dem 22.09.2005 sollen hierzu in den teil­
nehmenden Städten Straßen für den motorisierten 
Verkehr gesperrt werden. in dieser Kampagne wird 
insbesondere bei der Diskussion des public health­
Aspektes der Umweltverschmutzung und des Ver­
unfallungsrisikos von Verkehrsteilnehmern auf 
Kinder abgestellt. Im bereits erwähnten Leitfaden 

120 
Vgl. http://www.mobilityweek-europe.org vom 11.02.2005. 

121 
Vgl. http://22september.org/info/en/camp.html vom 11.02. 
2005. 
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werden Kinder als ..... eine der wichtigsten Ziel­
gruppen des Tages" (OHNE AUTOR 2000: 14) be­
zeichnet und explizite Aktionsvorschläge für Kinder 
und Jugendliche aufgelistet (OHNE AUTOR 2000: 
18). 

Auf nationaler und insbesondere lokaler Ebene 
gibt es eine große Bandbreite der Ausgestal­
tungsmöglichkeiten dieses Aktionstages. Inwieweit 
lokale Aktionen dabei dann tatsächlich Bezug auf 
die Verkehrssicherheit von Kindern nehmen, kann 
anhand der besuchten Kampagnen-Website nicht 
abschließend beurteilt werden. Einen ersten An­
haltspunkt geben jedoch Überblicke über Aktionen, 
die in österreichischen und deutschen Gemeinden 
im Rahmen des Aktionstages im Jahr 2000 durch­
geführt wurden. Dabei verstärkt sich zwar der Ein­
druck, dass Kinder relativ häufig in entsprechende 
Aktionen eingebunden waren, sei es im Rahmen 
der Teilnahme von Schulen I Schulklassen an lo­
kalen Aktionen oder dem expliziten Angebot von 
Spielen etc. für Kinder im für den Individualverkehr 
gesperrten Straßenraum.122 Allerdings ist der fol­
gende Anspruch offensichtlich erst in Ansätzen 
verwirklicht: .. Aktionen für und mit Kindern sollten in 
jeder teilnehmenden Stadt durchgeführt werden" 
(OHNE AUTOR 2000: 14). 

8.3 Aktionswoche "International Walk 
to School" 

Diese weltweit jeweils in einer Woche im Oktober 
durchgeführte Kampagne macht ihren Namen zum 
Programm: Kinder und Erwachsene sollen zu Fuß 
zur Schule gehen, anstaU im Auto (mit) zu fahren. 
Als Begründung der Aktionswoche führt der Flyer 
zur Kampagne 2005 folgende Argumente an: 123 

>- Durch das Zufußgehen wird eine körperliche 
Aktivität ausgeführt. 

>- Kindern erlernen beim Gehen Sicherheitsas­
pekte dieser Art der Verkehrsbeteiligung. 

);> Es wird auf die Infrastruktur für Fußgänger in 
einer Gemeinde und auf entsprechende Ver­
besserungsmöglichkeiten aufmerksam ge­
macht. 

>- Zufußgehen ist umweltfreundlich. 

122 
Vgl. http://www.eva.ac.aUpubl/pdf/carfree_a.pdf und http:// 
www.eva.ac.aUpubl/pdf/carfree_d.pdf vom 08.04.2005. 

123 
Vgl. http://www.iwalktoschool.org/downloads/iwalk-flyer-
2005-high.pdf vom 08.04.2005. 
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);> Gehen trägt zur Verringerung von Verkehrs­
staus, -geschwindigkeit und Umweltverschmut­
zung vor Schulen bei. 

);> Durch die Kampagne können Nachbarschaften 
für Fußgänger zurückgewonnen werden. 

)> Die gemeinsam verbrachte Zeit von Mitgliedern 
der Gemeindeverwaltung, Eitern und Kindern. 

Nach den Angaben auf der Kampagnen-Website124 

beteiligen sich von den in diesem Bericht interes­
sierenden europäischen Ländern Belgien (vgl. Ka­
pitel 2), Frankreich (vgl. Kapitel 3.4.1) und das 
Vereinigte Königreich (vgl. Kapitel 7 .8) an dieser 
Kampagne. 

Die Organisationsform und die konkreten Aktivitä­
ten während der Projektwoche variieren stark von 
Land zu Land, von Region zu Region und von 
Gemeinde zu Gemeinde. Als Konstanten lassen 
sich jedoch zwei Aspekte ausmachen: ln den Ge­
meinden wird die Aufmerksamkeit auf die Sicher­
heit von Kindern auf ihren Fußwegen gelenkt und 
eine Diskussion über mögliche Verbesserungen für 
Kinder als Fußgänger angeregt. 125 

8.4 "Sustainable i\/lobility Initiatives 
for Local Environment" (Si\fliLE) 

Ebenfalls eng mit der "European Mobility Week" 
und der Initiative "ln town without my car!" verbun­
den, sind die "Sustainable Mobility Initiatives for 
Local Environment" (SMILE). 126 Die Europäische 
Akademie für städtische Umwelt und das Klima­
bündnis I Alianza del Clima e.V. führen dieses Pro­
jekt gemeinsam mit anderen europäischen Part­
nern durch. Das Projekt wird durch das Umwelt­
programm LIFE der Europäischen Kommission, 
Generaldirektion Umwelt, mit finanziert. Vor dem 
Hintergrund des Anspruches, dass Gemeinden ih­
ren Bewohnern Alternativen zum Autofahren in 
Form von Geh-, Radfahrmöglichkeiten und öffentli­
chen Verkehrsmitteln anbieten sollten, definiert 
SMILE "nachhaltige Mobilität" als Versöhnung der 
Mobilitätsbedürfnisse der Bürger mit der Lebens­
qualität und der Umwelt in der Stadt. 

Kinder bilden neben Jugendlichen, Frauen, Senio­
ren, Behinderten und Menschen mit geringem Ein­
kommen die schutzbedürftigste Zielgruppe von 

124 
Vgl. http://www.iwalktoschool.org/whoswalking am 08.04. 
2005. 

125 
Vgl. http://www.iwalktoschool.org/downloads/iwalk_release_ 
2004.doc vom 08.04.2005. 

126 
Vgl. http://www.smile-europe.org vom 11.02.2005. 

SMILE (vgl. SMILE Ohne Jahr: 4). Zur Untermaue­
rung ihrer Schutzbedürftigkeit stellt die Initiative 
insbesondere auf die entwicklungsbedingten Ver­
haltensweisen und den Zusammenhang zwischen 
Mobilität I Bewegung und Gesundheit ab (vgl. 
SMILE Ohne Jahr 6). Mehr Verkehrssicherheit für 
Kinder lässt sich insbesondere durch eine Verbes­
serung der Verkehrsbeteiligungsbedingungen für 
Fußgänger und Radfahrer erreichen. Als Beispiele 
für die Zielgruppe der Kinder werden sog. ,,Wal­
king I Cycling Busses" (vgl. Kapitel 7.6), Schui­
Mobilitätspläne (vgl. die Kapitel 5.3 und 7.2), "Ho­
me Zones" (vgl. Kapitel 7.3), Fahrrad- und Fußwe­
ge genannt (vgl. SMILE Ohne Jahr 20). Weitere 
Ansatzpunkte für die Verkehrssicherheit von Kin­
dern aus einzelnen partizipierenden Städten sind 
z. B. die freie Fahrt für Kinder im ÖPNV, Verkehrs­
expeditionen zur Ergründung der Wege von Kin­
dern, die Einbindung von Kindern in Stadtpla­
nungsvorhaben, die Einrichtung eines Kinderbüros 
und dessen Einbindung in die Verkehrsraumges­
taltung, oder ein intensives Fahrradtraining im 
Rahmen der Verkehrserziehung (vgl. SMILE Ohne 
Jahr: 17ff). 

SMI LE unterstützt interessierte Kommunen durch 
eine Datenbank mit 170 bereits erfolgreich prakti­
zierten und nachahmenswerten Praktiken nachhal­
tiger Mobilität in Kommunen (Stand 11.02. 2005}. 
Diese Maßnahmen wurden in einer Befragung der 
700 europäischen Städte und Gemeinden gewon­
nen, die sich an der "European Mobility Week" (vgl. 
Kapitel 8.1) bzw. der Kampagne "in town without 
my car!" (vgl. Kapitel 8.2) beteiligt hatten. Bei einer 
Abfrage dieser Datenbank hinsichtlich Praxisbei­
spielen, die (auch) auf die Zielgruppe der Kinder 
ausgerichtet sind, wurden 18 Projekte gefunden 
(ebenfalls Stand 11.02.2005). Sofern diese Bei­
spiele für "gute Praxis" aus Ländern stammen, die 
in dem hier vorgelegten Bericht untersucht werden, 
finden sich diese Maßnahmen in den entspre­
chenden Länderkapiteln. 

8.5 "Developing Urban Management 
and Safety" (DUMAS) 

Ebenfalls für die hier zu behandelnde Problematik 
einschlägig ist das von der Generaldirektion VII der 
Europäischen Kommission geförderte Projekt DU­
MAS (vgl. OHNE AUTOR 2001a: 6). Dieses Pro­
jekt zielte auf die Erarbeitung eines Rahmens für 
die Ausgestaltung und Evaluation von städtischen 
Verl<ehrssicherheitsinitiativen. Ein wichtiger Aspekt 
war dabei die Zusammenarbeit von Ingenieuren, 
Politikern und der Öffentlichkeit sowie die Vernet­
zung mit anderen städtischen Initiativen. Zur Ver-



ringerung von Verkehrsunfällen wurde in diesem 
Projekt die Strategie verfolgt, Personen aus unter­
schiedlichen Kontexten und mit unterschiedlichen 
Denk- und Handlungsansätzen zusammen zu 
bringen, wie z. B. Verkehrsmanagement, Enforce­
ment, Verkehrserziehung und -aufklärung, ÖPNV, 
Stadtplanung und Verkehrssicherheit. Der Fokus 
der Bemühungen sollte sich auf das gesamte 
Stadtgebiet beziehen und auch sog. "verstreute 
Unfälle" abdecken, deren typische Opfer z. B. Kin­
der sind, die in der Nähe ihrer Wohnung spielen 
(vgl. OHNE AUTOR 2001a: 6f). 

Im Rahmen des DUMAS-Projektes diente jeweils 
eine Stadt aus den neun teilnehmenden Ländern 
der EU als Modellstadt Aus den in diesem Bericht 
interessierenden Ländern waren dies 

>- Baden (Österreich), 

>- Lilie (Frankreich), 

>- Maastricht (Niederlande) und 

>- Gloucester (Vereinigtes Königreich) (vgl. Kapi-
tel 7.6). 

ln dem Bericht, der die Aktivitäten in den Modell­
städten im Rahmen des DUMAS-Projektes zu­
sammenfasst, finden sich keine Hinweise auf 
kommunale I regionale explizit auf die Verkehrssi­
cherheit von Kindern ausgerichtete Verkehrssi­
cherheitsmaßnahmen (vgl. OHNE AUTOR 2002). 
Dies ist jedoch eine Folge des Management­
schwerpunkts des DUMAS-Projektes und lässt 
keine Aussagen über die konkret auf lokaler I regi­
onaler Ebene betriebenen Verkehrssicherheits­
maßnahmen für Kinder zu. 127 

8.6 "lnventory and Compiling of a 
European Good Practice Guide on 
Road Safety Education Targeted 
at Young People" (ROSE 25) 

ln diesem, ebenfalls von der Europäischen Kom­
mission finanzierten Projekt werden in allen 25 
Mitgliedsländern der EU sog. "Maßnahmen guter 
Praxis" aus dem Bereich der Verkehrserziehung 

127 
Es darf durchaus unterstellt werden, dass die Entwicklung 
der (Verkehrs-)Sicherheit in Städten ohne die explizite Be­
achtung sog. ..schwacher" (.,vulnerable") Verkehrsteilneh­
mer nicht zu leisten ist. Dies zeigt beispielhaft die genauere 
Berichterstattung über die entsprechenden Aktivitäten in 
Gloucester (vgl. Kapitel 7.5). Der Zugriff auf die Originalver­
öffentlichungen aller DUMAS-Modellstädte, bzw. eine tiefe­
re Analyse von deren konkreten Verkehrssicherheitsaktivi­
täten war in der Kürze der für die Projektbearbeitung zur 
Verfügung stehenden Zeit jedoch nicht leistbar. 
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für 3- bis 17 -Jährige gesammelt.128 Ausdrücklich 
wird dabei nur auf face-ta-face-Kontakte abgestellt. 
Auf der Basis dieses Überblicks sollen Europäi­
sche Richtlinien für die bestmögliche Ausrichtung 
von Verkehrserziehungsmaßnahmen für Kinder 
und Jugendliche zusammengestellt werden. Auf­
grund der großen Bandbreite des interessierenden 
Altersspektrums treten dabei sehr unterschiedliche 
Verkehrsbeteiligungsarten in den Mittelpunkt. Ne­
ben den Kindern und Jugendlichen selbst, sind 
auch Eitern von Babys und Kleinkindern Zielgrup­
pe dieser Umschau. 

Nach den Erkenntnissen aus dem ROSE 25-
Projekt spielt die regionale Ebene für Verkehrser­
ziehungsmaßnahmen außer in Deutschland insbe­
sondere in Belgien, Österreich, den Niederlanden 
und dem Vereinigten Königreich eine wichtige Rol­
le. Eine starke Einbindung der Gemeindeebene in 
die Organisation der Verkehrserziehung wird für 
Schweden und das Vereinigte Königreich berichtet 
(vgl. KFV 2005: 24). Ausdrücklich wird im Ab­
schlussbericht die Wichtigkeit der Vernetzung der 
Akteure der Verkehrserziehung - insbesondere 
der Schulen, der Polizeibehörden und der Ge­
meindeverwaltungen - auf lokaler Ebene und die 
Chance zur Gewinnung von Synergieeffekten un­
terstrichen (vgl. KFV 2005: 29). Die Notwendigkeit 
der (weiteren) Entwicklung breit angelegter Part­
nerschaften insbesondere auf der lokalen Ebene 
wird deutlich herausgestellt (vgl. KFV 2005: 46, 
236). 

Die Laufzeit dieses Projektes endete am 29.03. 
2005, Ergebnisse können deshalb im hier vorge­
legten Bericht nur aus dem vorläufigen Schlussbe­
richt referiert werden. Über die Kontaktaufnahme 
mit den nationalen Verkehrssicherheitsinstitutionen 
aus den Staaten, die im hier bearbeiteten Projekt 
interessieren, wurde versucht, über die im Zuge 
des Projektes "ROSE 25" zusammengetragenen 
Ergebnisse Informationen zu erhalten. Darüber 
hinaus wurde dem Forschungsnehmer der Zugang 
zur Online-Datenbank des Projektes gestattet. So­
weit dort Verkehrserziehungsmaßnahmen gefun­
den wurden, welche das Kriterium der lokalen Ver­
netzung unterschiedlicher Akteure erfüllen, werden 
diese im jeweiligen Länderkapitel dieses Berichtes 
dokumentiert. 

128 
Vgl. http://www.rose-25.org vom 14.03.2005. 
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8.7 Europäische Rotkreuz-Kampagne 
zur Straßenverkehrssicherheit 
2003/2004 

Zum zweiten Mal führten die nationalen Gesell­
schaften des Roten Kreuzes in Europa eine große 
länderübergreifende Kampagne zur Verbesserung 
der Verkehrssicherheit durch, die von der Europäi­
schen Union und der Firma Toyota finanziell unter­
stützt wurde. 129 Daran waren 26 nationale Rot­
kreuzgesellschatten aus Europa beteiligt, und zwar 
aus 14 Mitgliedsländern der EU (mit Ausnahme der 
Niederlande), aus elf EU-Beitrittsländern und aus 
lsland. 

Das Ziel der Kampagne war sehr breit angelegt, 
nämlich zur" ... Verringerung der Zahl der bei Ver­
kehrsunfällen in der EU und den EU-Bei­
trittsländern verletzten oder getöteten Schulkinder 
beizutragen" (BERNES et al. 2004: 12). Zur Zieler­
reichung setzte die Kampagne auf die Methoden 
der 

);> lnformationsvermittlung, 

);> Bewusstmachung der Gefahren und 

);> den Austausch vorbildlicher Praktiken bei der 
Verkehrserziehung und Erste-Hilfe-Ausbildung 
(vgl. BERNES et al. 2004: 12). 

Als Adressaten dieser Maßnahmen werden Schu­
len und Gemeinwesen benannt (vgl. BERNES et 
al. 2004: 12). Ihr Blick geht weg von der Perspekti­
ve auf Kinder als Opfer und hin zu einem die Fä­
higkeiten und Wissbegierigkeit der Kinder be­
tonenden Empowerment-Ansatz. Zur Schaffung 
optimaler Lernbedingungen für Kinder wird auf die 
Zusammenarbeit von Eltern, Lehrern, Kommunen 
etc. abgestellt (vgl. BERNES et al. 2004: 11 ). Als 
Kriterien für vorbildliche Praktiken in der Verkehrs­
sicherheitsarbeit werden vor diesem Hintergrund 
herausgestellt: 

);> Die Verankerung der Initiativen vor Ort und de­
ren Ausrichtung an den Bedürfnissen des Ge­
meinwesens; 

);> Die Einbeziehung aller Beteiligten (Kinder, El­
tern, Lehrer, Bildungseinrichtungen, kommuna­
le Behörden, andere Institutionen und Multipli­
katoren); 

);> Partnerschaften zwischen dem öffentlichen, 
dem privaten Sektor und den im Gemeinwesen 
tätigen Organisationen auf lokaler, regionaler 
oder nationaler Ebene; 

129 
Vgl. http://www.1-life.info vom 01.04.2005. 

);> Die Konzeption der Aktionen als kurz, einfach 
und wiederholbar; 

);> Realistisches Planen; 

);> Beabsichtigen einer Verhaltensänderung; 

);> Wirkung und Nachhaltigkeit der Aktion (vgl. 
BERNES et al. 2004: 9). 

Im publizierten Leitfaden werden folgende inhaltli­
chen Themenbereiche angesprochen: 

);> Ein sichererer Schulweg (z. B. "Fußgänger­
Bus" ("Walking Bus") zur Schule; Schulbus, Car 
Sharing etc.), 

);> Das richtige Verhalten im Straßenverkehr (z. B. 
Kindersicherung im Pkw, Websites, Kinder­
buch, Lieder etc.), 

);> Die Vermittlung sicheren Fahrradfahrens (di­
verse praktische Verkehrserziehungsmaßnah­
men, z. B. Radfahrprüfung, Fahrradführer­
schein), 

);> Eine aktive Rolle von Kindern bei der Verkehrs­
sicherheit (z. B. als Schülerlotse etc.) sowie 

);> die kindgerechte Vermittlung von Maßnahmen 
zur Lebensrettung (vgl. BERNES et al. 2004: 
8). 

Eine externe Evaluation bestätigt dieser Kampag­
ne eine hoch-effektive und effiziente Arbeit im Um­
feld von 26 Nationen. Als Schlüssel zum Erfolg 
werden das zugrunde gelegte Konzept, der institu­
tionelle Rahmen und die verwendeten Materialien 
genannt, welche die richtige Balance zwischen der 
Kohärenz auf der EU-Ebene und der Flexibilität auf 
lokaler Ebene gefunden hätten (vgl. OHNE AU­
TOR Ohne Jahr: 8). 

9 Zusammenfassung und 
Handllungsempfehiungen 

9.1 Zusammenfassung 

Die in diesem Bericht dokumentierten lokalen I re­
gionalen Verkehrssicherheitsmaßnahmen für Kin­
der weisen eine sehr große Heterogenität und vie­
le nationale Besonderheiten auf. Auffallend ist je­
doch, dass die Bemühungen um mehr Verkehrssi­
cherheit für Kinder inhaltlich häufig das Bestreben 
um eine Verbesserung der Nachhaltigkeit kindli­
cher Mobilität zum Ziel haben. Kinder sollen sich 
häufiger selbst aktiv zu Fuß oder mit dem Fahrrad 
fortbewegen und seltener passiv als Pkw-Mitfahrer. 
ln der praktischen Umsetzung bilden (inter-)natio-



nale Aktionstage oder -wochen häufig den organi­
satorischen Rahmen. 

Im vorgelegten Bericht finden sich darüber hinaus 
auch Verkehrssicherheitsmaßnahmen, die sich 
nicht primär der Verbesserung der Verkehrssicher­
heit von Kindern widmen, jedoch durch ihre Maß­
nahmen - häufig aus dem Bereich des Enginee­
ring - die Verkehrsumwelt von Kindern mit beein­
flussen. Die Verkehrssicherheit von Kindern profi­
tiert dann im Zuge der Produktion von mehr Ver­
kehrssicherheit als öffentliches Gut für alle Bewoh­
ner eines Gemeinwesens, von dessen "Konsum" 
niemand ausgeschlossen werden kann (vgl. Kapi­
tel 1 ). 

9.1.1 National quantifizierte Zielgrößen für 
Unfallopfer 

Die Europäische Kommission kommt hinsichtlich 
der Relevanz quantifizierter Ziele in der Verkehrs­
sicherheitarbeit zu folgendem Ergebnis: 

"Die Mitgliedstaaten, die die besten Ergeb­
nisse bei der Straßenverkehrssicherheit auf­
weisen, etwa Schweden, das Vereinigte Kö­
nigreich und die Niederlande, haben sich 
seit langem quantitative Ziele zur Verringe­
rung der Zahl der Verkehrsopfer gesetzt, um 
die möglichen Steigerungen der Verkehrssi­
cherheit ... uneingeschränkt verwirklichen zu 
können" (EUROPÄISCHE KOMMISSION 
2003: 9). 

Auch die Europäische Union verfügt mit ihrem- im 
Jahr 2001 vorgelegten Weißbuch -explizit formu­
lierten Ziel der Halbierung der Zahl der Verkehrsto­
ten bis zum Jahr 2010 über ein solches quantifi­
ziertes Verkehrssicherheitsziel (vgl. EUROPÄI­
SCHE KOMMISSION 2001: 77). 

ln Österreich und dem Vereinigten Königreich wird 
auf die zentrale Relevanz des Engagements der 
Gemeinden zur Verbesserung der Verkehrssicher­
heit im Rahmen der Zielerreichung der jeweiligen 
nationalen Verkehrssicherheitsprogramme explizit 
Bezug genommen. 

9.1.2 Vorteile gemeindebasierter Verkehrssi­
cherheitsmaßnahmen für Kinder 

Nach den Erkenntnissen aus dem ROSE 25-
Projekt spielt die regionale Ebene für Verkehrser­
ziehungsmaßnahmen außer in Deutschland insbe­
sondere in Belgien, Österreich, den Niederlanden 
und dem Vereinigten Königreich eine wichtige Rol­
le. Eine starke Einbindung der Gemeindeebene in 
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die Organisation der Verkehrserziehung wird für 
Schweden und das Vereinigte Königreich berichtet 
(vgl. KFV 2005: 24). 

ln ihrem systematischen Überblick über Studien 
zur Prävention von Verletzungen bei Kindern und 
Jugendlichen stellen TOWNER et al. (2001) fol­
gende Besonderheiten sog. "gemeindebasierter" 
Programme heraus: 

)> Meist war eine große Bandbreite an Organisati­
onen aus den Bereichen Gesundheit, Kommu­
nalverwaltung, Freiwilligen- und kommerziellen 
Organisationen in das Präventionsprogramm 
einbezogen. 

)> Ein solcher Zugang bietet die Möglichkeit, einen 
Prozess kulturellen Wandels anzustoßen, der 
eine optimale Mischung von Verhaltensbeein­
flussung (Education) und Umweltveränderung 
(Engineering) erlaubt. 

)> Die prominente Einbeziehung lokaler Vertreter 
und die Beförderung eines Klimas der lokalen 
Programmverantwortlichkeit bei den sog. "Sta­
keholders" werden als Schlüsselfaktoren meh­
rerer Programme identifiziert. 

)> Als wichtige Elemente gemeindebasierter An­
sätze werden angesehen: Ihre Langfristigkeit, 
die effektiv gebündelte Leitung, die Zusammen­
arbeit mehrer Behörden und Organisationen, 
die Einbeziehung der lokalen Gemeinschaft, die 
zielgenaue Ausrichtung und die ausreichende 
Zeit zur Entwicklung einer großen Bandbreite 
von Netzwerken und Programmen. 

)> Die lokal angesiedelte Programmüberwachung 
ist essenziell zur Zielführung von Interventio­
nen, Motivation der Beteiligten und Evaluation 
der Interventionen. 

)> Gemeindebasierte Ansätze erlauben die Wie­
derholung der gewünschten Informationsinhalte 
in unterschiedlichen Kommunikationskanälen 
und Kontexten (vgl. TOWNER et al. 2001: 82). 

All dies gilt prinzipiell auch für die im hier vorgeleg­
ten Bericht recherchierten und dokumentierten lo­
kalen I regionalen Verkehrssicherheitsmaßnahmen 
für Kinder. Neben unmittelbar der Unfallstatistik zu 
entnehmenden Gründen 130

, sprechen insbesonde­
re aus Sicht der Gemeinden folgende Gründe für 
ein entsprechendes Verkehrssicherheitsengage­
ment 

130 
Vgl. hierzu die Argumentation in Österreich (vgl. Kapitel 5) 
oder dem Vereinigten Königreich (vgl. Kapitel 7). 
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);> Engineering-Maßnahmen zur Geschwindig­
keitsreduzierung oder Verkehrsberuhigung er­
höhen die Lebensqualität der Anwohner, 

);> Maßnahmen zur Verbesserung des persönli­
chen Schutzes von Bürgern sind besonders 
sinnhaftund daher leicht zu vermitteln, 

);> Erfolge in der Verkehrssicherheitsarbeit haben 
in der Lokalpolitik eine große öffentliche Wir­
kung, 

);> Ausgehend von Maßnahmen auf der Gemein­
deebene können auch die Länder zu entspre­
chenden Maßnahmen angeregt werden und 

);> erfolgreiche kommunale Verkehrssicherheitsar­
beit in einzelnen Gemeinden kann als Vorbild 
für weitere Gemeinden dienen (vgl. SAMMER 
et al. 2002: 17). 

9.1.3 Lokaler Al<teur Schule 

Die Ansprache von Kindern bedient sich häufig 
edukatorischer Maßnahmen im Rahmen des 
Schulbesuchs. Hierfür gibt es eine Reihe von stich­
haltigen Gründen: 131 

);> Im Sozialkontext Schule lassen sich alle Kinder 
relativ einfach erreichen, 

);> die Erhöhung der Verkehrssicherheit von Kin­
dern auf ihren Schulwegen ist bereits an sich 
ein wichtiges Ziel und 

);> schließlich erhofft man sich, die in der Schulzeit 
gesäte "Saat" der Mobilitätserziehung auch in 
einigen Jahren noch in Form eines veränderten 
Mobilitätsverhaltens der dann jungen Erwach­
senen als "Ernte" wieder einfahren zu können. 

Erneut soll deshalb an dieser Stelle angeregt wer­
den, zu prüfen, inwieweit im Zuge des Ausbaus 
von Ganztagsschulen oder der Öffnung von Schu­
len gegenüber ihrem lokalen Umfeld, das Thema 
Verkehrssicherheit mit lokalem Bezug verstärkt in 
Schulen hineingetragen werden kann. 

Ein zweiter Aspekt der Relevanz des Engage­
ments von Schulen in der lokalen Verkehrssicher­
heitsarbeit für Kinder kommt im umfassenden An­
satz der Schui-Mobilitätspläne (vgl. die Kapitel 5.3 
und 7.2) zum Ausdruck. Für RAUH (Ohne Jahr) 
spielt das Mobilitätsmanagement für Schulen sogar 
eine "Schlüsselrolle". Diese breit angelegten Maß­
nahmen gehen deutlich über reine Schulwegpläne 

131 
Vgl. auch GUMMESSON, GUMMESSON, LARSSON (Oh­
ne Jahr: 4). 

hinaus. Insbesondere sind folgende Besonderhei­
ten von Schul-Mobilitätsplänen herauszuheben: 

> Sie streben explizit die lokale Vernetzung der 
für Verkehrssicherheit zuständigen schulinter­
nen und -externen Personen und deren Institu­
tionen ebenso an wie die Einbeziehung der lo­
kalen Presse und Öffentlichkeit, 

);> stellen auf eine Änderung des Modal Split ab, 
im Sinne einer Reduzierung der Pkw-Bring- und 
-Hol-Fahrten und der Förderung des Zufußge­
hens oder Fahrradfahrens, 

> haben die umweltbewusste Nachhaltigkeit der 
kindlichen Verkehrsbeteiligung zu Fuß, mit dem 
Fahrrad oder dem ÖPNV zum Ziel, 

);> nutzen das Instrument des Engineering für die 
unfallrisikominimierende Veränderung des 
Straßenraums im Umkreis der Schule, 

> fokussieren auch den Gesundheits- I Bewe­
gungsaspekt der kindlichen Mobilität und 

> evaluieren den Erfolg der Maßnahme. 

9.1.4 Unbeabsichtigte Folgen absichtsgelei­
teten Handeins 

Mehrmals wird in der Begründung für lokale Ver­
kehrssicherheitsmaßnahmen zür Verbesserung 
der Verkehrsverhältnisse vor Schulen, auf das 
Ausbrechen aus dem Teufelskreis stetig zuneh­
mender Bring- und Holdienste der Eltern mit dem 
Pkw verwiesen. 132 

Diese problematische Entwicklung ist im theoreti­
schen Sinn ein unbeabsichtigter Effekt absichtsge­
leiteten Handeins (vgl. BÜSCHGES, ABRAHAM, 
FUNK 1998: 151ft) jener Eltern, die ihre Kinder mit 
dem Auto zur Schule bringen oder dort abholen: 
Deren Anliegen ist der sichere Transport ihrer Kin­
der zur Schule durch die Wahl des Pkw und die 
Mitnahme der Kinder als Pkw-Mitfahrer. Handeln 
nun hinreichend viele Eltern in dieser Art und Wei­
se subjektiv rational, dann produzieren sie einen 
sog. paradoxen oder nicht beabsichtigten Effekt. 
Denn durch ihr Handeln erhöht sich der Pkw­
Verkehr vor der Schule und der Schulweg wird für 
die weiterhin zu Fuß gehenden oder Fahrrad fah­
renden Schulkinder noch gefährlicher. Das subjek­
tiv beabsichtigte, rationale Handeln der besorgten 
Eltern führt also zu kollektiv unbeabsichtigten, sog. 
irrationalen Handlungsfolgen. Dieser Teufelskreis 
soll in lokalen Verkehrssicherheitsmaßnahmen in 

132 
Vgl. z. B. http://www.milieuvriendelijknaarschool.be/nl/ 
fietsoolen/fietspoolen_htm vom 21.04.2005. 



vielen der hier untersuchten Länder durch die För­
derung nachhaltiger Mobilität, d. h. das Zufußge­
hen oder Fahrradfahren auf den Schulwegen, 
durchbrachen werden. 

9.1.5 Nationale Besonderheiten der lokalen 
Verkehrssicherheitsarbeit für Kinder 

Die in den vorangehenden länderspezifischen Ka­
piteln vorgestellten lokalen I regionalen Verkehrs­
sicherheitsmaßnahmen für Kinder werden im An­
hang zu diesem Bericht- für jedes Land separat­
nach einheitlichen Aspekten differenziert und sy­
noptisch nebeneinander gestellt. 

Nachfolgend sollen einige nationale Besonderhei­
ten der jeweiligen Verkehrssicherheitsarbeit für 
Kinder noch einmal schlaglichtartig beleuchtet 
werden: 

>- Eine belgisehe Besonderheit stellen die sog. 
Mobilitätsvereinbarungen (Mobiliteitsconve­
nants) dar. Als interessanter Ansatz erscheint 
die Kombination von Enforcement und Educati­
on, wie sie im Projekt "Jugendanzeige und Ver­
kehrsunterricht" aufscheint. 

>- Für Frankreich kann festgehalten werden, dass 
es eine unüberschaubare Zahl an Aktivitäten 
gibt, die sich auf lokaler I regionaler Ebene der 
Verkehrssicherheit von Kindern widmen, und 
über die auch offizielle Stellen (z. B. die Präfek­
turen) nicht immer einen vollständigen Über­
blick haben, wenn sie ihnen nicht gemeldet 
werden. Die Gliederung des Landes in Regio­
nen und Departements kommt der Konzeption 
lokal bzw. regional begrenzter Verkehrssicher­
heitsmaßnahmen für Kinder sicherlich entge­
gen. 

Die meisten der in Frankreich recherchierten 
Aktivitäten finden in Anlehnung an nationale 
bzw. internationale Großprogramme (z. B. 
"Marchons vers l'ecole") statt. Dabei handelt es 
sich überwiegend um Verkehrserziehungs- oder 
um Schulwegprogramme, die im Schulkontext 
durchgeführt werden. 

Interessant ist darüber hinaus die Einrichtung 
eines nationalen Verkehrssicherheitsobservato­
riums (Observatoire Nationale lnterministeriel 
de Securite Rautiere (ONISR)), das auf der 
administrativen Ebene der Regionen jeweils re­
gionale Ableger hat. Diese Institutionen betrei­
ben Unfallforschung ("accidentologie") indem 
sie verkehrssicherheitsrelevante Informationen 
sammeln, analysieren, aufbereiten und verbrei­
ten. 
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>- Als besonders interessant erscheint in den Nie­
derlanden die Qualitätssicherung verkehrser­
zieherischen Arbeitens von Schulen mittels der 
Vergabe von Zertifikaten, deren Berechtigung 
auch nach der Vergabe in regelmäßigen Ab­
ständen kontrolliert wird. Hierdurch befördert 
diese Maßnahme einen kontinuierlichen Quali­
tätssicherungsprozess bei der an Schulen ge­
leisteten Verkehrserziehung. 

);> Von den aus Österreich berichteten lokalen 
Verkehrssicherheitsmaßnahmen für Kinder ist 
insbesondere die Einbindung der Gemeinden in 
eine nationale Strategie der Erreichung eines 
quantifizierten Zieles der Unfallreduzierung zu 
nennen. Dies geschieht durch ein Benchmar­
king für Kommunen mit durchaus moderaten 
und realistischen Zielvorgaben. 

);> Von den dokumentierten schwedischen Ein­
zelmaßnahmen abstrahierend, bleibt insbeson­
dere die dort vorzufindende kindzentrierte 
Sichtweise bei der Planung, lmplementation 
und Weiterentwicklung von Verkehrssicher­
heitsmaßnahmen für Kinder zusammenfassend 
nochmals zu erwähnen. 

);> Das Anliegen der Verbesserung der Verkehrs­
sicherheit wird seitens der britischen Regierung 
eingebettet in den breiteren Kontext von politi­
schen Initiativen in den Bereichen Gesundheit, 
Umwelt, Bildung, sozialer Zusammenhalt ("so­
cial inclusion"), Verbrechensbekämpfung, ein­
schließlich einer europäischen und internationa­
len Perspektive. 

Insgesamt ist die im Vereinigten Königreich ver­
folgte Strategie der Einbindung der Gemeinden 
in die Zielerreichung der Zehnjahresstrategie 
der Verkehrssicherheitsarbeit sehr erfolgreich. 

);> Die vielfältig recherchierten, supranationalen, 
häufig europaweit organisierten eintägigen oder 
einwöchigen Verkehrssicherheitsaktionen mit 
Impulscharakter kreisen häufig um die Nachhal­
tigkeit der kindlichen Mobilität im Sinne der Ab­
kehr vom motorisierten Individualverkehr hin 
zur Fortbewegung zu Fuß oder mit dem Fahr­
rad. Auch die Aspekte der Bewegungsförde­
rung und des Umweltschutzes werden in die­
sem Zusammenhang häufiger aufgegriffen. 

9.2 Handlungsempfehlungen 

ln einem ersten Schritt sollten lokale I regionale 
Verkehrssicherheitsmaßnahmen für Kinder in 
Deutschland systematisch identifiziert, dokumen­
tiert und unterstützt werden. Hierzu könnte seitens 
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des Bundes eine z. B. im (zwei-)jährlichen Abstand 
zu wiederholende Erhebung lokaler I regionaler 
Verkehrssicherheitsmaßnahmen unter den Ge­
meinden initiiert werden. Entsprechende Maßnah­
men, Programme oder Netzwerke können dann in 
eine Datenbank einfließen, die online gestellt wird 
und interessierten bzw. bereits engagierten Ge­
meinden ein Forum zum ~egenseitigen Informati­
onsaustausch bieten kann. 33 

Die im Zuge der Umschau in ausgewählten euro­
päischen Ländern recherchierten lokalen I regiona­
len Verkehrssicherheitsmaßnahmen für Kinder va­
riieren nicht nur in ihren Zielgruppen, Zieldimensi­
onen oder hinsichtlich der beteiligten Kooperati­
onspartner mehr oder weniger stark. Sie sind auch 
stets nur im Zusammenhang mit den je nationalen 
(Verkehrssicherheits-)politischen Institutionen zu 
bewerten. 

Vor diesem Hintergrund ist die Frage zu beantwor­
ten, welche Ansätze lokaler I regionaler Verkehrs­
sicherheitsmaßnahmen oder -programme aus an­
deren europäischen Ländern für die Situation in 
der Bundesrepublik Deutschland nutzbar gemacht 
werden können. Aufgrund der hier vorgelegten 
Dokumentation der Erfahrungen aus anderen eu­
ropäischen Ländern lassen sich folgende Empfeh­
lungen ableiten: 

>- Im Ausland weiter verbreitete Verkehrssicher­
heitsmaßnahmen für Kinder sind insbesondere 
z. B. Schui-Mobilitätspläne (Belgien, Österreich, 
Vereinigtes Königreich) deren Anlage und Ziele 
auch auf die deutsche Situation adaptierbar er­
scheinen. Besonders interessant ist dabei die 
Mehrdimensionalität der verfolgten Ziele: Eine 
nachhaltigere Mobilität der Kinder (Zufußgehen, 
Fahrradfahren), mehr Bewegung der Kinder, 
eine Entzerrung der Verkehrssituation im Um­
feld der Schule etc .. 

>- Auch Fußgänger- oder Fahrrad-Busse erfreuen 
sich im Ausland (Belgien, Frankreich, Nieder­
lande, Vereinigtes Königreich) größerer Be­
liebtheit. Diese Maßnahme wird vereinzelt auch 
bereits in Deutschland praktiziert. Jedoch ist 
bisher keine umfassende Bestandsaufnahme 
und formative Evaluation dieser Verkehrssi­
cherheitsmaßnahmen für Kinder in Deutschland 
bekannt. 

>- Entsprechend den belgischen Erfahrungen aus 
der Kombination von Enforcement- und Educa-

133 
Erste Ansätze einer bundesweiten Vernetzung lokal aktiver, 
meist interdisziplinär zusammengesetzter Kinderunfallkom­
missionen werden derzeit durch den Verkehrsverbund 
Rhein-Sieg in Köln unternommen. 

tion-Maßnahmen sollte geprüft werden, inwie­
weit eine Belehrung von verkehrsauffälligen 
Kindern und Jugendlichen in Form eines kurzen 
pädagogisch durchdachten Verkehrsunterrichts 
sinnvoll und möglich ist, der den Zusammen­
hang zwischen jugendlichem Fehlverhalten im 
Straßenverkehr und hierdurch entstehenden 
Risiken individuell verdeutlichen kann. Ähnli­
ches wird bereits bei "Temposündern" prakti­
ziert, denen auf der Autobahn von verdeckt er­
mittelnden Polizisten nach dem Herauswinken 
aus dem fließenden Verkehr und der Bußgeld­
verhängung das Beweisvideo zusammen mit 
einer Belehrung vorgeführt wird. 

>- Auch für Deutschland bietet sich eine ver­
gleichbare Regionalisierung der Verkehrssi­
cherheitspraxis und -forschung an, wie sie für 
Frankreich beobachtet werden konnte. FUNK 
(2004: 111f) schlägt für die Optimierung der 
Verkehrssicherheitsarbeit für Kinder vor: 

~ Die Dauerbeobachtung und jährliche Aktua­
lisierung eines Standardprogramms relevan­
ter Indikatoren der Verkehrsbeteiligung, Ver­
unfallung und sonstiger l<inder- und straßen­
verkehrsspezifischer Indikatoren auf der E­
bene von Kreisen, 

~ ihre Aufarbeitung in Tabellenform, 

~ ihre Ablage in einer Datenbank (Verkehrssi­
cherheitsdatenbank), 

~ deren Visualisierung als thematische Land­
karten auf Kreisebene (Verkehrssicherheits­
atlas) und 

~ die Veröffentlichung der Karten in einer 
Druck- und einer elektronischen Fassung. 

>- Hinsichtlich der Qualitätssicherung von Ver­
kehrssicherheitsmaßnahmen für Kinder sollte 
geprüft werden, inwieweit die niederländischen 
Erfahrungen der Zertifizierung entsprechender 
Bemühungen an Schulen auch für Deutschland 
eine Perspektive der kontinuierlichen Qualitäts­
sicherung bieten können. 

>- Das in Osterreich praktizierte Benchmarking für 
Kommunen erscheint auch für deutsche Ver­
hältnisse interessant. Im Sinne der bereits an­
gedachten Vernetzungsstrategie der Verkehrs­
sicherheitsarbeit sollten diesbezüglich mit dem 
Deutschen Städtetag mögliche Kooperations­
formen diskutiert werden. 

>- Die insbesondere in Schweden in der Verkehrs­
sicherheitsarbeit zum Ausdruck gebrachte 
Denk- und Handlungsweise "vom Kind aus", 
sollte durchaus auch in Deutschland noch in­
tensiver durchdacht werden. Erste Ansätze der 



Entgrenzung der Verkehrserziehung (vgl. LIM­
BOURG 2002; DEUTSCHE VERKEHRS­
WACHT Ohne Jahr) oder der Kritik an der her­
kömmlichen Verkehrssicherheitsarbeit für Kin­
der (vgl. HÜTTENMOSER 2002) liegen vor und 
wurden z. B. von FUNK (2004: 69ff) zusam­
mengefasst. Durch eine solche Strategie erge­
ben sich weitere sinnvolle Anknüpfungspunkte 
(z. B. zur UN-Konvention über die Rechte des 
Kindes). 

>- Die aus dem Vereinigten Königreich berichtete 
starke Anbindung von Verkehrssicherheits­
maßnahmen an Maßnahmen zur Verringerung 
der sozialen Ungleichheit bzw. der Bekämpfung 
von Armut oder sozialer Ausgrenzung ist für die 
Situation in Deutschland sicherlich nicht geeig­
net. 

Allerdings wird auch in der deutschen Literatur 
über soziale Ungleichheiten in der Verkehrssi­
cherheit diskutiert, etwa im Kontext der Ver­
kehrssicherheit von Migrantenfamilien (vgl. 
FUNK, WIEDEMANN, REHM 2002: 55ff): So 
berichtet z. B. STIEBING (1999a, b) für die 
Stadt Hagen von erheblichen Unterschieden in 
der Verunglücktenhäufigkeitszahl zwischen 
ausländischen und deutschen Kindern. Unab­
hängig davon, ob diese unterschiedlichen Risi­
ken aufgrund kultureller Unterschiede oder auf­
grund spezifischer sozio-ökonomischer Merk­
malskombinationen im Sinne von "social exclu­
sion" aufscheinen, wären lokal ausgerichtete 
Verkehrssicherheitsmaßnahmen für Kinder in 
diesem Zusammenhang sicherlich sinnvoll. 

>- Zwar erscheint die allumfassende Breite des 
politischen Ansatzes der Verkehrssicherheits­
arbeit im Vereinigten Königreich nicht für die 
Bundesrepublik adaptierbar. Allerdings sind die 
im Bereich Verkehrssicherheit Tätigen gut bera­
ten, sich mit Aktiven aus anderen Politikberei­
chen zu vernetzen, deren Hauptzie_[,__zwar an­
ders gelagert sein kann (z. B. Gesundheit von 
Kindern, Bewegungsförderung etc.), das aber in 
seinen praktischen Konsequenzen verkehrssi­
cherheitsfördernd wirkt. 

So geht FUNK (2004: 1 05f) davon aus, dass 
das Anliegen Verkehrssicherheit für Kinder 
dann am erfolgreichsten voranzubringen ist, 
wenn man hierzu die Kooperation oder Vernet­
zung mit anderen in der bereichsspezifischen 
Erziehung von Kindern engagierten Interessen­
gruppen sucht und hierdurch die Basis der ei­
genen Arbeit erweitert. 

Überlegenswert erscheint in diesem Zusam­
menhang z. B. die Öffnung des Anliegens der 
Verbesserung der Verkehrssicherheit für Kinder 
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hin zu einer umfassenderen public health-Per­
spektive (vgl. FUNK, WIEDEMANN, REHM 
2002: 131 ). Denn neben einer Verbesserung 
der Verkehrssicherheit eignen sich insbesonde­
re die recherchierten und dokumentierten Maß­
nahmen zur Förderung der nachhaltigen Mobili­
tät (Zufußgehen, Radfahren) auch zur Unter­
stützung der Bewegung der Kinder, zur Förde­
rung der sozialen Interaktion zwischen den Kin­
dern oder zum Lernen von Fertigkeiten im 
Straßenverkehr. 

>- Angesichts des großen Angebotes an internati­
onal koordinierten Aktionstagen und -wachen 
zur Verkehrssicherheit und ihrer sinnvollen Aus­
richtung hin zur Nachhaltigkeit und Umwelt­
freundlichkeit kindlicher Mobilität, verbunden 
mit vermehrter Bewegung, sollten die Kommu­
nen in Deutschland ermutigt werden, sich an 
der lokalen Umsetzung dieser Angebote ver­
stärkt zu beteiligen. 

>- Insbesondere in den Ländern, die sich ein 
quantitatives Ziel zur Reduzierung von Ver­
kehrsopfern gesteckt haben (vgl. Belgien, die 
Niederlande, Österreich, Schweden, Vereinig­
tes Königreich), ist die Einsicht zentral und 
handlungsleitend, dass ohne spezifische Ver­
kehrssicherheitsmaßnahmen in den Gemein­
den die ambitionierten nationalen Ziele nicht zu 
erreichen sind. 

Vor diesem Hintergrund erscheint auch in 
Deutschland eine breite Diskussion über die 
moralische Verpflichtung und den praktischen 
Nutzen eines explizit quantifizierten Verkehrssi­
cherheitszieles hinsichtlich der Verunfallung 
von Kindern nützlich. Abgesehen von der gene­
rellen Schubwirkung einer solchen Selbstver­
pflichtung lassen sich in deren "Windschatten" 
dann auch die Verantwortlichkeit der Gemein­
den thematisieren und entsprechende lokale I 
regionale Maßnahmen diskutieren. 

Weitere Hinweise auf Erfolgsfaktoren oder evtl. 
Schwierigkeiten bei der Entwicklung und lmple­
mentation kommunaler I regionaler Verkehrssi­
cherheitsmaßnahmen für Kinder sind bei der Ana­
lyse der entsprechenden Erfahrungen in außereu­
ropäischen Ländern zu erwarten, insbesondere je­
ner aus Kanada, Australien, Neuseeland und den 
USA.134 

Schließlich soll auch noch ein forschungsprakti­
scher Aspekt angesprochen werden: Gerade in 
diesem Projekt hat sich gezeigt, wie wichtig die po-

134 v·l h . g . ttp://www.l-connect.ch/grsp/grspdev/compart.htm vom 
01.04.2005. 
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tenzielle Möglichkeit des Zugriffs auf Informationen 
über die Verkehrssicherheitsarbeit für Kinder ist. 
Hierbei ist zunächst die prinzipielle Publikation auf 
Papier oder in elektronischer Form, sodann aber 
auch die Wahl der Sprache bei der Veröffentli­
chung von Forschungsergebnissen relevant. Dies 
gilt nicht nur für deutsche Recherchen im Ausland, 
sondern auch für ausländische Recherchen in 
Deutschland. Denn es können nur solche Doku­
mente leicht recherchiert werden, die auch veröf­
fentlicht sind, und im internationalen Vergleich 
werden nur solche publizierten Dokumente aus 
Deutschland aufgearbeitet, die für ausländische In­
teressierte mit nicht-deutseher Muttersprache auch 
verständlich sind. in Forschungsprojekten zur Ver­
kehrssicherheitsarbeit sollten deshalb separate 
Mittel zur Übersetzung zumindest des Kurzberich­
tes des Projektes in die Sprachen Englisch, Fran­
zösisch, Spanisch und Russisch zur Verfügung 
gestellt werden. 
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